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ANDESRAT III. Sitzungsneriode (1924) 
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des 
SAARGEBIETIS. 9. Sitzung. 


Stenographischer Bericht 
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a a nn m m en m am Sms Gmsn mn Gral GE OBER Ge ER 


über die am Donnerstag, den 17. Juli 1924 in der Aula 
der Oberrealschule zu Saarbrücken 5 (Landwehrplatz) statt- 
gefundene Sitzung des Landesrates. 


— ni u nn nn 


Der stellvertretende Vorsitzende, Mitglied 
Scheuer (2.)-St.Ingbert, eröffnet um 9 Uhr 40 Mimuten 
vormittags die Sitzung» | 





Seitens der Regierungskommission sind anwesend: 


Herr Staatskomissar, Verwaltungsdirektor Dr.G.A. Liesch, 
" Regierungsrat Meyer, als Fachreferent aus der Abtei- 
lung für Sozialversicherung. 


Entschuldigt fehlen die Mitglieder: 


Albert (H.u.L.)-Altheim; Heckler (K.P.)-"iebelskirchen; 
Hussone (D.S.V.)-Webenheim; Reinhard (K.P.)-Ludweiler; 
Dr.Sender (S.P.)-Saarbrücken; Pfarrer "ilhelm (Z2.)-“'ehrden. 


Taxis Fan unE: 


SAyamag ayasıydmußousgg uaymnıgaoos 47. 


Begutachtung der Verordnungsentwürfe betr .: 





1) Versteuerung von Erbschaften und Schenkungen; 

2) Stempelsteuer; 

3) Vorübergehende Nichterhebung der Verkehrssteuer; 

4) Beaufsichtigung der öffentlich-rechtlichen Versiche- 


runssanstalten und Aufhebung des Monopols der Bayr. 
Geb3ude-Brand-Versicherung im Saargeblet; 


N Puog 


5) Erhaltung leistungsfähiger Krankenkassen; 


- 


6) Rücklagen bei den Berufsgenossenschaften. 


Vorsitzender: 











u N 
orsitzender: fe 
Ehe wir in die Tagesordnung eintreten, muß ich noch auf die 
Sitzung vom 27. Juni 1924 zurückkommen. In dieser Sitzung hat 
nach der Urschrift des »tenograms, das mir erst dieser Ta- 
e vorgelegt wurde, und nach den ziemlich übereinstimmenden 
Berichten der Presse der Herr Abgeordnete re een 
in Außeruzgen über (die Hegierung BERDERS, die beleidigen der 
Natur sind. Sofern die \ußerungen damals nach den Berichten 
lauten und sie hier am Vorstandstisch verstanden worden 
wären, so würden si» selbstverständlich zurückgewiesen und 
der Herr Abgeordnete SE ERSOR.HIBE zur Ordnung gerufen worden. 
Bei der schlechten Akustik des »aales, die überhaupt kene 
1st, und bei der Unruhe, die damala herrschte, waren die 
Außerungen hier am Vorstandstisch absolut unverständlich. 
Inzwischen hat der Herr Abgeordnete Dr.Röchling von 
dem ihm zustehenden Recht der redaktionellen Korrektur &s 
Stenogranns Gebrauch gemacht, und die fraglichen Außerungen 
haben danach eine wesentlich mildere Form. Insoweit aber 
die Außerungen dennoch einen beleidigenden Charakter tragen, 
weise ich die Außerungen nachträglich zurück, nachdem mir 
das in der Sitzung vom 27.Juni aus besagten Gründen unmög- 
lich wer. Me 
Es ist vorgeschlagen, daß wir in die Beratungen der 
Vorlagen in der leise eintreten, daß die Generaldebäatte über 
die 3 ersten Vorlagen zusammen vorgenommen wird. Berichter- 
statter darüber sind zu Punkt von Erbschaften 
und Schenkungen, Herr Kiefer, zu Punkt 2, Stempelsteuer, 
Herr Gärtner. Zu Punkt 3,Nichterhebung der Verkehrssteuer , 
Herr Becker. Ich bitte deshalb zunächst den Herrn_Abgeord- 
neten Kiefer,das Wort zu nehmen. i 
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Kiefer (Z.): Meine Herren! Wie bekannt, "begutachtete '" der Lan- 
desrat des »aargebietes im vergangenen Jahre cine große 
Anzahl Steuerverordnungsentwürfe, die inzwischen in Kraft 

etreten sind. Wer geglaubt haben sollte, die steuerliche 
esetzgzbungsmaschine sei damit für längere Zeit zum Still- 
stand gekommen, soh sich " angenehm " enttäuscht durch die 
steuerlichen Verordnungsentwürfe, die die Regierungskommis- 
sion auch für die laufende Legislaturperiode dem Landesrat 
schon vorzulegen beliebte. Darunter figuriert der Verord- 
nungsentwurf betreffend " Versteuerung von Erbschaften und 
Scherkungen. " 


| Dieser Verordnvungsentwurf ist - insofern von 
" seschichtlicher" 3edeutung, als in $ ll von einer " saar- 
ländischen Gemeinde" und einer " saarländischen Kirche ' 
je Rede ist. Die Bevölkerung des Saargebieves wird Ver- 
ständnis dafür haben, wenn die Kommission des lLandesrates 
die diesen Entwurf mit besonderer Gewissenhaftigkeit dureh- 
arbeitete, den Regierungsver;retern die Anfrage stellte, | 
was unter "saarländischer Gemeinde " und " saarländischer_ } 
Kirche " zu verstehen sei. Soweit die Äommission in der \ 
lage war, eine geschichtliche Studie zu veranstalten, konnte 
sie zum Beispiel eine spezifische "saarländische " Kırche 
nirgends entdecken. Hier eröffnet sich unseren Universitäts- 
studenten, die gesonnen sind, ihren Doktor zu machen, ein 
neues en ee denn die Erwartung ist nicht gering, 
den Nachweis geliefert zu erhalten, seit wann es "saarlän- 


nm 
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dische_ " Kirchen gibt und wer als Stifter derselben ın Fra- | 
ee ommt. Soweit das »tenogramm über die Kommissionsbera- | 
ungen ausweist, haben die Negierungsvertreter auf die An- | 
u der Kommission keine Antwort erteilt. Ob das heute | 
im Rlenum geschieht, kann ich natürlich nicht sagen. Daß die H 
Kommission einstimmig die Streichung der 'lörtchen "saarlän- 14 
dischen" vor _" Gemeinde " in der zweiten und "Kirche " in ! 
er vierten Zeile des 3 ll vornahm, darf ihr die Bevölkerung | 
des »aargebietes nicht verdenken, weil sie an dem traditio- | 
nell Geworderen nun einmal festhalten will. | 


Der angezogene Verordnungsentwurf sieht im Gegen- 
satz zu bisher auch die Zssteuerung des Gatten-und Kinder- 
erbanfalles vor, was begreiilicherweise zu grundsätzlichen 
Erörterungen Anlaß gab. Sie näher zu erläutern, kann ich mir 
en, OR das von cen »prechern der einzelnen Parteien 
wohl geschehen wird. Als gswissenhefter Berichterstatter 
bin ich aber wohl verpflichtet, auch im Bericht festzuhal- 
ten, daß betreffend der Höhe _des freizulassenden Gatten- 
und Kindererbanfalls sich eine besonders ancenehm berührende 
Harmonie und Übereinstimming zwischen links und rechts er- 
gab. Die Ibtive dieser Übereinstimmung zu ergründen, ist, 
nicht Sache des Berichterstatters. 


> Eu 4 


€ 


RR Neben der Schon angeführten Anfragen reizte die 
Bugrünäung, die die Regierungskomnission dem Verordnungs- 
entwur? zwecks Schmackhaftmachung mit auf den \ieg gab, zu 
weiteren Anfragen. In dieser Degründung is“ nämlich auf | 
Seite 2 u.a. angeführt: | 
| 
| 
| 


" Die früheren Einwendungen ( gegen die Ausdehnung 
der Erbschaftsbesteuerunge.D.3. ) dürfen heute umsomehr als 
überholt gelten.sls nicht nur die Erbschafitssteuergesetz- 
gebung des Ausländes 


1 England, frankreich, Belgien, Schweiz 
usw.) den Anfall an 


inder und &hegatten besteuert ‚sondern 


+ 





PERL 
Re | Re 
auch das Deutsche Reich diesen lieg beschritten hat. ' 


. _. Die darauf Bezug nehmenden Anfragen der Kommission 
sind die folgenden: 


'l. besteht in Frankreich die Vermögenssteuer_? 
besteht in Frankreich die Vermögenszuwächssteuer _? 


. bestehen diese Steuern in der >chweiz und in England ? 


m © W 


. werden Erbanfälle in Aktien von Gesellschaften, die 
im Ausland ihren Sitz haben, tatsächlich aber mit 
ihrem Vermögen im Saargebiet belegen sind,einbehalten ? 


Obsehon das eifrige Bemühen der Regierungskommission aner- 
t werden muß, dem Landesrat beizubringen, daß in den 
enannten Ländern eine "Erbschaftsbesteuerung " in der genann- 
en Ausdehnung bestehe mußte die Kommission aber die Nehr- 
nehmung machen, daß betreffs Vermögensbesteuerung der gleiche 
Ente okuneseiftr nicht zutage trat. Der oder die Regierungs- 
vertreter konnten auf die gestellten Anfragen nur antworten, 
daß für Amerika - was ziemlich weit abliegt - und die Schweiz 
eine Vernögensstener festgestellt werden konnte. Auch betr. 
den 'Haushaltplan konnte mitgeteilt werden, daß derselbe in 
Druck sei, er ist _j& inzwischen dem landesrat zugegangen 
und dürfte sicherlich noch für diese oder jene Betrachtung 
Anlaß sein. en die im »aargebiet dauernd ansässigen 
Menschen war auch die Äntwort des Regierun Eertreters ‚def 
Vermögen, die im Ssargebiet gegeben sind, deren Besitzer 
aber im Auslande AP Prangrench wohnen, nicht unter die 
Bestimmungen des Gesetzes fallen. Bekanntlich befindet sich 
um nur ein Beispiel zu nennen- der Aktienbesitz der saar- 
ländischen Großeisenindustrie- mit wenigen Ausnahmen- in 
Händen von Ausländern. Sofern die nicht ihren J!ohnsitz i 
yaargebiet haben, bekommt- wenn der Verordnung&sentwurf in 

22) ritt- der Steuersäckel des Saargebietes beim Tode 
eines Solchen Vermögensbesitzers im Saargebiet aber auch 
rein gar nichts. Es ist also für den Berichterstatter wich- 
tig festzustellen, daß die Erbschaftssteuer praktisch nur 

ür_ solche Erbanfälle infrage kommt,deren Nachlasser im 
seinen dauernden :ohnsıtz hatte, as era 
ist, mögen die Sprecher der Parteien darlegen. Ergebnisse 
der Beratungen: Eine Anfrage,ob der 3 21 die Fassung des 
deutschen Gesetzes darstelle, wird bejaht. In diesem Fara- 
Brapn ist _von " Berufsvereinigungen " ohne nähere Defini- 
ion die Rede, Aus dem Sinn geht aber hervor, daß es sich 
nicht um Gewerkschaften handeln kann. 






x | Die Faragraphen 1 bis 8 werden einstimmig ohne 
Anderung angenomnen. | 

u $ 8 wird mit Mehrheit beschlossen- dieser 
Paragraph sieht die Kategorien der Erbschaftssteuer-Pflich- 
igen vor - die Xlasse I (Ehegatten) und Klasse Kinder 
und diesen Gleichgestellte) zu streichen. Diese Streichung 
wird mit derselben Stimmenzehl auch zu den $$ 9 und 10 be- 
schlossen. N | RN 

Za $ 9 (Steuertarif) wird beschlossen, die Sätze 
wie folgt zu ändern: | 


statt 75.000.-Franken = _50.000.- Franken 
 1oVeUOO, = 100.000. - h 
".800.000.- = 200.000, - 
Statt 
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statt 400.000.- Franken = 300.000.-Franken 
24.1. 4,000, 000, > he a 1412 ra 07 A 
" - 65.000.000. - A yo ro ee 


Das Sprunghafte im Regierungsentwurf hat die \ommission 
demnach in " ruhigere " Bahnen zu bringen versucht. Die 
neue larıfierung wurde einstimmig angenommen. 


Zu_$ 10 Ziffer 3 wurde von einem Mitglied bean-. 
yeaet den Betrag von 3.000.-Franken - steuerfrei zu blei- 
bender Betrag bei Gatten-und Kindererbanfall- auf 10.000. - 
Franken zu erhöhen. Ein anderes lüutglied beantragt, diesen 
Betrag auf 20.000.-Franken zu erhöhen. Für den ersteren 
Antrag stimmen zwei Mitglieder, für den letzteren alle Mit- 
glieder gegen zwei. 


Zu $ 11 wurde beantragt, den Satz 5 v.H. in 10 
v.H. umzuändern. Bei diesem Paragraphen handelt es sich un 
Erbanfälle bezw. Sehenkungen an Kirchen, Gemeinden ‚Gesell- 
schaften usw. Der Antrag wird mit allen gegen 4 Stimen 
abgelehnt. 


Zu Ziffer 4 des $ 11 wird beantragt : 






4) Zuwendungen an Pensions-und Unterstützungskassen 
sind steuerfrei." 


Gleichzeitig wird beschlossen, diese Ziffer 4 des $ 11 den 
$ 10 der die Steuerfreiheiten vorsieht - als Ziffer 6 an- 
zugliedern. in ern des $ IO lautet die neue Fassung: 

" Zuwendungen an Pensions-und Unterstützungskassen' 
Diese Änderung wurde einstimmig beschlossen. 


Zu (römisch) Ziffer II des $ 11 wird mit 6 gegen 4 
Stimmen beschlossen, den Betrag von 2.000.-Franken in 
0.000.-Franken abzuändern. Es handelt sich da um den 
aseuerireien Betrag eines Anfalles oder einer »chenkung 
an eine kemeinde oder Kirche. 


Zu $ 16 wurde einstimmig beschlossen, die Ziffer II 
zu streichen und wie folgt zu ersetzen: 


" Jeder brwerber haftet nur für den Teil, der auf ihn 


r 


entfällt. 
Die Fassung im Entwurf lautet: 


" Neben dem Erwerber oder dem mit der Zuwendung Be- 
Schwerten haftet jeder Erbe in Höhe des \lertes des 
aus der Erbschaft Impfangenen für die Steuer der 
am Erbanfall Beteiligten als Gesamtschuldner, " 


In der en UBeofussune erblickte die Kommission einstin- 
« mig eine Ungerechtigkeit. ‘.enn beispielsweise von drei Er- 

ben sich zwei im Ausland befinden, die nicht freiwillig ih- 
ren Steuerbetrag abführen, dann müßte nach dem Regierungs- 
 entwurf der im Ssargebiet wohnende Erbe auch den re 
trag der anderen mitbezahlen. 


‚ „Dem $ Z1 wird zugestimmt, nachdem sich ergeben, daß 
er die Fassung des deutschen Ges-tzes darstellt und der 


Begriff 
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Begriff " Berufsvereinigungen " klar erkannt ist. 


Zu _$ 28 behält sich eine Partei die Stellungnahme 
bis zum Plenum vor. Die Kommission ist sich aber einig 
darin, daß die Erbschaftssteuer in Raten Bern werden 
kann und zwar auf wertbeständiger Grundlage. lüt der In- 
kraftsetzung der Verordnung & 1 ds.Js. erklärt sich 
die Kommission, wie auch der Vertreter der Regierung ein- 
verstanden. 


Zum Schlusse erlaube ich mir noch, die Mitglieder 
des Landesrates auf die " Verordnun betr. se Erh jatta 
er 


einer 'Vermögenssteuer " vom 8. Dezem % 1923 (amtsplatt 
Regierungskommission Nr. 29 vom 18. Dezenber 1923) hinzu- 
weisen. 


(Bravo!) 
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Vorsitzender: Zur Vorlage betr. die ütempelsteuer hat das ort 


der Abgeordnete Gärtner! 


Gärtner (Z.): Neine Herren! Die ßlerunEnrot lage betreffend 


Stempelsteuer wurde von den 
Rechtsfragen beraten. 

3“ er eglerungsyertreter erklärt auf Befragen, daß 
das Ergebnis der Steuer sehr schwer zu überschätzen sei 
und durch die in den neuen Tarif nicht übernommenen alten 
Besuniscren und bayerischen larifstellen (Anhang I zur 
; erandung) auf einen minimalen Ertrag herabgedrückt wor- 

en ist, 


_. ..„Femer erläutert der Negierungsvertreter folgende 
Bezeichnungen: 


mmissionen für Steuer-und 


Unter Taerifstelle 54 " Punktionen " ist ein nicht endgül- 
tig abgeschlossener Vertrag zu verstehen. 


Unter larifstelle 72 " Vokationen" ist eine Ernennung zu 


verstehen un 


unter larifstelle 20 " Erbrezesse " ist eine Erbausein- 
andersetzung ausgedrückt. 


Ein Mitglied wünscht, daß der Begriff : Arbeitsverträge 
näher bezeichnet wird. 


Der Regierungsvertreter er die Kollektivver- 
träge(beruhend auf Ärbeitsordnung pp. ) fallen nicht unter 
den stempelpflichtigen Pegriff.: 


Die $$ 1 bis 3 
werden unverändert angenommen. 
| In $ 4 
wird in der Ziffer f, w_g8 da heißt: in Klammern " Buch- 


stabe & "' gesetzt : Il." Im übrigen wird der Pe- 
ragraph ohne Anderungangenomnen. 


a5 
wird die Ziffer II gestrichen, da diese Ziffer als über- 


flüssig erachtet wird; Im übrigen wird der Paragraph ohne 
nderung angenommen. 


Die $$ 6 bis 16 


werden ebenfalls ohne Änderungen angenommen. 
| In $ 17 


wird in Ziffer II unter e Tarifstelle 48 in Tarifstelle 18 
umgeändert, & 
Auf Anregune des Fachreferenten der Regierung wird 
hinter $ 17 ein $ 18,der von Ordnungsstrefen für Privat- 
personen handelt, neu aufgenommen. 
Dieser lautet: 


3 18 


Festsetzung von Ördnungsstrafen für Privatpersonen. 





Tr 
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Wenn in den Fällen des vorhergehenden Paragraphen 
aus den Umständen sich ergibt, daß eine Steuerhinterziehung 
nicht hat verübt werden können oder nicht beabsichtigt wer- 
den ist, so tritt statt_der vorgecachten Geldstrafen eine 
Ordnungsstrafe bis zu 300.-Fres, ein. 


Mit der Aufnahme dieses Faragraphen erklärt sich die 
Kommission einverstanden. 


Die folgenden Paragraphen sind entsprechend in ihrer Nun- 
mer zu ändern. 


Die $$ 18, 19 u.20 


der Vorlage werden unverändert angenommen. 


In $ 20 wird nur auf Antrag des Fachreferenten die Ziffer e 
gestrichen, die. Ziffer d wird demgemäß Ziffer c. 
Mit der Änderung ist die Kommission einverstanden. 


In $ 21 


der Vorlage werden in Ziffer II die Worte: "zuständige 
Steuerstelle" ersetzt durch die Worte :" zuständige Direk- 
tion für Finanzen und Forsten." 





In Ziffer Ill wird dieselbe Änderung vorgenommen. 


Mit dieser Änderung ist die Kommission einverstanden. 
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Der_$ 22 
wird ohne Änderung angenommen. 

In_$ 23 | 
Ziffer I werden cie Worte: * Angelegenheiten des " ge-_ | 
strichen, sodaß die Fassung lautet: " Mitgliedes der Re- | 


gierungskonniss ion für die Finanzen und Forsten durch die 
teuerstellen geführt. " 


Diese Fassung wird einstimmig angenommen. 


| 
| 
| 
Die 38 24, 25 und 26 der Vorlage 


werden unverändert angenommen. 


In $ 27 der Vorlage 


N PWoZ 


werden in Ziffer III die Worte:'" Angelegenheiten des " 
gestrichen.. 


1 


Mit der Streichung ist die Kommission einverstanden. 


Die Kommission drückt den !unsch aus, daß eine Zusammen- 
stellung der nunmehr gültigen Texte der Reichsabgabenord- 
nung erfolgt oder, wenn noch Abänderungen getroffen werden | 
Ben. diese möglichst schnell dem Landesrat vorgelegt 1 
werden. | 


nn ee ER an = = - 


Vor der Besprechung des lariis wurden folgende 4 
allgemeine Änträge Sestellt: | 


1. Die Stempelsteuer soll mit den Gerichtskosten 


7V 


zusammen 





zusammen durch die. Gerichtsbehörden erhoben werden. Hierzu 
wurde bemerkt, daß diese ELaBE bereits Gegenstand von Er- 
Öörterungen gewesen ist. Die Früfung habe zu einer Ablehnung 
Br a aine besöndere Vereinfachung dadurch nicht er- 
zielt würde. | 


 &. Die Entwertungsvermerke sollen vereinfacht werden 
dergestalt, daß die Otempelmarke nur mit dem Entwertungsda- 
tum zu versehen ist. 


3. In dem Absatz II der Schlußbestimmungen sollen die 
a aanen Gesetze und Verordnungen besonders bezeichnet 
werden. 


Zu dem Stempeltarif werden nachstehende Anträge _ 
gestellt und soweit nichts besonderes vermerkt ist, einstim- 
mig angenommen. 


Za Tarifstelle 1 wird beantragt, folgenden Satz an 
den Schluß der Ziffer aufzunehmen: 


" ferner der im Grundbuch,Nachlaß und Vormundschafts- 


sachen eingereichten Abschriften oder Ausfertigungen. " 


Es wird beschlossen, die Beträge von 3ı-Fres, in 5.-Fres. 
und die Beträge von 6.-Fres. in 8.-!res. im larif laufend 
zu ändern. 

Auf Seite 4 wird die larifstelle 3 auf Antrag Eo- 
strichen mit der Begründung, daß die Annahme eines Kindes 
dem Staate die Fürsorge erspars und deshalb die Verträge 


darüber steuerfrei bleiben können. | 


Auf Seite 7 der Vorlage wird in Tarifstelle 8 in 
Ziffer a der Butrag von 1.-Fres. in 2.-!res. abgeändert 
und in Ziffer ce der Beirag von 1.-Ires. in_6.-Fres. 
in Ziffer d der Betrag von 4.-!res. in 6.-!res. 


Zu Tarifstelle 9 auf Seite 9 der Vorlage wird bean- 
tragt, deu Stenersatz von 1 w,T. au > v.l.aazuändern. 
Desgleichen wird der bewuiug vn RN.-!res. in 2000.-Fres, 
abgeändert. 


.— nen 


Zu Tarifstelle 10 auf Peite 10 wird für die Ziffer e 
der Betrag von 100.-Fres. : beantragt, und für Ziffer d 
der Betrag von 100.-Fres. beantragt. 


Zu Tarifstelle 10 auf Seite 11 wird in der 14. Zeile 
unter der Ziffer b zwicchen j> 10.000,-Fres, eingesetzt: . 
" angefangene ", sodaß die Ste1Te lautet: 


" für je angefangene 10.000.-Fres." 


In Tarifstelle 12 auf Deite 13 des larifs wird der 
Betrag von 5.-!res. in 10.-Fres. abgeändert, 


Zu Tarifstelle 13. In der Befreiungsvorschrift Ziffer 
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Ziffer 4 b ist in der vorletzten Zeile,hinter das \ort: 
Bearbeitung einzufügen: 


12 


oder zur Erstellung von ee gemäß 
art 4 gder Verordnung vom 27. Juni 1923 (Amtsbl.Nr.413 


Zu Tarifstelle 16 auf Seite 17 wird beantragt, eine Befrei- 
ungsvorsehrift mit folgendem !"ortlaut aufzunehmen: 


" Befreit sind Verträge über Nießbrauchbestellungen 
zwischen Ehegatten und Verwandten bis zum 2.Grade. 


Zu diesem Antrag behält sich die Sozialdemokratische 
Fraktion ihre Stellungnahme vor, während die übrigen. Mit- 
glieder für den Antrag sind. 


In Tarifstelle 19 auf Seite 18 wird der Betrag von 
1.000.-Fres. in 3.000.-Frces. umgeändert. 


In Tarifstelle 21 auf Seite 19 ist ein Druckfehler 
zu verzeichnen, in dem es heißt,»teuersatz 2 v.H. anstatt 
ww 





2 v. T. ist der richtige Satz. 


Ferner sollen die Befreiungsvorschriften auf Beurkundungen 
von zinsbaren Darlehen ausgedehnt werden, die zur Erstel- 

ung von Kleinwohnungsbauten gemäß der Verordnung vom 27- | 
Juni 1923 (Amtsblatt Nr.413 Seite 143 ) dienen. A 


a ueySn1q1009 0 7 


Zu Tarifstelle 22 auf Seite 25 wird der Betrag von 
1.000.-Fres. in 3.000.-Fres. umgeändert. 


| 
MER | 
| 


Über die Versteuerung von Sichgrheitsübereignungen 
und Höchstbetragshypotheken sind der Kommission Auskünlte | 
in einer der nächsten Sitzungen zugesagt. | 


In Tarifstelle 24 wird die Befreiungsgrenze von | 
8.000.-Fres. in 12.000.-Fres. abgeändert. 3 


: Du 


Die Kommission war einmütig der Auffassung, daß ‘ 
Stempelbeträge von 1 bis 3 Fres ke: einbringen werden. 
Daher wurde einstimmig beschlossen, daß die stempelfreie 


1 


Grenze heraufgesetrt werden muß und daß demgemäß aber auch 
die Beträge von 3 auf 5 und von 6 auf 8 F'rancs als 
Anfangssätze hinaufgerückt werden müssen. 


( Bravo ! ) 





CH 
ed 


a N 
sitzender : Das Wort zu Punkt 3 hat der Berichterstatter Herr Becker ! 


ker (Z.): Meine Herren! Bekanntlich hat der Herr Präsident RAUMT 
| vor einiger Zeit,als die Negierungskommission eine Reihe Abge- 
ordnete cmpiing angexündie*, daß das saarländische Wirtschefts- 
ıeren dadurch unterstützt werden soll, daß die vorgenannte Ab- 
gebe einstweilen nicht erhoben werden soll. 
Die Abgebe betrug früher: 


Im Personenverkehr 10 - 16 % des Seförderungspreises (unter 
Freilassung des Arbeiter- und »chülerverkehrs), im füterverkehr 
7% des Feförderungspreises (unter Freilsssung des Kohlenver- 

S ; .. 


. 


Dje Stempeisteuer für den Güterverkehr hat die Regierungs- 
kremission Jurch Verordmung vom 28.Mai 1924 bereits ermäßigt. 
5 In der Begründung sagt die Regierungskommission, daß die 
Steuer auch IJenn erhobeth wird, wenn das Verkehrsunternehmen 
mit Verlust arbeitet. letzterer Umstand trifft natürlich in be- 
Sanderem N\aße im Seargebidt Zu and da schliefRlich die landes- 
kasse das Defizit der Eisenbahn decken muß, erscheint es zweck- # 
mäßiger euf dio Abgabe zu verzichten) d&a_ ja dadurch eine ErEr . 
seitige Abrechnung der beteiligten Verwaltungen erspert bleibt. 7% 

fe Aus Billigkeitsgründen ist die Nichterhebung der Abzabe } 

euch auf die Klein-und Straßenbahnen ausgedehnt worden, zumal | 
das Zinanzielle ärgchnis zus der Abgabe bei diesen Unterneh- 
mungen gering 1ıSt. Ä 

“nie I,vzd V, Kommission des Leandesrates, die sich mit 
der ’erordnung befaßt haben, haben folgende Äpänderungen ge- 


troffen.: 


Die Einleitungsformel zur Verordnung soll lauten: 
hi Auf und der 9% 19,23 und 26 der Anlage zum Abschnitt_IV 
(Teil S)des Friedensvertrages von Versailles und gemäß ihrem Be- 
schluß von. :...........verordnet die Regieruigskommission:" 
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Im übrigen wurde die Vorlage unverändert einstimmig ange- 
nommen. ER 

Es sind mir nechträglich noch einige Eingaben von der Ge- 
sellschaft für Straßenbahnen im Saartal A.-G. und Kreaft-und Ver- 
kehrswerke A.-G.Sasrlouis zugegangen. Die Eingaben sind im Ok- 
tober an den lendesrat gegangen und haten mich als Berichter- 
statter gestern erreicht. Diese Zingaben haben Anscheinend ei- 
nen großen Umweg gemacht. Zuerst gingen sie an den Herrn Gene- 
relsekretär weiter. lLch möchte den Aerrn Präsidenten bitten, 
deß Eingaben, die :r den Landesrat gehen, nicht an den Herrn 
Generalsekretär weitergeleitet werden. \an könnte dadurch den 
Eindruck gewinnen, daß alle Eingaben, die an den Ländesrat ge- 
langen, erst eine Zensurstelle zu passieren haber. 


3 PYoZ 


Ä 





sitzender: Zu die:’r ©sche hat der Herr Abgeordnete Dr. Röchling 
noch einige Ergänzungen ‚seiner Ausführungen in der letzten 
Sitzung zu machen. | 








Dr. Röchling > 
Ta N 








-12/13 - 


Dr. Röchling (DSV): Ich bedauere, daß ich nicht ganz verstanden 

worden bin. Nach den Erklärungen des Herrn Tünister Lambert, 

| die er zu einer Zeit machte, als die Mitglieder des landes- 
rates mit der Regierungskommission wegen der Wirtschaftskrise 
verhandelten, seı BES oBlossen worden, die Verkehrssteuer un 
v5 % herabzusetzen. Das bedeutet eine Mindereinnahme von 
1 Million Franken. Ferner bedeutet die Ermäßigung der kisen- 
bahntarife eıne Mindereinnahme von 3 1/2 Millionen Franken. 
Die Ermäßigung der Trersportkosten für Kokskohle bringt einen 
Ausfall von 2 Millionen Franken. Dsß die Ermäßigung der Ver- 
kehrssteuer 1 Million Franken ausmächt, wird uns hıler vorge- 
tragen, nicht aber die Ermäßigung der Frachten usw.um ö 1/2 
Millionen Franken. Von diesen 1/2 Millionen Franken kommt 
bei den etwa 60 bis 70 % der Kohlenproduktion, die das »aar- 
gebiet verlassen,mehr als die Hälfte dem französischen Staat 
zugute. Mein Einwand erhebt sich vor allen Dingen dehin,daß 
mit! der einen Hand dem französischen Staat 70 % der Ermäßi- 
zung in die Tasche geschüttset wird, während er bei der ander- 
weitigen Hereinbringung der Summe nur zu.i/7 herangezogen 
werden kann. Zu 6/7 ist dieses Defizit von der Bevölkerun 
zu tregen. Bei der Ermäßigung der Frachten verdient Frank- 
reich mindestens 50 %o, macht also ein feines Geschäft.\an 
kann immer den alten Spruch wiederholen: Quidquid id est 
Timeo .Danaos et donne esantes. 


Vorsitzender: Des Wort het der Herr Staatskommissar Dr.Liesch. 


Staatsksmnisser Dr.Liesch: Nach dem Gesetz über gie. Penteusrung 
des Personen-und Güterverkehrs vom 8.4.1917 sind nach 3 5° 
Ziffer 8 von der Abgabe befreit. Die Ziffer lautet: 


1: "Beförderung vn Steinkohlen,, Braunkohlen, Xoks 
und Freskehlen aller Art im Eisenbahnverkehr 
Bi: sind von der Abgabe befreit." 


nn ya en un He 
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Vorsitzender: Das Wort hat der Abgeordnete Lewacher 


 Tevacher (Z2.): Meine sehr verehrten Herren! Wir sprechen heute ° | 
Be. : über verschiedene Steuervorlagen. Der Landesrat ist natür- | 
ne lich nieht in der lage, Steuern ins Blaue hinein zu ewil- 
© ligen bezw. sein Gutächten dahin abzugeben, daß diese 
HR Steuern erhoben werden können, solange nicht feststeht, 
£g ob diese »teuern notwendig sind. Ob diese Steuern notwen- | 
| dig sind, das läßt sich nur ermitteln an Hand des Haushal- 
tes des Saargebietes, per uns von der Regierung auch dıe- 
Be: ses Nal en zur Kenntnisnahme zugegangen ist. 
Sa habe grundsätzliche Ausführungen vorauszuschicken. Durch 
2 den Vertrag von Versailles sind die deutschen Gesetze ,so 
B. wie sie hier bestanden,aufrecht crhalten worden. Der 
Ziffer 2 des Saarstatuts besagt das ausdrücklich. Sind die 
AB deutschen Gesetze aufrecht erhalten worden,so sind_sie na- 
Pe  türlich auch insofernn aufrecht erhalten worden, als sie 
Be - den Haushalt angehen. Nach den damaligen Gesetzen, die al- # 
ie. so _hier im Saargebiet gelten,ist der taatshaushalt gere- 
: ... Belt durch ein Gesetz und nicht durch eine Verordnung der 
a egierung. Ä 





(Zuruf: Sehr richtig !) 


® sk der Peparebeusha.‘ aber ein Gesetz, so muß er uns 
nicht zur Senntnisnahme vorgelegt werden, sondern zur Be- 
Pa gutachtung. 4 


= (Zuruf: Sehr richtig !) 


er: fir verlangen also, ich Bro diese Forde ausdrück- 

ER ich im Namen meiner politischen Freunde aus, daß uns der 
Etat vorgelegt wird nicht zur Kenntnisnahme, sondern zur 
Be rachtung 


( Zuruf: Sehr richtig !) 


ee Ich knüpfe daran den Wunsch, daß in Zukunft die Nechte des 
rs Landesrätes - es ist ein zweifelloses Recht des Landesrates, 
ee diese Begutachtung - auch noch über die gegenwärtige Ge- 
schäftsordnung erweitert werden. \:ir verlangen insbeson- 
dere, was wir in der vorigen Sitzung bereits vorgebracht 
haben, die Immunität. ir verlangen das Recht der lnitia- 
tivanträge. ir verlangen überhaupt, daß der Landesrat 
a ausgebaut werde, zu einem wirklichen Parlament,denn ein 
Pe solches hat die »aarbevölkerung bitter notwendig. Ich habe 
Es das Zutreuen - ich will mich einmal mit den höflichen ior- 
=. ten des Völkerbundes ausdrücken- zu der Weisheit der Re- 
oe gierungskommission, daß_sie den Weg bald findet, um diese 
zu notwendige Form ins Leben zu rufen. 
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"Prog 


Zum Etat selbst zu sprechen, ist hier außerordent- 
lich schwer. Wir haben hier ein Buch bekommen, vor 14 Te- 
gen ungefähr, das hat 151 »eiten. \lenn man nun eine Be- 
zeichnung fü dieses Buch sucht, dann gibt man ihm wohl 


Fo am besten den Namen " Ein Märchenbuch für vorwitzige Kinder. 
© 
| 


) 
| 
| 
| 
| 


(dachen ) 

Denn dieses augb ist wirklich ein Märchenbuch, es stehen i 
da wunderbare Zahlen drin. Diese Zahlen sind zum größten 
Teil. soweit man das kontrolliren kann, nicht richtig. 


Be: Um 








IQ 
Aa) (I 


lc 


Um uns einen Anhalt zı geben für die Einnahmen und Ausgaben, 
stehen zunächst die -ahlen für 1923 und dann die Zahlen für | 
1924. Über den Zahlen für 1924 steht ' Voranschlag für 1924', 7 
und über den Zahlen für 1922 steht schelmischerweise Etat- 
ansatz". Man hätte auch das schöne deutsche Wort " Voran- 
schlag “ ruhig lasson können. Also die Zahlen für 1923 sind | 
nicht die Zahlen, wie sie das Jahr 1923 ergeben hat,sondern | 
das sind die Zahlen, die der damalige, wie soll man sagen, 
| "Priseur des Etats ", sich 1923 zurecht geschrieben hat.!ien 
hätte zum Mindesten verlangen können, deß man uns die Zahlen 
gibt, die 1923 nun wirklich herausgekommen sind. Was in Ein- 
nahmen und Ausgaben sich nun wirklich herausgestellt hat, 
das hätte man doch aucı innerhalb der Zeit, die man sich für | 
den Etat für 1924 gelassen hat,;feststellen können. "ir haben | 
den tat für 1924 bekommen, nachdem das Jahr 1924 schon halb 
herum ist. Also das sind Ziffern, mit denen wir won 52 - 
rieren können. Es wird interessänt sein, einige Beispiele 
herauszugreifen. Die Eisenbahn, die sollte nach dem "Etat- 
ansatz ", um dieses schöne Wort zu gebrauchen, für 1923 nit 
einem Defizit von rund 23 Millionen Franken schließen ‚genau 
‘sind es 23,9 Millionen Franken, während in !irklichkeit-die 
Spatzen pfeifen es schon von den Dächern- dieser Verlust der 
Ei nieht 23,9 , sondern rund 45 Miliionen Franken be- | 
ragt; 4 


(Zuruf: Hört, hört !) 


Wenn BERESBenuber nun für das Jahr 1924 ein BL. TOR von 
16 /2 Millionen erwartet wird in diesem schönen Märchenbuch, 
so ist darauf hinzuweisen, daß nach Kennern der Verhältnisse 

; bei der Eisenbahn der Verlust in diesem Jahre der gleiche 

| bleiben wird wie 1925. "ir werden also nächteinen Verlust 

Be von 16 /2 Millionen zu erwarten haben, sondern einen Ver- 

' lust von mindestens 40 Millionen Franken. 


( Zuruf: Hört, hört !) | 4 


... Irgendwo anders in diesem schönen \Märchenbuch steht 
| als Binnahme für das Ein-und Ausfuhremt 180.000.-Franken. 

| Dabei wird mir von Kennern gesagt, daß das Ein-und Ausfuhr- 
| amt eine tägliche Einnahme von öfters 30.000.-Franken habe. 
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( Zuruf: Hört, hört!) 
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Das wäre also rund die Einnahme einer Woche,die man hier für 
| das ganze Jahr eingesetzt hat, und nicht für ein Jahr. Sie 5 
| sehen also,das Buch verdient wirklich den Namen "Wärchenbuch". 
| Ich muß sagen, es ist nicht einmal ein schönes Märchenbuch, 1 
ich habe schon viel hübschere Märchenbücher gesehen. # 


= ( Iachen 


z 


Außerdem sind die ganzen Zahlen reine Phantasiezahlen ‚weil 
überhaupt der berühm;e Zapierfranken genommen ist. 
eine Herren! "Yir.die wir als Abgecrdnete in Stadt- m 
und Kreisverwaliungen den Etat aufgestellt haben, wissen, ws ® 
wir zur Zeit mit der Papisrmark erlebt haben, wir.wissen wie 
ein Stat bei einer nicht bestäöndisten Währung aussieht, Ein : 2 
Etat,den man Montags aufgestellt Nat, war Samstags schon u 
wieder falsch. Die Kegierunzzkomission muß endlich zu einer 
wertbeständigen Währung ü)erzehen. VIr wiederholen diese For- 
derung jetzt. Bei der Intsons:dunn in „ondon entscheidet sich 
euch das Schicksal des deutschen Volkıs zum großen soil. 4 
/enn 





7 
. ' 
h 
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Ei Wenn Frankreich die BRLES TEE TIGE Stellung, die es einnimmt, 
°@ weiter beibehält, daun ist die latsache sicher, daß sein 
N Franken wieder fällt und dann ist es auch für dic Regierungs- 
Se kommission des »aargebietes sicher, daß diese schönen Zahlen 
3 Phantasiezahlen bleiben. ER 
N . Nun möchte ich fragen, wie soll man angesichts eines 
N: derartigen Etats Vertrauen haben zu der Rechnungslegung der 
Bu: Regierung, ein Vertrauen, das wir uns doch so gerne bemühen, 
ie zu erfassen. "ir haben verschiedentlich versucht, in direkte 
= Beziehungen mit der Regierungskomission zu kommen. \ir ste- 
hen auch vor weiteren Besprechungen. Ich bedauere aus diesem 
E Besen. ‚QaE man uns nicht den richtigen Staatshaushalt vorge- . 
= egt hat. | 
a Soweit es möglich ist, möchte ich noch ganz kurz 
einige Sache aus diesem Etat beleuchten. Ich werde zunächst 
a darauf eingehen, was nicht in dem Etat steht, Neine Herren! | 
7 . Die großen Fragen, die das Saargebiet gugenblicklich berühren, 
Be das sind die Wohnungsnot, die Kreditnot. Von diesen Sachen 
EB: steht im Etat gar nichts. Ich hätte erwartet,daß die Regie- 
35 rungskommission endlich eingesehen hätte, daß mit der Mieter- 
Be a@Retzgebung der entsetzliche Wohnungsmangel im Saar- 
gebiet abgestellt werden kann, Ich hätte erwartet, daß man 
3 in diesen Etat nunmehr eine reichliche Summe hineingesetzt 
hätte, die es ermöglicht hätte, nun endlich einmal anzufangen .. 
© mit dem Bauen. E 


| 

(Zuruf: Sehr richtig !) | 
Aber kein Gedanke daran. | 
| 


Im Gegensatz dazu sehen wir Posten, wie die Kosten 
des doppelten Haushaltes für Beamten. Ich habe mir einmal ) 
das Ver&nügen gemacht, diese Zahlen genau zusammenzustellen. 
Dabei kommen wir fi dieses und das vorige Jahr auf rund | 
eine halbe Million Franken, immer vorausgesetzt, daß diese 
Zehlen re | sind; es wird von Xennern dabei sehr ener- 

isch bestritten, daß diese Zahlen richtig. seien,diese müß- 
en viel höher sein. Nehme ich nur eine halbe Million 
anken an, was hätte an im vorigen Jahr und im EOrVOL LEW 
Jahr, als die Regierung den !ranken schon hatte, was hätte 
man mit dieser halben Nillion Franken bauen können. Damit 
hätte man die Quellen des \ohnungselendes verstopft. 


( Zuruf: Sehrrichtig !) 


Man setzt _munter und brav in jeden Etat so und soviel Kosten 
für doppelten Haushalt ein, weil die Beamten ee 
hin-und herfehren müssen. bs ergeben sich daraus lächerliche 
Bilder. Von Saarlouis ist ein Beamter nach Saarbrücken ‚und 
von Saarbrücken ist ein Beamter nach Saarlouis versetzt wor- 
den. Ein Austausch der "ohnungen ist wegen der Stärke der 

emilien nicht möglich. Einer fährt jetzt von Saarlouis 4 
nac arbrücken und der andere von »aarbrücken nach Saarlouis 
Beide fahren jeden 2a8 aneinander vorbei,tun dasselbe, und | 
jeder bezieht die Kosten des doppelten Haushaltes. 


Zuruf: Hört,hört !) a 
Zurufe aus dem Zentrum: Musterwirtschaft !) 2 


- 


Die Verhältnisse haben sich zugespitzt durch die Anwesen- 
heit des französischen \ilitärs und die anderen Leute, die 
hier unberechtigter !!eise wohnen und von uns verlangen,daß 


sie einquartiert werden und eine ausgezeichnete MOBnUnE be- 
kommen _. 
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bekommen. In der Stadt Saarlouis hat die Wohnungsnot emen 
solchen Umfang angenommen, daß mir vom Nieterverband eme 
Resolution zugegangen ist, In der Resolution steht wörtlich: 


N Der wachsende Bevölkerungsstand hat die sittlichen 
iR und &esundheitlichen Gefahren in erschreckender "else 

% vermehrt. Die Stadt Saarlouis verlangt Freigabe der Fe- 

Bi sernen. Sie glaubt diese Forderung umso berechtigter er- 
= heben zu können, weil das französische Militär keine | 
B Existenzberochti ‚hier hat. Die Mieter von Saarlouis 

Rx sind endlich satt, hinter den Iülitär zurückstehen zu 
müssen und sich als Personen 2.Klasse behandeln zu lassen. 


= nie sehen also,was die Regierung tut und was sie nicht tut. 4 
un Nun bringt mieh diese Sache auf das französische Militär. 
= Daß es keine Daseinsberechtigung hat, haben wir wiederholt 
® ausgeführt. 


B3 Im Etat der Hochbauverwaltung ist die lächerliche 
“ Summe von 102.593 Franken für Nieten eingesetzt. Also Staats- 
ER. gebäude sind vermietet und wenn ich an die riesigen Kaser- 

1% nen denke im ganzen »aargebiet, so frage ich mich, wo stehen 
die Mieteinnahmen aus diesen Kasernen und wie hoch sind 
diese ?Genau wie der Bergfiskus von den armen Bergmannsfe- j 
milien seine Mieten verlangt, könnte die Regierungskomnis- | 
sion von ihren Mietern das gleiche verlangen. Diese Mieten 
könnte man im Saargebiet glänzend anlegen. a 


I 
al 
a 
m 
1 
vB 
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Ich komme nun zum Punkt Kasernen. Ich sehe im Etat 1 
den Namen Kaserne " Petain " und in Saarlouis heißt eine | 
Kaserne " Kaserne Müller ". Ich finde es reichlich taktlos, i 
die französische Bezeichnung für Kasernen einzusetzen,die 4 

er erstens niemand kennt,zweitens keiner anerkennt. Ich hätte 
13 Benson! daß diese Bezeichnungen verschwunden wären. Dann 
Ba abe ich die Vorliebe _der Regierungskommission für franzö- 


| 

| 
Ba sisches Militär beim Etat der Eisenbahn entdeckt. Bei der 

| 


een 


Be Eisenbahn stehen Posten für Fahrscheine für Militärpersonen 

Es und eußerdem besondere Einnahmen für Güterbeförderung von. 
Militärgut. Ich habe mir gleich gedacht, daß,wenn das Mili- 
tär die gleichen Preise bezahlt wie wir,das Binsetzen einer 
besonderen Etatposition unnötig sei. Ich bin der Sache nach- 
Egangen und finde, daß das gesamte französische ilitärr _ I 
& llitärkerten und die französische Gendarmerie auf Frei- 

karten herumreist, Meine Herren! Da ist es kein Wunder,wenn | 
ein minus von 45 Millionen Franken herauskommt. Auch habe N 
ich mir die !arife angesehen. Eine gewöhnliche Fahrkarte | 
von Saargemünd bis Daarhölzbach kostet 7.10 Franken, für die | 
Herren Militärs 1.70 Franken, eine Fahrkarte II.Klasse kos- 
tet i1.10 Franken, für die Herren !ranzosen 2.80 Franken. 
Eine Fahrkarte 1,Xlasse kostet 18.10 Franken und für die 
Herren französischer Offiziere 4.60 Franken. Die Fahrkarte 4 
IV.Klasse,auf die beinahe das ganze Saargebiet in Anbetracht | 
der gegenwärtigen Not angewiesen ist,kostet 4.70 Franken,also-' 
noch lÜ @entimes mehr, als die Fahrkarte I.Klasse für Fran- | 
zosen. Ich möchte die Regierungskommission bitten, zu _ver- i 
anlassen, daß das gesamve Militär mit seinem Änhängsel,der 
Gendarmerie ‚verschwindet. 


y puog 
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| Was weiter nicht im Etat steht, sind Maßnahmen zur 
Behebung der Kreditnot. .m vorigen Jahre habe ich schon 
dareufhingewiesen, als der Franken eingeführt werden sollte, # 
daß die Kreditnot ungeheuerlich werde, wenn kein Ersatz | 


- 
a En Et 


für 








Y ae | 
| { 


| 
| | 
für die Reichsbank und die anderen Kreditanstalten geschaf- | 
fen wird. Es ist damals nichts geschehen,heute auch nichts. 
Das einzige ist,daß Herr lLudes jeden anklagt, der mehr als | 
| 12% Zinsen nimmt. Wenn der Staatsanwalt die irtschaft 
| macht, dann ist sie verloren. 
\ 
Die Saarregierung ist nicht so arm,wie sie tut. | 
Die hat z.B. für Versicherungen im vorigen Jahre 5 Millionen 
und in diesem Jahre 5,6 Millionen Franken eingesetzt. Das | 
sind schon über 10 Millionen. Sie hat weiterhin Ersparnisse 
| von 40 Millionen gemacht, ergibt zusammen 50 Millionen | 
Franken. Wenn man diese Summe dem Saargebiet zur Verfügung | 
estellt hätte, dann wäre die Kreditnot beseitigt worden. | 
' s ist schleierhaft, wo diese Beträge hin verschwunden sind. | 
Aus diesem Etat kann ich feststellen, daß die Regierungskon- | 
mission als Geldgeberin, sehr bescheiden ist, denn sie nimmt 1 
von der Stelle, der sie diese selder gegeben hat, 3 % Zinsen. | 
# Ich habe meinen ‚beschränkten. tand gefragt, wo sind. 
| diese 50 Millionen Franken IRESERR: en. Doch habe ich keine | 
| Lösung finden können. Von einer Seite ist mir gesagt worden, | 
das Geld hätten die französischen Banken im „anree iet be- | 
kommen. Wenn diese Leute einen derartig hohen Betrag zu 3 % 
Zinsen bekommen, denn wundere ich mich nicht, daß diese Ban- 
ken wie Pilze aus der Erde schießen und glänzende Geschäfte 
machen können. Das ae apn: was die französischen Banken 
zu wenig an Zinsen bezahlen,bezahlen ja nur die Saarländer 
durch Steuern. 
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Wes ich weiter vermißt habe, war die ungat> zur 
Förderung der deutschen Schule. Ich hätte gewünscht,da3 man 
1 mit großer Liebe dieser Sache nachgegangen wäre. Die Ver- 
zinsung dieses ng zur Erzichung der deutschen Jugend 
ist so gigaer gestellt, daß kein Hort darüber zu verlieren 
| . ist. Auf Seite 63 in Ziffer 21 finde ich die Summe von, 
30.000.-Franken zur Förderung des fakultativen französischen 
Unterrichts. Nach dem man überall Bergmannsschulen gründet 
und die lehrer nach Frankreich zur auen dung schickt ,hat 
man wirklich noch nötig,den französischen Unterricht an der 
Volksschule zu fördern, Ich mache nicht gerne schlechte 
Scherze, aber ich glaube, es wäre besser, man würde diese 
Mittel anlegen zur Förderung der deutschen Sprachkenntnisse 
bei französischen Beamten der Regierungskommission. Die Ärt 
und Weise, wie diese Herren deutsch sprechen, ist,wie wenn 
der Glown im Zirkus spricht. Sie sehen wie unbillig diese 
Forderung en den armen Kirdern ist, eine fremde Sprache zu 
erlernen. Sie sehen.daeß man ohne eine Sprache zu beherrschen 
in einem fremden Stäaate die glänzendsten Stellungen bekomnt. 


A ae 


Ich habe ferner Gelder vermißt, die zur Förderung 
des Sports und des Turnens ausgesetzt wären. Nachdem die 
Ausbildung der männlichen Jugend beim Militär, man mag 
| darüber denken wie man wıll, nicht mehr besteht, ist es | 
= nötig,die männliche Jugend durch Spert zu ertüchtigen. Für |] 
| 


1 
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das ganze Saargebiet sind rund 3.000.-Franken eingesetzt. 


Es hat mich gefreut, daß beim Etat der Regierungs- J 

kommission steht, der tat des Herrn Präsidenten. Biden = 
anderen Herren der Regierungskomission steht immer der = 
Name dabsi. Dieser anonyme Fräsident hätte seinen u 
Namen dabei drucken lassen können, denn es ist festgesllt | 

worden, daß der Präsident keine Ausnahmestellung einmimnt, % 
Dann habe ich mich lebhaft gefreut über die guten Bezie- | 


hungen_ 


EZ ERBETEN 
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Beziehungen, die die Se rel re in Genf hat. B- 
kanntlich werden die Ge : 

kommissien beim Völkerbund in Genf festgesetzt und dieser 
hat die Gehälter um 25 % erhöht zu einer Zeit, wo zu uwe- 
ren Beamten Besaßt wird, es ist kein Geld da. Ich möchte 
nieht die Höhe der Gehälter vergleichen, sondern ich ziehe 
sie nur £rundsätzlich an. Die Hegierungskommissionsmit- 
glieder haben die Erhöhung bekommen und unsere Beamten 


nicht. Es ist gesagt worden,in einer Sir SunE der Regierungs- 
e 


kommission sei über Beamtengehälter gesprochen worden. Ic 

wäre dem Herrn Stastskommissar dankbar, wenn er uns san 

une, ob ein Beschluß gefaßt worden ist und in welcher 
orm. 


Dann das Sekretariat in Paris. Darüber hat schon 
Lord Qeeil in Genf recht abergläubige Fragen getan. 


(Zuruf: Sozialabteilung! ) . 


Auch hier wurde gefragt, warum dieses notwendig sei. Es, 
wurde mir gesagt, es sei wegen Verhandlungen mit der Eisen- 
bahn u.s,w. dringend erforderlich. Ich kann das nicht so 
recht beurteilen. Was ic notwendig halte, ist ein Sekre- 
teriat in Berlin. 


( Zuruf: Sehr aut !) 


Die BERlurBorge müssen wir doch vertraglich mit der 
Regierung in Berlin lösen und immer wird gesagt, die Ver- 
handlungen würden so lange dauern. Wenn wir ein Sekretari- 
at in Berlin hätten, dann wären diese Leute längst im Be- 
sitz der Gelder,die ihnen zukomnen. 


: Beim Etat des Landesrates begrüße ich, daß wir end- 
lich einen re ge bekommen sollen. Die Akustik 
in diesem Daal ist sehr schlecht. Es ist ein unwürdiger 


Zustand, wenn sich eine Kommission zur Besprechung zurück- - 


zieht und denn auf der Treppe verhandeln muß. 


Bei dem Etat der Zentralverwaltung ist mir aufgefal- 


len,daß die Ausgaben für Autofahrten um rund das dreifache 
gestiegen sınd. 
Die Generalfinanzkontrolle halte ich für gänzlich 
überflüssig und ich setze Vertrauen in die Finanzabteilung, 
aß sie ihre Sache übersieht und daß sie imstande ist,einen 
tat aufzustellen und nötigenfalls auch zu frisieren. 


( Zuruf: Sehr gut !) 


Weiter ist da der Fosten von 12.000.000.-Franken für die 
ger. Mut dem Landjägerersatz machen einzelne Leute 
trübe Brrungsn. Ich finde im Eingesandt der Saar-Zei- 
tung in ihrer Nummer vom Dienstag, den 15.ds.Mts. unter der 
Überschrift " Unser Gendarmerieersatz" folgendes: 


'Unser Gendarmerieersatz. 


Als ich letzten Sonntag nach Fraulautern spazier- 
te und dabei an der „aar entlang mir den Badebetrieb 
ansah, hörte ich plötzlich Schreie und bemerkte,daß 

bis 6 französische voldaten eins junge Dame im 


Wasser 














älter der Mitglieder der Regienungs- 
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Wasser belästigen. Erst auf Zurufe vom Lande ließen 
die Franzosen das Mädchen in Ruhe. 


Das sind also die leute,von denen man in Genf wiederholt 
behauptet hat, daß sie in Ermangelung der Gendarmerie nur 
zum Schutze im Saargebiet anwesend Sein müßten. 
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Die mise: verlangen einen Aufwand von über 12 Millionen 
Franken und die Negierung erklärt, sie müsse immer weiter 
Landjäger ausheben,sonst wären die Gruben gefährdet. Der 
Freistaat Danzig,ein Gebiet mit einer schwierigen Hafenbe- 
ge das von Polen umgrenzt wird, hat 700.000 Einwoh- 
ner und kommt mit einer Schutzmannsehaft von 400 Nann glän- 
zend aus, Das Saargebiet hat rund die doppelte Einwohner- 
zahl und für uns verlangt ‘man 4000.-NMann. Man kann diese 
| Dache nur als uatng bezeichnen. Wir sind der Änsicht, daß 
man mit höchstens 70V Mann glänzend auskommt und das fran- 
zösische Militär zurückgezogen wird. Wenn die Franzosen 
Angst haben, dann sollen sie ihre Soldaten nach St.Avold 
und Forbach stecken, da haben wir ihnen schöne XKasernen ge- 
| . und sie sind, wenn sie hier nötig werden sollten,gleich 
u E 


ge _— - — — — 


‚... Im Etat der Folizeiverwaltung finde ich,daß die 
Bespitzelung nicht billig ist. Ich finde da Vigilanzgelder. 
Ich war der Ansicht, daß jeder Schutzmann wachen muß und | 
nicht besondere Wachdienste machen muß. 


Zum ktat der Justizabteilung wäre viel zu sagen. | 
Wenn jemand nach viel Zeit und Kosten seinen Ässessor ge- | 
macht hat, bekommt er den Bescheid, daß mit einher Anstel- | 
lung im Saargebiet nicht zu rechnen sei. Wie verhält sich | 
die Sache in Wirklichkeit ? Es sind eine ganze Reihe Richter-] 
Be stellen frei. Seit 1920 sind eine Reihe Richterstellen un- ’ 
| besetzt und werden verwaltet von Ässessoren, da man auf die- | 
' se Weise Ersparnisse macht. Nan gibt den 2 | 
Amtsgerichten nicht die Zuständigkeit, die sie haben sollen, | 
Nach dem deutschen Gesetz sind die Amtsgerichte zuständig 
| bis zu 600.-G.M, ‚während re erichte nur bıs | 
ne zu 1500.- Franken zuständig sind. ES ist_ nicht erfreu- 

KR lich,wenn die lLanäbevölkerung wegen jeder kleinen. Geschich- | 
| te nach »aerbrücken fahren muß. Neuerdings hat man die | 
| Mieteinigungsämter mit den _Amtsgerichten vereinigt. Das | 
bringt natürlich eine Menge Mehrarbeit. Der Effekt istaber | 
1) daß die Amtsgerichte keinen neuen Riohter bekommen # 
und 2, daß die Zulagen, die die Richter als_ Vorsitzende j 
der klieteinigungsänter usw. erhielten, weggefal- 
E len sind. Dagegen ist die Revısionskammer,die von Beamten | 
UILdE der Regierung besetzt ist, geblieben und nach meiner Kennt- WW 
| nis der Lage,bekommen die Nerren für ihre Sondertätigkeit I 
| 

| 


ar puos 


weiter ihre Zulagen. 


€ 


Beim Etat des Übergerichts wird wieder eine Stelle 
am Obersten Gerichtshof zur Besetzung frei. Die letzte Stel- ® 
le ist vor 4 ochen besetzt worden und zwar wieder mit ei- | 
nem Ausländer, ein Landsmann des Herrm Staatskommissars, 
mit einem luxemburger. "ir haben den 'unsch, daß die nächste # 
Stelle mit einem Deutschen besetzt wird. | | 


(Zuruf: Äber nicht mit einem zweiten lemmertz !) 


| 
| 
Bei dem Etat der Lisenbahn habe ich gesagt daBes WB 
ein Unrecht ist, daß die Franzosen bezüglich der Fahrschei- 1 
ne bevorzugt werden. Die Sevorzugung der "ranzosen e. | 

| noch_ 
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noch viel weiter. Das ganze Saargebiet ist ein BrEnez SARA: 

ahnhof für die französischen Eisenbahnen geworden. Die Koh- 
lenzüge werden nach den französischen !ünschen und Bestel- 
lungen hier zusammengesetzt und müssen zu diesem Zweck tage- 
lang herumgefahren werden. Das Saargebiet bekommt daher die 
hohe Einnahme von 50 Gentimes pro Tonne. 


(Zuruf: Hört, hört!) 


Ich habe festgestellt, daß für französische Wagen,NMiete be- 
zahlt werden muß. Das Deutsche Reich hat das Saargebiet bei 
der Trennung überreichlich mit Wagen ausgestattet und ich. 
frage, wie ist es möglich, daß das Saargebiet an fremde Ei- 
sendahnen noch Miete bezahlen muß. Sobald das Wirtschaftsle- 
behen im Frankreich stiller wird, dann ist das Saargebiet 
ee voll von Güterwagen. ir bezahlen .  . dafür unsere 
em was für die französischen Bahnen ein schönes Geschäft 
ist. 2 

Ich habe zum Kingeng meiner Hede ausgeführt, daß es 
mit dem Ssargebiet so ist, daß die deutschen Gesetze aufrecht 
erhalten bleiben. Nach dem deutschen Gesetz gehört ein Land- 
eisenbahnrat und Sezirksrat her, der die Gestaltung der Ta- 
rife zu begutachten hat. Wir haben aus der Rede des Herrn 
Röchling gehört, daß man bezüglich der !arife der Grubemrer- 
waltung entgegen gekommen ist. Das wäre nicht möglich gewesen, 
wenn wır einen Kisenbehnrat hätten, wie ihn das \Mesetz vor- 
schreibt und nicht allein aus der Person des Herrn Courtille 
allein besteht. 

Ich hätte _an dieser Stelle noch einen !unsch auszu- 
sprechen. Bekanntlich hat die Reichseisenbahn Strecken im 
Deaargebiet verwaltet aus Völklingen bis nach Differten und 
derüber, von Dillingen bis nach Niedaltdorf und von Merzig 
bis Waldwiese zu. Diese Strecken befinden sich jetzt voll- 
ständig, dem Vertrag zuwider, in französischem Besitz und 
werden für Rechnung Frankreichs im Saargebiet verwaltet ‚das 
natürlich daraus große kinnähmen bezieht. Der weitere Effekt 
ist der, daß auch die Bahnhöfe Völklingen und Dillingen als 
Be eone Bahnhöfe gelten und sehr erhebliche Einnahmen und 
#rachten abführen müssen, aus Geschäften, die lediglich auf 
dieser Strecke allein gemacht werden. Auch wieder ein Ent- 
kommen an Frankreich, das vollkommen gegen den Vertrag 

St. ; 
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..„Noeh ganz kurz eine en zur Post. Es ist jetzt 
unmöglich, ein lTelephon zu bekommen. Das ist ein Zustand, den 
wir früher nicht kannten. Ich Br 08 ‚Bern zu, daß es zu gewis- 
sen Zeiten Schwierigkeiten macht, Apparate zu bekommen. Aber 
diese Zeit der Not ist doch längst überwunden. Nan kann heu- 
te Telephone in Hunderten kaufen. !!enn man jetzt bei der Post- # 
direktion einen er a he ie meldet,dann wird gesagt: Ja, | 
wir haben kein Telephon, kaufen Sie sich einen. Das muß aber 
meines Erachtens die Post_machen. Es ist dringend erforder- 
| ee daß nun endlich die notwendigen Telephone angeschafft 
werden. 


N PwoZ 


. . bs wäre sonst noch eine ganze Unmenge zu sagen,aber 
ich habe versprochen, daß ich nieht länger wie 3/4 Stunden 
sprechen wolle. Diese Zeit ist abgelaufen. Es findet sich 
noch im Laufe der Debatte die Gelegenheit, sich über anderes 
zu äußern. \ | 

‚2... dJeh habe zum Schluß den !uunsch, daß wir erstens end- # 
lich einen richtigen Etat vorgelegt bekommen und zweitens, | 
daß der Etat so gestellt werden möge, daß die ausländischen 
kräftigen Schultern und nicht die schwachen saarländischen 
Schultern belastet werden. 


ee de 


Vorsitzender 
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Vorsitzender: Das Wort hat der Abgeordnete Hoffmann! 
| haben 
Hoffmann (S.P. ): Meine Herren! Wir uns heute wieder mit 
einigen Vorlagen über das Steuerwesen zu befassen. Zwei_Vor- 
lagen sehen besorders vor,daß eine Irhäaung der Steuer rlatz 
greift. Mein Vorredner hat ja schon ziemlich viel zum Btat 
ausgeflihrt, Ich möchte mich im großen und re ee 
Ausführungen anschließen und will mich auch so viel &ls 
möglich bemühen. dasjenige ‚was er bsreits ausgeführt hat, 
nicht zu wiederholen, enn man aber besonders zu Steuerira+ 
en Stellung nehnen muß. denn muß man doch auch besonders 
ie Steuerleistung der vaarbevölkerung durchgehen. Da stel- 
le ich besonders im Etat fest,daß diese »teuerleistung sich 
in der letzten Zeit gewaltig erhöht hat. Die Einkommensteu- 
er ist im Etat eingesetzt mit 38 Millionen Franken, also 
ein lehr von 20 Millionen Franken. Sie ist eingesetzt mit 
38 Millionen Franken, während sie im vorigen Jahr mit 
Millionen Franken eingesetzt war. Aus dieser Zahl ersieht 
man, wie hoch die steuerliche Belestung bei der Einkomen- 
steuer dieses Jahr gegenüber dem vorigen Jahr ist, 0b das 
nun Närchenzahlen ns wie mein Vorredner ausgeführt hat, 
weiß ich nicht. Ich bin auch nicht über diese fragen orien- 
tiert, wie er. Ich nehme an, daß er und seine Partei mehr 
Fühlung mit den in Frage kommenden Instanzen haben, was für 
uns vielleicht nicht zutrifft. Aber wenn das keine NMärchen- 
zahlen sind, ich nehme un, der Unterschied ist nicht sehr 
roß, denn muß man feststellen, daß die Steuerpolitik der 
tegierung im vergangenen Jahre sich ziemlich gut rentiert 
haben muß. Ich erlaube mir ferner, daraufhinzuweisen, daß 
die Umsatzsteuer mit 18 Millionen Franken eingesetzt ist. 
Devon sind bereits die Äbgaben, die den Gemeinden 
zufallen, abgezogen. Im vorigen Jahre war sie mit 5,4 !\Allio- 
nen Franken eingesetzt. Aueh da ist eine Irhöhung innerhalb 
dieses Jahres von 12,5 Millionen Franken eingetreten, Lie 
steuerliche Einnahme insgesamt bei der direkten Besteuerung 
beträgt 62 Millionen Franken, während sie voriges Jahr. 25,5 
Millionen Franzen ausmächte, Also bei den direkten und hbeı 
der Umsatzsteuer ist ein Mehr von 36,5 Millionen Franken zu 
verzeichnen. Weine Herren! !lenn Sie das berücksichtigen. 
dann muß man doch der Auffassung sein, daß die ninderbemit- 
telte Bevölkerung durch die lehrbe lastung gewaltig in Nit- 
leidenschaft gezogen ist. | | 
Wenn ien noch eins zu den indirekten Steuern 
sagen garl!. Auch da sieht man, daß die Einnahme insgesent 
87,6 Millionen Franken ausmacht, während sie im vorigen 
Jahre nur 57 Millionen Franken ausgemscht hat. Also ein 
Mehr von 30,6 Millionen Franken. Insgesamt ist ein Mehr 
von 67 Millionen tranken Steuereinnahmen zu verzeichnen 
unter Ausschluß der Zölle,mie voriges Jahr. 
Meine Herren! Sie kennen ja unsere grundsätzliche 
Haltunz .. zu der indirekten Besteuerung. \ienn men die Koh- 
lensteuer in Abzug bringt, dann ist immer nosh eine sehr 
ansehn\iche kinnahme von indirekten Steuern zu rerzeichnen. 
Der Grundsatz der indirekten Besteuerung ist aber im Durch- 
Schnitt, so auch bei der Umsatzsteuer. daß dieselbe von den 
ärmeren Schichten überwiegend getragen werden mıß. 
| Nun hat _mein Vorredner zu den »teuerfragen weni- 
ger gesagt. Ich erlesübe mir Jarauf hinzuweisen, dab auch 
in der vteuergesetzgebung, die voriges Jahr getätigt worden 
ist, nieht ellein die Regierungskommission ihre »chuld auf- 
zuweisen hat, sondern daß auch verschiedena Parteien, die 
hier _im Iause vertreten sind, so quasi sämtliche Vorlagen 
der Negierungskommission damals angenommen hatten und haben 
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 Mehrbelastung in Erscheinung tritt, haben Sie zum großen 


darüber hatten, diese Gehaltserhöhung erhalten haben. Ich 


den niederen und mit;ieren Beamten den Lohn bezw. Gehalt auf- 5 
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noch in der "/eise im Wahlkampf die Änträge, die wir damals | 
gestellt hatten, herabgesetzt, wie es meiner Auffassung näch | 
schofeler nicht vorgenommen werden konnte. In der Zinkommen- 
steuervorlage hatten wir seiner Zeit Anträge gestellt, die 
sicher den Verhältnissen entsprachen. !lir hatten darauf hin- 
ewiesen, daß diese Anträge unserer Auffassung nach auch von 
en anceren Parteien berücksichtigt werden könnten. Aber man 
hat sie abgelehnt, und hat sie auch später und überall da, 
wo ron» eit gewesen ist, als Agitationsanträge bezeichnet. 
Ich stelle fest,daß die deutsche Hegierung unter dem so viel 
geschmähten lirmächtigungsgesetz die Anträge, die wir seiner- 
zeit bei der Einkommensteuer gestellt hatten, fast_restlos 
berücksichtigt hat. Denn bei der Steuervorlage im Reich ist 
bei der Lohnsteuer ein Abzug von 50 Goldmark monatlich steu- 
erfrei, während wir 2400 Franken jährlich beantragt hatten. 
Das hätte soviel ausgemacht, was im Reich später durch das 
Ermächtigungsgesetz urchgeführt worden ist. Auch in der 
Umsatzsteuervorlage usw., in anderen »teuern, der Zucker- 
steuer, der Valzsteuer, &alles,weas ja so gewaltig in der 


Teil mit der Regierung gestimmt. enn ich überhaupt die 
Steuereinnshmen des Daargebietes zusammenfasse, unter Zurech- 
n cer 7 Millionen Franken,die uns eus der französischen 
Zollverwaltung überwiesen werden,so kommt eine große Summe 
heraus. Auch muß ich da feststellen,daß sich die Zinnahmen 
der französischen Zollverwaltung nicht erhöht haben; ich, 
weiß nicht, ob da _keine Erhöhung in der Praxis durchgegrif- 

en hat. Aber im Etat ist keine lirhöhung zu verzeichnen. 

ch nehme sicher an,daß in der Wirklichkeit, besonders _da 
die Einfuhr im Saargebiet neuerdings viel mehr mit Zoll be- 
lastet wird, a.h. weil jede freie Zinfuhr stark eingeschränkt 
wird und auf diese in Frage kommenden Artikel Zoll gelegt | 
wird. Auf Grund dessen müssen doch meiner Auffassung nach 4 
die Einnahmen aus dem Zoll höher sein. Äber wenn ich nur 
die 7 lüllionen Franken, die eingesetzt sind, mit einrechne, 
dann kommt eine Steuereinnanme von 156,6 Millionen Franken | 
in #rage. Ich habe mir auch einmal die Mihe gegeben, auzu- | 
rechnen, wie hoch die steuerliche Belastung bei 750.000 | 
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‘Einwohnern des »aargebietes auf jeden Einwohner ist. Ich kom 
me da zu der Berechnung, ap5 ern Einwohner nz 
ns 


Be ob er ein kleines. oder ein alter Greis ist, 
09 #ranken Steuern jährlich zu zahlen hätte. Also eine 
steuerliche Belastung pro Kopf der Einwohnerzahl von 209 
Franken ist zu verzeichnen. Nun fragen wir uns, wie finden 
diese Steuerlasten Verwendung. De _hat mein Vorredner schon 
sehr vieles kritisch beleuchtet. Ich kann ihm im großen und 
BR nur zustimmen. Er hat besonders in Erwägung ezogen 

as Mehalt der Regierungskommission. Meine Herren! Von der 
Erhöhung dieser Gehälter haben wir überhaupt nichts zu hö- 
ren bekommen. :!ır haben auch nicht gehört, daß die Herr- 
schaften eine Lohneingaäbe gemacht hatten! 


Bu Be 


5 


( Lachen !) 


Daß sich der Schlichtungsausschuß mit dieser Frage befaßt 

hat,ist uns auch nieht zur “enntnis gelangt;von Streik ist 
besonders nichts in Erscheinung getreten. Ich nehme an,daR 
die Herrer anstandslos, ohne daß sie größere Verhandlungen 


will auch die Höhe der Gehälter nicht anschneiden,Aber ich 
bin der Auffassung, daß,wenn man sich selbst sein Gehalt er- 
höht,aber auch den Arbeitnehmern,den Arbeitern ‚Angestellten 





bessern 
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aufibessern muß, wıe es selbst bei der Regierungskommission ' 
und bei den höheren Beamten durchgeführt worden ist. 


; ar = a. = H 
( Sehr richtig |) 
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Ieh glcube darauf hinweisen zu müssen,daß man denn auch für 
die niederen und mittleren Volksklassen des Saargebietes 
sich einsetzen mus. 


Zu. den Autos hat mein Vorredner bereits Tteliung gs- 
nommen. Ich glatcbe darauf hinweisen zu sollen, aa3 meiner 


Auffassung näch,dorten dia Ausgaben doch in einem krassen 
Verhältnis stehen, wie es im vorigen Etat der Fall war. Ich 
weiß nicht, ob es immer ae sein müßte, diese hohen Aus- 
Saben noch zu verstärken, denn es könnte meiner Auffassung 
nach in diesen !'ragen mehr gespart werden. 


Ich kann wohl feststellen, daß auch die Regieruns - 
kommission sparer \kann. In den Ausgaben für die Landrats- 
ämter im preußischen Teil sind 40 00V Franken weniger ein- 

esetzt. Ob sich die Kosten für die landretsämter verringer* 
aben, weiß ich nicat. Aber ich nehme an, bei der endaucrn- 
den Steigerung der Teuerung im Saurgebiet kann des nicht der 
Fall sein. Ich nehme an,sie haben sich vermehrt. Die Regie- 
rungskommission gibt aber weniger zu diesen Stellen und dann 
18% es logisch und rotwendig, daß der in Frage kommende 
Kreis diese Mehrlasten tragen muß. Soviel wir ja in der Praxis 
feststellen konnten, ist die lage der Kreise und Gemeinden 
nicht so rosig und ı1ch hätte gewünscht und es hätte auch 
die Hesierungskommission einsehen müssen,dad man diese De- 
träge ‚anstatt zu verringern, erhöht nätte. 
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Darn hat mein Vorredner zu den Landjägern bereits 
ausgiebig Stellung gencmmen. Ich weise darauf hin, daß neben | 
den landjägern, die ja 720 Nann Ende dieses Jahres betragen | 
sollen,nich; sllein die große Polizeitruppe in Sesrbrücken 
in Frage kommt, sondern auch die vielen Zolizeimaneschaften 1 
in den einzelnen Kreisen und Gemeinden. bs wäre uns sehr er- 
wünscht, wenn wir einmal das katerial_erhalten würden, auf 
wieviel Einwohner ein band Jar oder Polizist im Saargebiet 
Kommt. Ich nenme sicher an, daß die Mannschaft mindestens | 
auf 3000 kommen wird und das ist meiner Auffassung nach zien- 
lich viel. Diese Mannschaft müßte und mıß ausreichen, und 
reicht &uch aus, um die Bsschützung der Regierung und der, 
Saargruben gewährleisten zu können. Das ist immer auch bei 
den Iranzosen öfters anerkannt worden, daß die Saarbevölke- 
rung eine friedliche Bevölkerüng ist, daß man für dieselbe | 
keine allzu große Schutzmannschaft benötigt. Ich vertrete | 
die Auffassung, daß eine Vermehrung der Landjäger überhaupt | 
nicht mehr in Frage kommen darf, deß der Schutz mit Ein- | 
schluß der kommunalen Polizeimannschaft ausziebig getätigt j 
ist. Es wird auch die Aufgabe aller Farteien sein, diese | 
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Auffassung beim Völkerbund zu vertreten, damit endlich die- 
se unproduktiven Ausgaben beseitigt, vielmehr nicht beseitigt, 
aber nicht noch erhört werden. 


(Zuruf: Sehr richtig !) 


| 

| 
Weine Herren! Ich glaube Sagen zu sollen, daß wir ja in.der | 
Frege, daß das lilitär herauskommen scoll,selbstverständlich | 
eınverstanden Sinl. .ir müssen die Auflassung rertreten,cdaß | 
| 
| 


die Leute herauskommen aus äll den Griünden,die ja schon 


öfters 
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öfters klargestellt wurden und ich nehme an, daß sie auf je- 
den Fall auch vertreten werden kann, ohne daß die Erhöhung 
des Landjägerkorps noch Flatz greifen muß. 


‘ Im dem Haushalt für Handel und Gewerbe ist ein_Be- 
trag eingesetzt von 500.000 Franken für ein Lagerhaus. Ich 
weiß nieht,welche Zwecke das Lagerhaus haben soll. Ob die 
Regierungskomission vielleicht einen großen Konsumladen 


aufmachen wird? 
( Lachen ) 


mit dem sie sich Schon längere Zeit beschäftigt hat.Das_ ist 
aus dem Etat nicht zu sehen. Auf jeden Falk wäre es zweck- 
mäßig,wenn man wüßte, was in dieser Frage Be täriet werden 
soll. Denn ich nehme an,daß die Regierungs ommission besser 
dazu übergehen würde, die großen Konsumgenossenschaften, die 
da sind, durch Gewährung von Krediten zu unterstützen, dann 
wird meiner Auffassung nach auch in dieser Frage der Allge- 
meinheit viel besser gedient sein. 





In dem Haushalt für das Arbeitsamt ist ja keine NMehr- 
ausgabe, sondern sogar eine ‘eniger-Aüsgabe zu verzeichnen. 
Besonders bedauere'ich,daß die Ausgaben für Erwerbslose, die 
im vorigen Etat 600.000.-Franken betragen haben,auf 400.000. - 
Franken ermäßigt sind. "enn Sie das Leid der Arbeitslosen 
andauernd in den Ohren zu hören bekommen, dann kann man es 
nicht verstehen, wie die Regierungskomnission dazu übergeht, 
diesen Betrag noch zu ermäßigen. Alles schreit nach Erhöhung 
der Arbeitslosenunterstützung. Aber ich. nehme an, daß durch 
die Haltung der einzelnen Zweige man vor allen Dingen dahin- 
gehend a 3 daß die Arbeitslosen überhaupt keine Unter- 
stäützung mehr erhalten sollen. Ich stelle in diesem Etat fest, 
besonders möchte ich das Herm Karius mit auf den eg geben, 
daß Herr Fuhrmana doch sehr wenig als lünisteriaälrat für das 
Arbeitsamt zu sagen haben muß.Denn wenn er ein kleines "ort 
zu sagen hätte,dann müßte er sich doch auch dafür einsetzen 
daß in dem ktat anstelle der !leniger-Ausgabe eine Mehrausgabe 
eingesetzt wird, wie es bei anderen »achen der Fall ist. 
Aber,ferr Karius, das_soll kein Schutz oder eine Stütze des 

errn Furhmann sein. Ich will mur darauf hinweisen, daß man 
nicht immer so das herausholen soll, was einem gefällt,son- 
dern man soll auch manchmal die Sachlage objektiv beurteilen. 


: Dann ist bei dem Haushalt für die Sozialversicherung 
die Mehrausgabe auch nicht so, wie es im Interesse des Saar- 

ebietes und seiner ORTEN CHSTUREEESRETEERbung notwen- 

ig sein müßte, Der Zuschuß der Neichsinvalidenrente ist vor 
wie nach mit 1,2 Millionen Franken eingesetzt. Aus diesem 
‘ Verhältnis kann man sehen, daß die NRegierungskomission so- 
zialpolitisch nöch- längst das nicht mächt und nicht _mächen 
will, was sie schon seit längerer Zeit der Saarbevölke 
versprochen hät. Dem Invaliden der Arbeit müßte meiner Auf- 
Tassung nach auch mehr gegeben werden,es müßte mindestens 
wieder das Verhältnis,das in der Vorkriegszeit bestanden hat, 
Platz greifen. ir haben heute mittag oder vielleicht morgen 
noch die Möglichkeit, zu dieser Frage Er Stellung zu 
nehmen. Aber auf jeden Fall hätte man &uch da etwas tun müs- 
sen. 
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Meine Herren! Mein Vorredner hat auch den Haushalt 
für den katholischen Kultus, für die liissenschaft usw. nicht 
gestreift. Da muß ich leider feststellen, daß der Herr 


Kultusminister 

















A | 


Kultusminister. Notton einen großen Einfiuß haben muß. | 


e 


(Zaruf Kiefer: Ist er jetzt befördert *) 


oder einen größeren Einfluß haben muß,wie Fuhrminn, denn 

dorten sind die Ausgaben ziemlich in Erscheinung getreten. 

Allein für Gehälter der katholischen Geistlichen beträgt die 
Mehrausgabe 790.837.-Franken usw. Ich will nicht aui die ; 
einzelnen Positionen des !tats eingehen, aber ich kann fest- | 
stellen,daß dort der Einfulß der meßgebenden Stellen meiner | 
Auffassung nach doch größer sein muß, als wie es änderswo der 


Fall ist. 


Wa Dann ist im dem luushalt der Hochbauverwaltung ein 
Betrag eingesetzt, der j® in dem Haushalt in diesem Jehr 
neu in Erscheinung tritt, weil er früher in einen anderen 
Haushalt ee war. Das ist der Betrag von 1 Millionen 
Franken als Beihilfe für “emeinden zum Bau von \asserlei- 
tungen. Ich persönlich bin der Auffassung, daß in dieser 
Frage die Regierungskommission soviel als möglich tun miß, 
weil erstens die Gemeinden nicht in der lage sind, weil ihre 
Einnahmen durch die Steuerpolitik der BORISTUnE nIcht so 
€ 
| 
| 
| 
| 
j 
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sind, wie sie sein müßten, noch größere Projekte _in dieser 
Hinsicht in Angriff nehmen zu können. Die !äasserleitungs- 
frage ist aber ein dringendes Bedürfnis, die auch zur le- 
sundheit der Devölkerung unbedingt notwendig ist. Ich ver- 
weise vie auf die vielen Dörfer, die überhaupt noch keine 
Wasserleitung haben, wo die Typhuskrankheit sehr oft in | 
Erscheinung tritt, da ist der’ Betrag von 1 Million Franken j 
meiner Auffassung nach etwas zu gering. j 


Bei der Straßenbauverwaltung ist eine Einnahme von | 
2:.250.000.-Franken eingesetzt als Straßenabnutzungsgebühr. | 
Das sind die Einnahmen, die aus den Äutosteuern, herausspringen, ! 
Davon erhalten die Kreise ‘und Gemeinden äber mur 1.197,000.- 
Franken zurückvergütet. Ich weiß nicht, ob die ‚Regierung 
mehr Ausgaben für Straßenbau hat, als die Kreise und Gemein- 
den zusammen. Ich nehme sicher an,daß die Ausgaben der Kreise 
und Gemeinden viel höher sein müssen, wie die Ausgaben der 
Regierungskommission und ich hätte auch da gewünscht, de 
doch die größte Summe dieser Binnahmen auch den in Frage 
kommenden Kreisen und Gemeinden zugeführt würde. Ls sind 
aber auch neu eingesetzt 1.208.7833.-franken zur LORBERBETENE 
der Straßen für Kraftwagenrerkehr. Ich frage mich, wer zahl 
diese neuen Ausgaben ‚? Heiner Auffassung nuch, müßten doch 
diese Ausgaben umgel&gt werden auf die Areise,die sie er- 
zeugen. Ian kann tn vom Lohnsteuerpflichtigen,der 
mit dem Stock auf die Grube pilgern muß, nicht verlangen 
daß er die Steuern zur Verbesserung der Straßen für Kraft- 
wagenverkehr tragen muß, Tür die Leute,die mit den Auto 
im Daargebiet herumrasen, 


> De 4 


€ 


( Zuruf: Sehr richtig !) 
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zur lnntienmg der »aarbevölkerung. Älso,wenn solche neuen 

‚ Ausgaben gemächt werden müssen,wenn besondere Straßen für 
utos angelegt werden sollen, dann sollen auch die Kreise, 
die cie Autos haben und die die Straßen abrutzen, diese 
Mehrlasten tragen. 


Auch bei dem "aushelt zum \iohlfehrtsanmt ist die 
Unterstützung für Notieidende, 5 Müllionen Franken, immer 


noch 





noch, wie sie voriges Jahr auch war, Ich mein2,die Not muß 
sich Goch hier im Saargebiet rergrößer; haben: Auch Ga hätte 
eben mehr eingesetzt werden müssen. Aber ich wünsche auch, 
caß die Verteilung dieser Unterstützung etwas gerechter ge- 
hardhab* wird. denn wir haben leider in den letzten Jähren 
sehr oft feststellen müssen, daß leute Unterstützung erhal- 
ten haben, die sis ma notwendig hatten, die nicht bedürf- 
tig im Sinne dieser Frage gewesen sind,daß aber andere Teu- 
te,die sicher bedürftig warer, nicht eine Unterstützung er- 
halten konnten. Das 15% in verschiedenen Gemeinden passiert 
und ich bin der Auffassung, daß die Regierungskommission doch 
endlich Cazu übergehen muß, in dea Gemeinderäten diese Unter- 
stützungen schließlich begutachten zu lassen, damit auch 
dorter: ein oonjektives Bild und eine objektive Unterstützung 
im Dimne der Dedürftiekeit erledigt wird. Sie wissen,daß 
immer in den in Frage kommenden Gemeinden diese Unterstüt- 
zungskommissionen sind und was diese Kommissionen schließ- 
lich beschließen, das müßte auch für die Regierungskommission 
in dieser frage maßgebend sein. 


Eins habe ich auch des weiteren festzustellen,daß 
in Jem Haushalt der Finanzverwaltung dieses Jahr kein Über- 
schuß zu verzeichnen ist, während voriges Jahr ein Überschuß 
von über 45.000.000.-Franken vorhanden war. Wo dieser Über- 
schuß hingegargen ist, weiß ich nicht. Es mag sein,daß er 
-als Darlehen an die französischen Banken, wie mein Votredner 

laubte ausführen zu snllien,; gegangen ist. Aber man sieht, 
aß mun entweder die Geschichte- so gedreht hat, oder es war 
kein Überschuß mehr vorhanden. | 


Mein Vorredner hat auch darauf hingewiesen, daß ein 
Fondg ebildet sei zwecks Deckung für Versicherungsschäden 
der Gebäude des Staates usw. Ich. stelle auch fest, daß ein 
Fonds gebildet worden ist für die Arsprüche_der Beamten auf 
Ruhegelc usw. Dieser Fonds hat dieses Jahr 12 Millionen 
Franken verlangt, voriges Jahr 12,5 Millionen Franken. Also 
es sınd schon sehr änsehnliche Summen notwendig, um die 
Pensionsbezüge der Beanten und deren Hinterbliebenen sichern 
zu Können. "ir haben uuch neuerdings festgestellt, so ist 
mir wenigstens gesagt worden, daß die Beamten 80 Prozent 
ihrer Bezüge an Pension erhalten sollen. Ich bin der Letzte, 
der der Auffassung wäre, daß dieses zu hoch sei. Äber ich 
bin der Auffassung, wenn die Beemten diese Bezüge erhalten 
und der staat tätigt das, dann mß man uber auch den äönderen 
Kategorien irgend etwas unter die Arme greifen. 


Denn was für die Beanten reaht ist, muß auch für die Opfer 
der, Arbeit und für die Opfer. des Krieges billig sein. 


( Zuruf: Sehr. richtig !) 
Diesen "unsch spreehe ich aus und ich bitte und erwarte auch, 
Anß 18 73 NG: Se ER . oe . 9: . I: 7 . 3 7 ie r Ä 
cab die Hegierungskommission in diesem "alle in der Zukunft 
doch etwas mehr vut, denn es kann nur zum Nutzen und Frommen 
des waargebietes sein. 


Dann ist auch die Mehrausgape für Gehälter und 
Teuerungszuläsen sehr stark in Erscheinung getreten. Ich 


nehme 
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nehme auch an, daß eine Vermehrung der höheren Beamten Platz | 
gegriffen hat. Es spinnt sich wie ein r/ter Faden.durch den | 
Sanzen Etat, daß eine Vermehrung dieser oberen Beamten durch- 
| geeritien ist,denn die Mehrausgabe au neh doch nur so in 

je Erscheinung, ‘daß man da allerhand denken muß. Man kommt 
ja.aus diesem Buche, das mein Vorredner als Märchenbuch be 
zeichnst hat, zu keinem richtigen Bild. Aber man muß _doch 
der Auffassung sein, daß eine Vermehrung der oberen Beamten 
Platz ee riffen hat und auch eine sehr wesentliche Erhöhung 
der Gehälter derselben durchgeführt worden ist. 


* Bei der Eisenbahn hätte ich, nächdem mein Vorredner 
ja die Ausführungen, die ich vielleicht machen wollte,schon 
gestreift hast, weniger mehr zu sagen. Nach den Haushalt 
sieht man, daf der Etat doch viel Enuntiger steht ‚wie 
voriges Jahr. !enn man die Ausgaben für Neuschaffung von, 
Materialien für Waggons berücksichtigt, die über 20 Milli- 
onen Franken betragen, dann kann man doch zu der Auffassung 
kommen,daß der Etat der Eisenbahn gegenüber dem Vorjahr. 
BnstiE steht. Wear ich nun dieser Auffassung mich anhein- 

ebe, dann spreche ich den Wunsch aus, daß auch endlich 

ie Regierungskommission den Wünschen der miederen Beamten 
und Angestellten,auch der Arbeiter der Eisenbahn Rechnung 5 
trägt und eine ansehnliche Erhöhung des lohnes und der Ge- 
hälter Platz greift. 


( Zuruf: Sehr gut !) 


Was. für die Eisenbahn in dieser #rage zutrifft, 
trifft auch für die Fost zu, Auch scheint sich dort die | 
Situation etwas gebessert zu haben. een könnte auch 
dort für die nieceren Beamten, Angestellten und Arbeiter 
eine Gehaltserhöhung Flatz greifen. 


Meine Herren! Wenn ich dann zu den Vorlagen selbst 
noch etwas sagen darf. Ich bin der Auffassung, daß wir | 
nicht zu jecer Vorlage nachher noch lang debattieren sollen, # 
so kann ich vielleicht erklären, daß unsere Fraktion die, 

esteuerung, wein sie aun einmal getätigt werden muß,- wir | 
haben ja leider &is -andesrat keinen großen Einfluß oder | 
ar keinen Einfluß auf die Besteuerung selbst- dann ist_es | 
ie verdammte Tflicht und Schuldigkeit des Stastes,;die Steu- | 
‚ern auf die Schultern zu legen. die ım leistungsfähigsten | 
sind, 
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(Zuruf: Sehr richtig !) 


die am besten dis Steuern tragen können. Da bin ich im Ge- 
Beaastz von den Herren von rechts,Zentrum und der Deutsch- 

aarländischen Volkspartei: der Auffassung, daß die Erbschafts- 
steuer eine gerechte »teuer ist, mindestens eine gerechtere 
Steuer wie die Umsatzsteuer und wie die lohnsteuer 


3 PwoZ 
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( Zuruf: Sehr richtig !) 


auch wie die Biersteuer, die »alzsteuer,die Zuckersteuer usw. 
Es ist wohl in der Komrission darauf hingewiesen worden, 

daß man doch,wenn jemand in der Familie stirbt,nicht_noch 
den Leuten in ihrem Leid mit einer Steuer kommen soll. Ich 
weiß nicht,ob diese Auffassung die richtige ist. Ich glaube 
besonders darauf hinweisen zu sollen, daß munchmal die An- 
gehörigen auch sehr oft darauf warten, bis der \ann sterben 


soll 
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soll, und manchmal froh sind, daß sie einen zicmlich fetten 
Happen einhamstera können. Ich verweise wie nur auf die Hal- 
4) der Familie Stimnes. Denn da haben wir es gesehen, daß 

es die Herrschaften wohlweislich verstanden haben,den deutsohen 
Staat,der diese: Steuereinnahmen sicher notwendig gehabt hät- 
te, zu hintergehen. 


(Zuruf Schmelzer: Schwätzen Sie kein Blech !) 


- Vorsitzender: Herr Schmelzer, Sie dürfen nicht sagen,daß der Abge- 
ordnte Hofmann Blech redet. 


- Hoffmann (S.P.): Herr Stimmes hat seiner Frau sein ganzes Vermögen 
3 verschrieben und infolgedessen können wir auch ‚nicht für die 
Steuerbefreiung des Ehegatten eintreten, weil es auch im Saar- 
Bet ee ei ap Stinnesse geben könnte, die-den Steuerfis- 
s in’dieser Frage hintergehen würden. Ich habe da grund- 
sätzlich die Auffassung meiner Partei dahingehend zu vertre- 
ten, daß,wenn der Staat nun einmal Steuern nimmt,diese Steu- 
ern dorten genommen werden sollen, wo sie den in Frage kom- 
menden Zensiten am wenigsten belasten. Das sind die Desitz- 
‚steuern, die wir wohl noch lange nicht alle im Saargebiet, 
‘haben, wie sie drüben im Reich durchgeführt sind. Und da ist 
besonders von der ERRSTWERTBE NS} bemängelt worden, such von 
dem Berichterstatter über die Vorlage, daß die Regierungs- 
kommission seinerzeit _die Ausländer hier nicht in die Ver- 
mögenssteuer einkalkuliert hätte. Ich vertrete die Auffassung, 
hätten Sie damals die Körverschaftssteuer für alle Steuerklas- 
sen, wie wir es beantragt hatten, angenommen, denn wäre der 
Regierungskommission kein Ausweg geblieben, dann hätte sie 
auch schließlich die Besteuerung in der \leise vornehmen müs- 
sen. Äber Sie haben erklärt, ie, wir sind für die Vermögens- 
besteuerung der juristischen"Personen,aber die im »aargebiet 
ihren Sitz haben, hier wohnen, die sollen ihre »steuerleist 
wieder zurückvergütet bekommen." Kein Mensch von ihnen glaub 
deran, daß die Regierungskommission ein Gesetz annimmt, das 
nur dıe ausländischen Aktiengesellschaften usw. besteuert. 
Aiso,dus habe ich in dieser Frage noch herauszuholen. 





Sıyamog ayasıydmuBousgs 4a72n4g4D0S H 7 


| Ich hätte noch viel mehr zu sagen über Ihre Haltung. 
Ich wünsche nur, daß Sie in der Einkommen- und in der Umsatz- 
ee dieselbe Haltung eingenommen hätten, die Die jetzt 
in der Erbschaftssteuerfrage einnehmen wollen. Ich glaube’ da- 
rauf hinweisen zu sollen, - daß Sie dort durch dick und dünn 
zum großen leil mit der Negierung EeBanEen sind,um schließlich 
die steuerliche Belastung, die im vaargebiet getätigt wird, 
auf die minderbemittelte Bevölkerung abzuwälzen, Dus betone 
ich besonders, und ich will zum Schluß kommen. Ich erwarte, 
daß die Regierungskommission endligh in der »teuerfrage ‚auch 
überhaupt in. der ganzen Frage der erwendung der ©teuern den 
Wünschen der Arbeiterklasse, den Wünschen der Angestellten 
usw. mehr Rechnung trägt, damit auch im Saargebiet in dieser 
Frege für die in “rage kommenden Volksklassen etwas mehr 
herausgenolt werden kenn. 


| y POS 
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Bravo!) 


Vorsitzender 
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Schmelzer (DSY): Meine :lerren! Die Ben cene, so. 
I 


awr 
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„80 
Morsitszenger: Meins Herrn! Der Stärke der Fraktion nach, ‚wäre 
er kommunistische Kadner an der a ler koammistiscene 


Redner hat n! cuts degazen, wenn. der Vertreter der, Deutsch- 
Daar. ändischen--Volkspar'; et zu We Sartort,. 2 
Das Fort hat der-Abgeordnsse Schhelser- | 


t in ihrer Begrür-- 
dung zur srbsejafts: vo er, DaB der .ete. je Gke,dpedarf des 
arereeb. etes diese vieuer nötig mac. 4. Mir wunderz uns de 
rüber, aß der se dbedarf sin derärtig steigender ist, daB 
man au Sthouarn „die ao D Tär sind. Wenn die Re- 
gierung selbst sagt.daß in Deutschländ hei Beratung des Trb- 
Schaftesteuorgegetzön eingswende; wurde,caß die “esseu: FUNg 
des Gesten un Sincererbanfalles den Femi liensinn. gefährden, 
möchten wir erklären, daß diese Hiaderungs ründe nach wie 

vor bestehen. Wir sind der Neinung, erst alle sonstigen 
Quellen auszuschöpzen, ene man zu dieser Steuer Zurückgreift. 
Die Regierungs komm:.ss1lon hat uns zur rechsen Zeit den „aus- 
haltpl an agent I}. dam: wir den Melönedarf nachprüfer. 
köhnen. Herr Leracher hat schon darauf hangewicsen, daß die- 
ser I jushaltplan gespickt ist mit Pauntasiezahlen. Non weiß 
nieht, wie wei; ger Be mitgewirkt hat. Wir sind der 

le inung, das dıe Hegierungskommission das Pedürfnis haben 
sollte, ni cht Kir den Jeus Sheltnl: An vorzulegen zur Serntnis- 
nahme, sonder» auch zur Fesprechung, vor allem ıber anzugeben, 
wie sien = kimnahmen und "Ausge ben in Verlsufe des Jahres 
gestalten. lie HezıervnE sie. [13 in dem voz Ziegenden Haushalt- 


plan die beiden Verens caläge tür 1928 und 1924_nebereinander 
und wir wissen nieht. oo dies ein richtiges En .d abgibt. 'Jer 


jetzige Sms shaltplen ist von der verfiossenen Regierung auf- 
esteilt aırcen. sh darf : Br der Hoifinung Ausdruck geben, 
eB die Hegier "ungskonm.esion. a Akrer veränderten "orm, b>- 
sonders aschdem in ven Sestgestelii worden 18% ,. da? in Ra 
rer Gesamtheit umd nicht zur cex Fräsident allein zu ent- 
scheiden hst, in saufe des “ahres dazu kommt, unsere Yünsche 
bezüglich des laushaltplaner zu erfüllen. insbesondere hoffen 
wie, daß Ger saarländische Vertreter ;n der Negierungskommi.o- 


8102 nachdrücklichst dafür eintritt. Bes is+ Joch sing. Anstanant 


pflicht, da? sie Hegierung Reenenschet- Abgibt über Geld,üas 
Be eimnimzub und Anskunft 5.05, was gesc ‚eng N 80 und Ze- 


sehenen :8S3. 


at:te mir eur den Feushalsolen einzusehen. 
shen von arra Terknher xrıtisıert worden 


Wenn er "im wes 1 
ah siniges uaterstreichen. 


i8t. möchte ich d 


Wir schen auc dem Zauskaltylan der Aegierımgskon- 
mission.deß die Autglieder jer De gLerUngSsKoUmis ssIon sın 
Gehaltsanurba SBerung von 5% arha. ten heber.. ir haben nichts 
dagegen rinzwenden. im Veganteil, die Begierung hat der 
Gel eertwurtung für sich ricat genügend Teehnung geiragen. 
Wenn ass die Segie: une Zür sich beansprucht. hästen wır enge-- 
nomnmen,cab wıch die Seamtsn eine kufoesserung hexommen. Dir 
haben Schon wiederholt ‚Anger Ns sin Jahr gssagt, JaP die 
Beriige der Baanten 2 zu niedrig sind, Die Deglcunvekommis sion, 
bessnders Ger Ferr Präsidest der Hegierungssxommission sträubt 
aan ei uw. auf dem Kehist zu Tun und san wir ver- 

De ın ıRutsschlend sind nd nie Beam 
ee aer 'eblet ZU srlasaen, kenn 
n ichizeßen, aa 6 dem Sträuben 
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des Herm Präsidenten doeh politische \otive zugrunde a a 
Die fremdländischen Beamten werder vıel besser bezahlt, üls 
die deutschen Beamten und diese Desserstellung wurde im vo- 
rigen Jahre von der Negierung dahin erläutert, daß die frem- 
den Beamten ungefähr so gestellt sein müßten, wie Leante in 
den Kolonien und aus diesem Grund ssien die iremden Beamten 
besser bezahlt. Sie hätten eine _ Reihe von Aufwendungen zu 
machen, die sie in ihrem Heimatland nicht zu machen hätten. 
Fir konnten dem Herrn Regierungsvertreter die Frage vorlegen, 
ob das mit den deutsshen Beamter: auch so sei ? "Nenn die Dinge 


so wären, wie ousgeführt, dann ist es gleichgültig, ob Jeante 


von Paris, von Beriin,Königsberg oder sonstwo her sind. Äber 
daran denkt die Negierung nicht. Auch in Genf hat diese 
unterschiedliche Behandlung der Beamten großes Aufsehen er- 
regt md es wird Aufgabe der politischen Parteien sein, diese 
Auffassung zu unterstützen. "ir müssen die Frage der Beanmten- 
besoldung eiumal wieder naeh Genf verlegen und versuchen, 
daß von Genf aus das Nötige gesagt wird. Wir wollen dis 
Regierungskommission in ihrer Gesamtheit darauf aufmerksan 
maehen, daß sie im Beamtenstatut $ 31 ein Versprechen gemacht 
hat, das_sie sicht erfüllt, In dem $ 31 hat sie versprochen, 
aß die Beamten des »zargebietes bezüglich der \ehälter ,‚Ruhe- 
gehälter usw. nicht schleehter_zu stellen sind, wie die deut- 
Sehen Beamten, welche sich im Reieh in entsprechenden Stel- 
Hungen befinden. Das ist ein feierliches Verspreehen. 
erücksiehtigt man, daß dieses Deamtenstatut zustande gekon- 
men ist unter freundlicher Mitwirkung der französisehen 
Ba jonette ‚Tarks ‚laschinengewehre usw. so braueht kaum betont 
zu werder, daß es an sich schon das lündeste ist, was man 
den Beamten hat geben müssen. “enn die Auffassung der Herrn 
Präsidenten der abe ar to ee dahin geht,daß sich 
dieser Ärtikel 31 nur auf die Zeit beziehen würde, in der 
die Beamten Narkgehälter bekommen haben,so sind wir der 
Meinung, daß dies im Statut hätte ge eb werden müs- 
sen, denn damals hat der Präsident schon die Absicht gebt, 
die Frankenwährung einzuführen. Es ist aber nicht darauf 
hingewiesen worden, daß bei veränderten "ährungsverhältnis- 
sen der Parafr : 
wenn sie Sich auf den $ 31 beziehen. Es wäre interessant, 
wie sich die Serichte Eußern würden, wie der 3 31_ rechtlich 
auszulegen ist. Jedenfa!ls verlangen wir von der Hegierungs- 
kommission, daß sie_ bei den 3eamten dasselbe vornehmen muß, 
was sie bei sich selbst vorgenommen hat, nämlich krhöhung 
der Bezüge. An einer besseren Besoldung der Beamten sind 
nicht nur die beamten allein, sondern auch die liürtschaft 
des Daargebietes interessiert. Handel und Yewerbe sind auf 
den inneren saarländischen \iarkt angewiesen und es ist des- 
halb von Bedeutung, wenn die Beamtenschaft eine gute wirt- 
schaftliche Lage schaffen «ann. 


Bei dem Haushalt des landesrates hat Herr Levacher 
schon mit Genugtuung konstatiert, deß wir neue Geschätts- 
räume bekommen sollen. ich weiß nicht. wann dieser. Bau ge- 
macht werden soll. Die Ausgaben hierfür sind für 1924 einge- 
setzt. Wenn man etwas bauen will, wird es Zeit, denn bekannt- 
lich baut man im Sommer und nicht im ünter. Wir sind der 
Meinung, daß hier bald etwas geschieht. 


( Zuruf: Sehr richtige !) 
Bei dem Heushalt der Zentralrerweltung finde ich einen Posten 


von 1.320.000.-Fres. für Pässe, Ausweispapiere,,Stempelabgaben 
usw. ks ist nicht recht ersichtlich, weshalb men die 


Stempelabgaben _ 


aph ın Fortfall. käme. Die Beam“en sind im Recht, 
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Stempe, atgaben mit Pässen und Ausweispapjeren zusan- | 


mengeworlen hat.wahrschsiniicn deshalb,um ais Aöhe der »un- 
men, die aus deutschen Taschen gezogen werden; nicht in der 
Höhe erscheinen zu lessen, wie sie tatsächlich sind: ich 
möchte noch betonen,daß der "aushaltsplan ja nur ein Voran- | 
schlag ist. Die Gebühren für Pässe und Ausweispapiere werden | 
hauptsächlich von unseren Brüdern im Seich getrngen. lie | 
Me länder brauchen kein Visun. Alle ausgestellten Fapiere 
mit Visen wırden für deutsche Seichsangehörige Zemzcht. 


| 
| 
| 


her den Autodient: möchte ich noch sin Nor“ sügen. 
Ich habe im vorigen Jahre schon bemerkt, daß mir die »wımnme 
nicht so außerordentlich hoch erschien und gebeten, min 
möge mit den Autofahrten weniger Mißbrauch treiten, als es 
pisher geschah. ich wollte nicht so verstanden sein, daß 
die Flegierung jetzt Giesen Autodienst mir rund W.00V.-Hrecs. 
| mehr in den Hsushalt einsetzt. Insofern muß ich bedauern, 
daß ich damals gesagt habe, man muß der Hegierung etwas 
zubilligen. Es sieht so aus,als wenn man der Regierung nicht 
| den kleinsten Finder reichen dürfe, ome daß sie gleich die 
ganze “land päcke, 





Betreffs der Finenzkontrolls bin ich wie mein Vorreö- 
ner der “einung, daß sie flüssiger ist wie Wasser, nämlich 
über?!lüssig. Wenn damit erreicht werden soll, daß die Regie- 
rung Zinsen spart dei Auszanlung ihrer Schulden. sc mu@ da- | 
raul hingewiesen werden, daß das Geld, das sie ausgeliehen N 
hat, weniger Zinsen erzıelt. Es wäre Zeit, wenn die Finanz- | 
kontrolle nbgeschafft würde und von Handeı,Gewerbe und h- N 
dustrie würde dies mit Freuden begrüßt werden. j 


Bei gem Heushalt der Polizeiverwaltung hat Herr Lle- 
vecher mit Aecht daran? hingewiesen, dnß man im Saargebiet | 
mit viel weniger Gendarmen auskommen könnte, wie B Roegie- # 
rungskomission verlanet, fr hat gemeint, mitn 350 Mann { 
wie in Danzig zurecht zu kommen und des französische Militär | 
an den französischen Grenzen unterzubringen. lca habe das I 
Gefühl. deß eın leil_ der Hegierungskommission sich außer- | 
ordentlich fremd im Lenrde fühlt. Dieser Teii hat nicht ver- #9 
sucht mit der Sevölkerung in Kontakt zu kommen. Ich möchte 
der Regierungskommission entgegenkymmen, indem ich diesen 
Gefühl der Fremdheit Aechrurg Srage unc ich glaube, der: 
Landesrat wird mir zustimmen, daß wir die Zahl von _850 Mann 
au des Dopp:lte erhöhen. Beı siner einheimischen Regierung 

brauchen wir zur die Zahl, Zie Jerr Levscher genannt hat. 
Es kann keine ede davon sein. daß man mehr als 1000 Wann 
halter mu? zum »chutze der Gruben,denn man weiß nicht, was | 
man mit disser Leuten beginnen soll. Die Lendjäger sind zu | 
bezanern. Wentn cie Unirorm sauber geputzt Ist, wissen sie l 
nicht, was sie anfangen sollen ' 
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( Zuruf Petri: Trotzdem wollen Sie sie verdoppeln !) 


möchte ich auch an die Erbschaft erinnern, die Aus der Zeit 

der Besetzung stammt, deß dis Schutzleute immer noch sehr \ 

stramm die französischen Ulfiziere grül)en müssen. Deussch- 

land war vor dem kriegs ein gewiß reaktionäörer Staat .aber | 

gas kannte man vor dem Kriege nicht, Das wer bei uns nicht 4 
| 


| 
\ 
| 
Do 'kleintich soll man nicht sein. ?ei dieser Gelegenheit | 
| 


Ditte, und ich kann mich in die »weslie eines altgedienten (| 
Mi 
Unterefiiziers 4 
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Unteroffiziers oder Fsldwebe\s hineindenken, wenn er als 

| Schutzmann den tremden Eincringling grüßen muß. Ich bitte den | 
| Harrn Staatskomnissar, aer Obersten Folizeliverwaltung nahe j 
zu legen, daß eine Verfügung erlassen wird, daß das Anhängsel 1 
aus der Besetzungszeit endlich beseitigt wird. |; 


| Za dem Etat der Nandel-und ererbe-Verwaltung möchte 
ich bemerken, daß man von den leistungen des Statistischen 
Amtes nur etwas erfährt aug dem periodischen Bericht der 
Regierungskommi ssion nach kenf. Es wäre notwendig, daß man 
die Zahlen dieses Amtes veröffentlicht und dem hiesigen Pub- 
likum zugängig macht. 





‚ _. Die Überpreisprüfungskommission könnte endlich ver- 
Schwinden. Wenn man einen Abbau vornehmen will, dann könuse 
man die >ache so machen, daß man sie mit dem Statistischen 
| Amt zusammensteckt. In der Zeit der schlechten wirtschaft- 
lichen age, wo ein Kaufmann den anderen zu unterbieten 
E sucht, ist ss lächerlich, wenn man eine O.F.K. unterhält. 

Das ist ein Leerlauf von Kräften, den wir uns bei einem sol- 
| chen Aufgebot von Beamten im Saargebiet nicht leisten können. 


Bei der Miete der Kasernen hätte ich gemgehört, nach 
‚welchen Grundsätzen hier verfahren wird. Ich weiß, daß ıIch 1 
von dem Herrn Staatskommissar keine Antwort erhalte, denn er 9 
ist mit der a e-nig, deß wir den Etat nur zur Kennt- # 
nisnahme vorgelegt erhalten. # 


Beim Haushelt der indirekten Steuern möchte ich auf h 
- die Kohlensteuer zurückkommen. Es wurde vorhin schon bemerkt, # 
daß die Kohlensteuer ein wesentliches Mehr erbracht habe ,als 
die französische _ Bergrerwaltung zu den lasten des Daarge- 
bietes beitrage. Diese hat efähr 1/7 zu den Jasten bei- 
. zusteuern. Nachdem Atat für 1924 beträgt die Kohlensteuer 
5 49 Millionen Franken. Durch die Ablösung der Xohlensteuer 
ergibt sich ein ungedeckter De re von 23.000.000. -Franken. 
| Bisher hat das Saargebiet von Kohlensteuer 16 Millionen Fran- I 
| ken bezahlt. In Zulunft mR es statt der 16 Millionen Franken 
rund 23 Millionen Franken aufbringen. Also ein wesentliches | 
ehr und die frenzösische Bergwer Bene zung hat einen be- i 
deutenden Gewinn aus dieser Beuon. “es Lune. ie Negierung hat | 
die Berechtigung aus dem Versailler ertrag hergeleitet.Nach 
diesem Vertrag sind die Lasten der Bergwerksverwaltung zu i 
verrechnen nach dem Vermögen der Bergwerksverwaltung. Der \ 
Wert der Gruben wird beziffert auf 350 Millionen Goldmark, 4 
versteht _in der #Alieestraße sehr gut, ein derartiges ! 
echenexempel zu machen. "ir werden der Regierung nachweisen, 
daß die Rechnung, wie sie sie aufmacht, unseren Beifall nicht | 
finden kann. Bei anderer Selegenheit werden wir nicht verab- | 
säumen,festzustellen, welches Ssargebietesvermögen entsteht, N 
wenn man cen jetzt nicht mitgerechneten fremdländischen Be- u 
sitz mit berücksichtigt. 
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| Bei der Nüneralwasser- , Zündwaren- und Spielkarten- 
steuer vermisse ich einen .Enwels, wie hoch die Frhebungs- 
# kosten sind. 
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, Beim Saushalt Zölle möchte ich bemerken, daß der 
Reingewinn für das Seargebiet mit 7 Millionsn Franken zu 
niedrig bemessen ist. is _1st ein Unding, daß wir ciese Zahl 
von der Iransösischen Zo\l\verwaltung einfach hinnehmen. Nach 
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em Vertrag von Versailles haben wir einen Anteil an dem 

erschuß 1 Zolleinnahmen. "enn wir nicht wissen, wie hoch 
die Zolleinnahmen sind, können wir richt nachprüfen. Wir 

| 3 £ UL ur 
sind der Meinung, caß der Überschuß außerordentlich gering 
ist und müssen verlangen, daß uns ein Kontrollrecht einse- | 
räumt wird. Die Zollverwaltung geht unscheinend dazu über, | 
für ihre viel zu zahlreichen 2 ner Wohnungen zu beschlag- | 
nahmen: Es soll dies in POBSURT, geschehen sein und das wäre 
ein rücksichtsloses Virgehen. Sie soll_"ohnungen erstellen 
und nicht den kärglichen ohnramn der »vearbevölkerung noch 
beschlagnahmen. Das ist ein Unfug. Ich nehme ar, daß die, 
Regierungskommission in Ihrer jetzigen Zusammensetzung ein 
ernsthaftes YNort dafür finden wird. 


' Über Militärfahrscheine ist genügend gesprochen 
worden, daß ich mir versagen kann darauf einzugehen. 


Beim Haushalt der Post- und lelegraphenverwaltung 
wurde darauf hingewiesen, ii Sn Fernsprechverkehr große 
Mängel aufweist. Igh möchte Herrn Stastskommissar die u 
vorlegen, ob eine Verfügung bei der Regierung besteht, da 
die Ferngespräche gewisser Personen sbgehört und überwacht 
werden 





(Zarufe: Hört, hört! - Sehr aut !) 


Wenn das der Fall ist, wäre das Spitzelsystem zu weit aus- 
gedehnt und wir legen Verwahrung ein. Im übrigen wäre es i 
einen große Dummheit, denn dann macht man alle Gespräche | 
mündlich und nicht telefonisch. | 


| Meine Herren! Auf die einzelnen Steuerverordnungen 
werden wir bei der linzelveratung eingehen. Ich möchte zur N 
Vermögensstcuer noch sagen, daß sie eine einseitige Belastung ! 
der Bevölkerung darstellt, denn näch der Vorlage der Regie- | 
rung wird es so kommen, daß der ganze ausländische Besitz | 
von der Steuer nicht berührt wird und Schon aus dem Gesichts- 

t hersus betrachtet, für uns eine Unmöglichkeit ist, N 
euf die „am Schwersten zu ertragende Besteuerun 
der Gatten unä ninder einzugehen. Über die übrige Erbschafts- 
besteusrung könnte man später näher eingehen. 


(Brayo.,) 
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Vorsitzender: Das "ort hat der Abgeordnete Eifler.-- Ich möchte 


Eifler 


# 


bemerken, daß der Abgeordnete zifler vorhin auf das ort 
verzichtet hat, weil Herr Lifler nicht darauf gefaßt war, 
deß er für seinen Kollegen Herrn Heckler,der zu der »itzung 
nicht erschienen ist, einspringen mußte, 


K.P.): Meine Herren! is ist von allen Seiten des Hauses 

ritik geübt worden an dem Etat und ist von allen Seien 
versucht worden, die einzelnen Positionen ins rechte Licht 
zu stellen. lit Recht oder mit Unrecht. Diese Fragen zu 
beantworten heißt die Fragebstellen, welche Parteirichtung 
die Kritik übte und wie diese Partelrichtung politisch zu 
ihrer Kritik steht. | 

Meine Herren! Ich möchte im allgemeinen über den 

Etat sprechen. bs ist aus _dem Lktat Banz klar ersichtlich 
welches Geistes Kind die a ommission ist. Ls ist 
auch von den verschiedenen Hednern wiederholt vorgebracht 
worden, daß die steuerliche Belastung ap ne dem Vorjah- 
re enorm gestiegen ist. Meine Herren! Ich bezeichne es als 
einen Hohn, daß die steuerliche Belastung gegenüber vorigen 
Jahr insbesondere die der Arbeiterschaft derart gestiegen 
ıst, während dem das Lebensniveau, besonders das der Arbei- 


ter- und der mittleren Beamtenschaft bedeutend gesunken ist. 


Veine Herren! Die Gegensätze sind derart kraß, daß eim 
weitere Anspannung der »steuerschraube zu irgend welchen 
Explosionen führen muß. Meine Herren! Sie wissen,daß - 
vorts die Arbeiterschaft heute mit den minimalen Löhnen 
kaum in der lage ist,: das Notwendigste zum Leben zu kaı fen. 
Ieh- möchte dabei erwähnen, daß aus dem Büchlein, welches 
wir vom Beamtenbund zugeschickt bekommen haben, auch er- 
sichtlich ist, inwieweit das Sinken des Niveaus der unte- 
ren und mittleren gegenüber den oberen Beamten ist. Es 
eht dort ganz klar Aaervor, daß die unteren und mittleren 
amten mit der Ärbeiterschaft in ihrem Lebensniveau wei- 
ter herabsinken, während dem das Niveau der oberen Beamten 
estiegen ist. Meine lerren! Wean wir auf der einen Seite 
iese Verelendung, diesss Greifen nach einem Strohhalm se- 
hen, und sehen andererseits die enormen Gehälter der Re- 
jerungskommissionmitglieder, wesentlich kommt hinzu ,daß 
jeselben dezu noch steuerfrei sind, während dem eim ein- 
fache Dienstmagd für ihre paar ?fennige, die sie bekommt, 
noch Steuern zahlen muß. Meine Herren! Das ist ein Hohn 
auf die Verelendung .der breitesten Schichten der Bevölke- 
rung. Meine Herren! Auf Grund lieser steuerlichen Belastung 
und auf Grund der Verelendung der breitesten Schichten der 
Bevölkerung hat unsere Fraktion durch den Genossen Rein- 
hard an die Regierungskommission einen Antrag gestellt auf 
Beseitigung der Lohn- una Gehaltssteuer. Ich mß heute wie- 
derholt darauf hinweisen, daß von der Regierungskommission 
bisher auf diesen Antrag keine Antwort gegeben worden ist. 
Es ist weiter ein Hohn, wenn die Eisenbahn mit 45 Millionen 
Defizit arbeitet nach dem Etat, und die me uns al- 
le Vergünstigung bekomm, die man sich nur denken kann. 
Hirzu kommt noch, wie ja von einem der Redner darauf hinge- 
wiesen warden ist, die Freifahrtscheine und ermäßigten Kar- 
ten der französischen Gendarmerie ‚Beamten usw. Auf der 
Gegenseite sehen wir, daß die Kommunen vollständig mittel- 
los destehen. Sie sind in ihrer Steucrhebung, die an und 
für sich nicht unserem Gesichtspunkt entspricht, ginge- 
Schränkt. Ich nenne da die lustbarkeitssteuer, z.B. Sekt 
und Wein. %s ist ihnen nicht erlaubt, hier irgendwie selbst 
Steuern zu erheben. Alles cCieses fließt in den Steuersäckel 
der Regierunzskommission. | 
ich nabe des Defizit der Lisenbahn erwähnt. 
Meine Herren! Wenn man überlegt, daß die Tisenbahn im 
saargebie t_ 
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Daargebiet die letzte Zeit genau wie das Unternehmertun.einen 
‚Vorstoß betreffs der Loimverhältnisse, und der Arbeitszeiiver- 
längerung gemacht hat, _so geht klar hervor, daß auch die Lisen- 
bahnvrerwaltung dieses Defizi: beseitigen wıll auf Kosten cer 
‘Arbeiterschaft und der Angestellten im Saargebiet. Dann sull- 
die ed he eben ihre Steuern bezahlen, die sie Schön..'. 
längere zeit aus dem Ssaargebiet weggeschleppt "hat. ar 
Meine Herren! Unsere Traktion hat auch bei.der Bera- 
tung der Dteuergesetze wiederholt beautragt, caß hier im Saar- 
gebiet ein Steuersystem Platz greifen soll, welches die Be- 
sitzenden,die tatsächlich in der. lage sind, Steuern zu bezah-- 
len,heranzieht,einerlei, ob {ranzösische oder deuische Unter- 
nehmer.damit auf der anderen Seite der Arpbeiterschaft das ge- 
geben wird, was sie:zum Leben notwerdig. hat: a 

Meine Herren! Es sind die lendjäger erwähnt worden. 
Der Herr Levacher hat darauf hingewiesen, der &tat sei ein 
Märchenbuch für vorwitzige Kinder. Meine Herren! Für uns ist 
das kein Mörcherbuch, sondern wir haben zu dem Etat selber 
die politischen Gründe der Hegierungskommission gewogen. Ich 
habe zu Anfang erwähnt, daß aus dem Ntat ersichtlich ist,wes- 
sen Geistes Kind die Regierungskomnission ist. Meine Herren! 
Wenn hier im Etat eine gswisse Summe für die Erhöhung der land- 
jäger verzeichnet ist, und auf der anderen Seite für die Er- 
werbslosenunterstützung, man känn sagen, so gut wie nichts 
eingesetzt ist, so beweist das, welene politische Linie die 
Regierungskommission gewiilt ist, zu gehen. \eine Herren! Die | 
Lendjäger haben im Saargebiet. schon eine gewisse Rolle Eoap1e Ti. 
Für uns kommt weniger in Petrachtwas der Abgeordnete Schmelzer 
gesagt hat, sie wüßtsn nicht, was sie zu tun hätten, wenn sie 
cie Uniform blank geputzt hästen, sondern es kommt Tür uns in 
Betracht, _zu welchen Zwecke die landjäger und die ORT CF | 
in ihrem Etat Jie Summe für dieselpen erhöht hat. Die Dillinger 
Verhältnisse haben gelehrt, daß die Landjäger zu einem Zweck 
da sind, nich allein, um die Uniform blänk zu putzen, sondern 
um die Arheiterschaft, sobald sie aus der Ver  wel.Le 


heraus, anfängt sich d.:s u erkänpfen, was, san ihr vorenthält et] 
> ı& 


MM 

'% 

1 
Me 


im 
2 
in 

20 
Ib- 
R 
an : 
I 
u® 
> 
AR 
a 
23 
oO 
r 
" 
| 
1> 
u 
N‘ 
a a» 
KT 
a» 
a: 
"y 


derzuschlägen. Ich weiß nich 
wie der Äbgeoranete Schmelzer dazu kommt, auf das Bestimmteste 
zu behaupten, daß die Sozialdemokratische ‚Fraktion, ich glaube, 
er hat es zu Herrn ?retri gesagt, ohne weiteres mitstimmen 
würden mit den 700, ich weiß nicht mehr ganz genau die Zahl. 
Ich frage mich immer ‚wie es_kommt, daß Schmeizer genau weiß, 
daß die Sozialdemokratische Pertei, dem Ersuchen der Regierungs-' 
komrission betreffs Erhöhung der Zahl der Landjäger ohne wei- 
teres zustimmen wird. 


N Puog 





A re 


(Zaruf Petri : Sie können doch den lienschen den Glauben 
nicht nehnen !) 
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Das will ich auch nicht, wenn nicht etwas anderes mitspielen 
würde. Ich glaube,es ist so, daß die Genfer Keise und die dort 
vertretene ileinung, sämtlicher Delegierten be:refifs der land- 
jäger eine holle mitspielt. Die sämtlichen Delegierten einschl. 
es Sozlaldemokratischen waren dort der Meinung, daß die Saar- 
regierung zur Erhaltung ger Öffentlichen Kuhe und Unordnung 
eir. arhöhter Prözentsetz.von Lendjäsern haber mus. Als Aquiva- 
lent dafür forderve die Sozialcemokratische Partei, ich nenne 
sie, weil Jerr vochnelzer sie genannt hat, ' die Beseitigung 
des französischen Militärs ",DbeTürwcrtete aber die Erhöhung 
der Zahl der landjäger. | 
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(Zuru® Hoffmann: Sie haban vorhin gesagt wegen der 


Jnerönung !) | 
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Ich weiß, daß das weh tut, es ist aber nichts daran zu ändern, 
und Sie können heulen wie sie wollen. 


Es hat der Redner der Zentrumspartei der nSaarregierung % 


einen guten Rat gegeben, indem er sagt, was auch schon früher 
hier von Dr.Sender gesagt wurde, ' Bitte schön, Saarregierung, 
sei doch nicht so neiv, beseitige uns doch das lälitär, wir ge- 
nehmigen die eine erhöhte Anzahl Lendjäger. Dein Militär steckst 
du nach St.Avold, Forbach usw., und wenn du es brauchst, wn 

den Proleten mürbe zu machen, dann hast du das Iiılıtär de 
Schnell wieder da ". Das ist doch ein ziemlich starkes stück, 
was diese Herrschaften sich denken. Die Kommunistische Partei 
ist nicht so naiv, der Regierung irgendwie derartige Ratschlä- 
ge zu geben, wo sie ihr l\ülitär hinstecken soll usw. ir wis- 
sen, daß mit der Beseitigung des Militärs im saargebiet ver- 
bunden sein wird die Beseitigung der Regierungskommission in 
ihrer Tendenz von heute. 


( Zurufe: Hört, hört !) 


(Zuruf Hoffmann: Darum seid Ihr für die Anwesen- 
heit des Militärs. 


Und man kann nicht einerseits auf dem Standpunkt stehen, der 
Saarregierung mehr Landjäger zu bewilligen und andererseits 
Kritik üben an der steuerlichen Belastung der werktätigen Be- 
völkerung. Daneben die Anerkennung des Vertrages von Versail- 
les. Das _ist eine Zwiestellung. Ich war vorige !ioche unten 
auf dem Landgericht WAS Betrag mich, inwieweit die Fürsorge 
betreffend der Jugend hier getätigt wird. Da wurde mir eine 
Antwort gegeben, ich war platt, Nach den Aussagen des Herrn 
dort, wird für die Jugend seitens der Regierungskommission 
überhaupt nichts getan. 


(Zuruf Petri: Für den Haushalt des Kultus tut sie mehr!) 


schaft abzubringen, ir sagte der Herr, daß nichts getan wäre,. 
nächstes Jahr sollte etwas mehr gemacht werden für die Jugend. 
8 tut sie, sondern sie kann 


et, betreffend Auszahlung der Kirchensteuern für Dissi- 


da ist uns die 


"ir verstehen die Gründe der Regierungskommission, die ihre 


über den Kultus leitet. 
(Zuruf Kiefer: Und mit den kommunistischenn Kindern?) 
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Das müssen Die ja wissen, Herr Kiefer ! | 

Die Kriegsbeschädigten warten heute noch auf ihre Be- 
züge. Ich hätte erwarsev. und ich glaube, das wird die Ansi cht 
wohl aller im Hause hier sein. daß die Kriegsbeschädiesten doch 
schon längst in den Genuß der erhöhten Bezüge kommen Sso!lten. 
Damals ist davon abgesehen worden, irgendwelche Abänderungen 
in das Gesetz hineinzubringen ‚über das Gesetz en bloc abzu- 
stimmen, damit nur ja schnell die Kriegsbeschädigten in den 
Genuß der erhöhten Bezüge konmen. 

Meine Herren! Ich möchte noch weisser auf die Tendenz 
der Regierungskommission hinweisen. Die Arbeiter- und Beanten- 
organisationen haben seit 14 Jagen Ichnforderungen usw. an die 
Regierungskommission eingereicht. Auch da ist bis heute von 
der Regierungskommission die Antwort eusgeblieben. 

Za_den 3 Verordnungsentwürten wird unsere Fraktion in 
der Spezialdebatte ihre Vorschläge machen. Ich will aber 
nicht versäumen, zum Schluß darauf hinzuweisen, daß gerade 
aus der Erbschaftssteuer die Daarregierung ganz klar und prä- 
z1is sich offenbart, inwieweit sie gewillt ist, gerade den Be- 
sitz zur Steuer heranzuziehen. Meine loryen! enau wie man 
sonst die produktive, die schaffende Hand besteuert, so will 
man auch hier noch bei der Erbschaftssteuer die ganz winzg sten 
Beträge enorm besteuern, während dem man, wenn es in die 'Null- 
Null " geht, "sozusagen diese " Null-Null-Menschen" von der 
Besteuerung vollständig frei ausgehen läßt. Das reiht sich 
wiederum würdig an die. Tendenz der Regierungskommission. 
| Zum »8chluß möchte ich sagen, daß aus dem Ltat ganz klar 
der imperialistische Instinkt, weiter die Französierungsbe- 
strebungen der Regierungskommission und weiter, daß sie zur 
Erreichung dieser Ziele, und der ürhaltung der kapitalistischen 
Jnordnung, alle Mittel in Anwendung bring’, die ihr geeignet 
erscheinen, um diese bestehende Unordnung aufrecht zu erhalten. 
In diesem Sinne sage ich zum Schluß, daß die Arbeiterschaft 
recent bald erkenner muß, üaß es mit einer Kritik nicht allein 

etan ist, sondern daß sie sich darauf einstellen mß, die 
rundübel disser bestehenden Unordnung zu beseitigen. Das ist 
das System, aus weichem die Negierungskommission Ihren Ur- 
sprung erhalten hat. 


(Beifall bei den Xommunisten !) 


7 


Vorsitzender: Die Generaldehatte ist geschlossen. "ir treten nunmehr 
in die vpezialdebätte ein. Fr 
Das Wort hat der Abgeordnete Ulrich ! 


Ulrich we Meine Herren! Es ist ein Zwischenruf gemacht worden: 
" Iudweiler " und es ıst notwendig, daß ich diesen zurückweise. 


(Burch die Unruhe,alles andsre unverständlich ) 
Vorsitzender: Ich glaube ‚den Zwischenruf haben Sie mißverstanden. 
Ulrich (X.?. }: Es kann ja auf einem Irrtum beruhen. 

( Durch die fortgesetzte Unruhe - unverständlich! ) 
Vorsitzender: Das “ort hat der Äbgeordnets Hoffmann! 
Hoffmann (S.P.): Ich stelle einen geschäftsordnungsmäßigen Antr&g 


auf Hittagspause und heute liachmittag weiterzutagen. 


Vorsitzender 
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Vorsitzender: Das \iort hat der Abgeordnete Gärtner ! 


Gärtner (2.): Der kommnistische Redner hat in seinen Ausführungen 
erkennen lassen, daß er die katholische Geistlichkeit be- 
zichtigt, französische Politik Benagn zu haben. Daraufhin 
habe ich den Zwischenruf gemacht " ITudweiler" ‚weil dort 
nur 72 Kinder in die deutsche Schule gehen. 


Vorsitzender: Findet der Antrag Hoffmann Unterstützung ? 
Das "ort hat der Abgeordnete Hoffmann! 


Hoffmann (B.Pu): ich bin der Suilauunz, daß nach den hungrigen 
Reden auch der llagen hungrig ist. 


Vorsitzender: Yir tgetgn dann in eine NMittagpause ein und beginnen 
D 


wieder un v2 3 


(Schluß der Sitzung 12 Uhr 30 Minuten: ) 
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Vorsitzender; "ir fahren fort in der Beratung der drei Verordnungs-# 


Gärtner (Z.): Meine Herren! Es ist heute morgen schon an ie A | 







Ze 
entwürfe. Das "ort hat der Abgeordnete Gärtner ! 


worden auf die »tellung,die vom Zentrum,voraussichtlic 
auch heute bei der Plenarberatung, über das \esetz betref- 
fend Besteuerung von lirbschaften und Schenkungen, eingem n- 
men wird. Ich darf mich kurz fassen, möchte aber nicht ver- 
Säumen, die wichtigsten liomente herauszugreifen. Eine jede 
Regierung, die ein Land verwaltet und unterhalten will, wird 
sich nag! Einnahmen umsehen müssen. Das wird auch in der 
weiten "elt, wo das Ligentum und die persönliche Freiheit 
er aiE: werden sollen, wo die Instandhaltung der öffent- 
ichen Strüßen und Eisenbahnen für die Verkehrssicherheit 
vorgenommen werden soll, wo Armen-,Krankenpflege, Volksbil- 
dung usw. betrieben werden soll, so bleiben. lan wird auch 
logischerweise der Saarregierung das Steuerrecht zuerkennen A 
müssen. Es ist heute Tergen angespielt worden auf die Haltung 
der Zentrumsfraktion in den »teuerfragen bei Beratung in der 
vorigen Periode des +andesrates. Der Herr Äbgeordnete Hoff- # 
mann hut ausgeführt: ' \!enn die Zentrumspartei mit uns 1922/23%# 
die Steuern verweigert hätte, dann war die Negierungskommis- 
sion nicht in der anne lage, die Steuern in ihrem 1 
Sinne zu erlassen. " Demgegenüber muß gesagt werden, daß die 4 
jentrumsfraktion der Regierung gen größten Gefallen getan | 
hätte, wenn sie die steuern in Bausch und Bogen abgelehnt 
hätte. Dann hätte die Regierungskommission in Genf sehr 
jeicht sagen können, die Steuern sind nicht bewilligt worden, 
der Landesrat a & nicht bewilligungsfähig, und dann wäre 
jedenfalls der Negierung der Rücken gestärkt worden, dähin- 
Behend, daß die re die Steuern dann einfach nach ih- 
rem Sinn diktiert hätte. Die Stärkung der Regierungskomis- 
sion in der Beziehung wird das Zentrum jedenfalls auch in 
der Zukunft der Partei des Herrn Hoffmann überlassen müssen. 
Es hat uns auch nicht gewundert, daß Herr Hoff- 
mann in einem Ätemzuge auch die Gehälter der katholischen 
Geistlichen genannt hat, die von der Regierungskommission 
bewilligt worden wären. 





SLy240g ayasıyd mubouays 42320494005 m - 


Die Besierung hat nun nach Steuerquellen gesucht, 
und so ist sie bei der Balanzierung des Etats an die Besteue-$ 
rung von Erbschaften und ©chenkungen gekommen. | 


Der Besteuerung von Schenkungen könnte man ohne 
Vorbehalt zustimmen, soweit es sich nicht um Schenkungen 

an ausgesprochene gemeinnützige Institute handelt. Die Be- 
steuerung von Erbschaften bedarf hie einer wohlerwogenen 
Eine. Her deutsche Gesetz dreimalige Änderung erfuhr, 
damit dürfte doch erwiesen sein, daß es auch im eich schwer | 
ewesen war, das Richtige und das gerecht Vertretbare zu 
reifen. Die erste »treitfrage, die bei dieser Berat 

und auch wahrscheinlich künftig entstehen wird, wird die 
Frage sein über die Besteuerung des Gatten-und Kindererbes. 
Die Besteuerung des Gatten und Kindererbes ist wohl in der 
Mehrzahl der Fälle eine Bestraf für Strebsämkeit und 
Sparsamkeit. Was. sich brave und Fleißige Eltern zusammen- | 
Erepars haben, soll beim Tode des “annes oder der Ehefrau | 
‚besteuert werden. In vielen Fällen ist ein leil des beim m 
Tode _ vorhandenen Vermögen auch durch fleißige Mitarbeit IM 
der Kinder errungen worden. Nehmen Sie einmsäl den Fall an, iM 
daß der Vater oder die Mutter ein langes Krankenlager durch- IM 
machen und dann aus dem Leben scheiden muß, dann hat das | 
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-) 









219 


EN. D> ap ig 


Krankenlager Not und Elend genug in.die Familie gebracht. 
Die Beerdigung bedingt neue nicht unerhebliche Son- 
derausgaben, und dann käme noch der Steuerzettel zur leist- 
ung der Erbschaftssteuer, im Falle das durchgeführt würde. 
Ist der Vater gestorben, dann ist mit einem »chlage bei un- 
erwachsenen Kindern die ganze Linkommensquelle versiecht. 
Trotz dieses Verlustes müßten die Kinder obendrein Erb- 
schaftssteuer zahlen. Wenn man Steuerquellen sucht, um_den 
Etat zu balanzieren, sollte man doch einmal dem Vorschlag 
nähertreten, den die Zentrumspartei bei Verabschiedung. .der 
Enge zur Vermögenssteuer Inde 1923 gemächt hat, nämlich 
Einführung der Körperschaftssteuer. Im Haushaltplan sind 
.als voraussichtliche Einnahmen aus der Üirbschaäftssteuer 
2 Millionen Franken vorgesehen. Durch die Einführung der 
vom Zentrum vorgeschlagenen Körperschaftssteuer werden je 
denfsaiis weit_höhere Beträge erzielt, wie sie im Haushalt- 
lan aus der Erbschaftssteuer eingesetzt sind. \\enn man in 


er Begründung zur Vorlage darauf hinweist, und es als zug- : 


kräftiges Argument benutzt, daß die Steuer im Reich 1919 
such auf Kinder und Ehegatten ausgedehnt worden ı8t; 
dann gilt doch als ebenso zugkräftiges Argument, daß_auch 
im Heich die von uns verlangte Körperschafltssteuer als Ver- 
tens: Singeruhrt ist. Bei Einführung der Erbschafts- 
steuer würde sic 
nur das den Saarländern gehörige eine Fünftel Vermögen be- 
steuert, während die übrigen vier Fünftel etwa im Besitze 
von Ausländern berindlichen bezw. angelegten Vermögen steu- 
erfrei blieben. In der Degründung wird auch gesagt, dal 
die Nachbarländer Frankreich und ee sogar Amerika, 
die Erbschaftsteuer auf Kinder und !hegatten ausgedehnt 
hätten. Aber dem ist entgegenzuhalten, daß alle diese län- 
der auch die a wenBeN euer nicht in dem Maße kennen ‚wie 
das deutsche Meich, welches infolge der Reparationslasten, 
die es zu tragen hat, ganz enorme Eingriffe in das Vermögen 
seiner Bürger getan hat. Auch die im November und Dezember 
1923 für das Saargebiet erlassene "ermögenssteuer ist in 
den anderen Ländern nach unseren Informationen nicht einge- 
führt. Die Mehrzahl der Ausländer, die ihr Vermögen hier 


angelegt naben, wohnen entweder überhaupt nicht im »aargebiet 
a 


oder Ils sie auch zeitweise hier !iohnung nehmen, haben 
sie doch ihren Hauptsitz im Auslande. "ir wollen aber doch 
nicht Be Erringe saarländische Vermögen an das \esser 
liefern, während das große Vermögen frei bleiben soll, das 
den Ausländern gehört. Wenn die sozialdemokratische Fartei 
einen anderen Standpunkt einnimmt, so ist das sehr begreif- 
lich, sie will ja näch ihrem Parteiprogramm Aufhebung des 
Priväteigentuns. | 


°  (Zuruf Hoffmann: Oho !) 


Sie wird deshalb für die Besteuerung des Satten und Kinder- 
erbes stimmen, obwohl diese »teuer. auf das »aargebiet pußt, 
wie die Faust aufs Auge. Sie haben eine steuerfreie Grenze 
von 10.000.-Franken beantragt in der Kommission. Die Kon- 
munisten sind weitergegangen, indem sie die steuerfreie 
Grenze auf 20.000.-Franken gesetzt wissen wollten. Die 
Zentrumsfiraktior hat nichts dagegen, wenn die sonstigen 
Erhschaften, abgesehen von dem Satten-und Kindererbe-be- 
steuer*+ werden. !!ir stimmten in der Kommission einer 


ürhöhung 


erneut der NWißstand bemerkbar machen ‚daß 
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Erhöhung dieser Erbschaftsbesteuerung sogar zu. Aber änderer- 
seits sollen Stiftungen für wohltätige Zwecke und gemeinnützige 
Anstalten und auch für "Iohltätigkeitsvereine möglichst frei | 
bleiben. Es mächt dabei auch gar keinen Unterschied,ob diese 
Stiftungen dem Saargebiet oder einer Gemeinde im saargebiet 
gemacht werden. Danpleichen müßten Zuwendungen an Pensions- 
oder Unterstützungskussen steuerfrei bleiben, wie es ganz 
richtig in dem Kommissionsbericht heißt. In Reich ist die - 
Erbschaftssteuer durch die Steuernotverordnung außer Kraft 

esetzt. Bevor man diesen Aderlaß in Form der \atten-und 

inderbesteuerung vornehmen will, soll man aber zuerst alle 
en weniger sozial und weniger volkswirtschaftlich nach- 
 teiligwirkenden »steuerquellen ausschöpfen. 


Wir von der Zentrumspartei haben unsere Stellung- 
nahme in folgenden Gutachten niedergelegt: 


Gutachten 


der Zentrunsfraktion des Landesrates 







zum Verordnungentwurf betreffend die Versteuerung 
von %rbschäaäften und ?chenkungen. 


Die Zentrumsfraktion des +andesrates stimmt dem Ver- 
ordnüngsentwurf mit den Ahänderungen,wie sie von der 
l. und 5. Kommission des +undesrates beschlossen wurden, 
zu. Insbesondere lehnt die Zentrunsfraktion die in dem 
Ana anesontwurf vorgesehene Besteuerung des VYatten- 
und Kindererbes ab, da sie durch diese Art der Besteuerung 
einen Schädigung des Familiensinnes und eine Krtötu 
des Sparsinnes befürchtet und daß sie der leinung ist, 
daß diese Besteuerung bei der strebsamen, vorwiegend aus 
Arbeitern,Pauern und Handwerkern bestehenden Bevölkerung 
des vaargebietes nicht angebracht ıst. 
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Insbesondere bittet die Zentrumsfraktion,auch »stif- 
tungen für a Sake und wohltätige Zwecke möglichst von | 
der ©chenkungssteuer zu befreien, da die alten »tiftungen 
durch die Inflation vernichtet sind und da durch derar- 
tige Stiftungen viel Not und soziales Elend gelindert 
werden kann. 


‚. Falls der Steuerbedarf der egierungskommission 
nicht durch stärkere brfassung der großen Vermögen und 
emagatere Besteuerung der französischen Dergwerksdirek- 

ion aufzubringen sein sollte, so erneuert die Zentruns- 
‚fraktion ihren Antrag, den sie bei der Verübschiedung 
der SEuDe agshener ım November 1923 eingebracht hat,wo- 
nach die im »aargebiet ansässigen Körperschaften eben- 
falls zur Vermögenssteuer herangezogen werden sollen. 


Meine Herren! Das ist kurz die Stellungnahme der Zentruns- 
fraktion, und ich bitte Sie, diesem Vorschlag zuzustimmen, 
weil, wie ich ausgeführt habe, die Besteuerung des Yatten- M 
und Aindererbes jedenfalls von einem großen Teil der saar- il 
bevölkerung nicht verständen werden würde. 


N Pos 


- 


VEraror} | 


Vorsitzender 





a8, “i4 
Vorsitzender: Das Wort hat der Abgeordnete Hoifmann! 


Hoffmann -(S.P. ): Meine Herren! Vor allen Dingen möchte ich eins 
‘ richtig stellen. Mein Herr Vorredner hat etwas ausgeführt, 
was ich nicht begriffen habe. br sagte, wären die anderen 
Parteien bei der Steuerbewilligung mit uns gegangen, dann 
hätte es die Nesierungskommission beim Völkerbund in Genf 

nicht zu ihren Tunsten _ausnützen können. Ich habe ausge- 

ü und das ist als Beispiel herauszuholen, daß dieselben 
träge, die wir gesvell; haben, noch weitergehend von der 
Reichsregierung berücksichtigt worden sind. ‘Desweiteren ha- 

be ich von den Gehältern der Geistlichen nichts gesagt. 
Ich habe nur gesagt, daß Notton mehr Einfluß habe ais Fuhr- 
mann. . 

Denn wurde darauf hingewiesen, daß das deutsche 
Gesetz geändert worden sei. \enn es geändert worden ist, 
dann waren es die Bestrebungen der bürgerlichen Parteien. 
Ich weiß nicht, ob das stimmen kann, daß durch die Steuer- 
notverordnung das Erbschaftssteuergesetz aufgehoben worden 
ist. Vielleicht ist der Herr Regierungsvertreter in der 
iepe, diese Frage sc. zu stellen. Wenn wirklich die | 
Erbschaftssteuer aufgehoben worden wäre, dann hätte die An- 
frage in der Stinnes-/f7äre nicht gemacht zu werden brauchen. 
Dann soll das Erbscheftssteuergesetz eine Bestrafung der | 
Sparsamkeit sein. Das verstehe ich nicht. Bis jetzt _haben 
die Zentrumspartei und die Deutsch-»Saarländische Volkspar- 
tei keinen anderen Vorschlag gemacht. fir werden einen An- 

‘trag einbringen, wonach den Minderbemittelten etwas mehr 
Rechnung getragen wird. | 





Unser Antrag lautet: 


" Der $ 10 der Vorlage soll als Ziffer 6 folgenden 
Zusatz erhälten‘! 


Ein Erwerb, der anfällt einen ne ee. ich 
der Steuerklasse l, sofern der Erwerb zusammen 

mit dem sonstigen Vermögen des Erwerbers 100.000.- 
Franken nicht übersteigt oder las Binkommen des 

En nicht mehr wie 10.000.-Franken jährlich 
evrägt." 


Sag. ay3S1yd wıbousys USY2n4g400S H 7 


Dadurch haben wir die minderbemittelte Bevölkerung steuer- 
lich etwas Bea eher. Ich vertrete die Auffassung, daß die- 
jenigen in Klasse II und Iil, der Steuerpflicht ganz unter- 
jegen. 


se 


| Ich weiß nicht, daß dis Zentrumspartei bei der 
Vermögenssteuer die Körperschaftssteuer ug hat.Wir 
haben die Onregnne gege en and Sie haben dagegen gestimmt, 
indem Sie gesagt haben, die juristischen Personen, die im 
Saeargebiet ihren Wohnsitz haben, sind steuerfrei. Hätten 
Sie diese gebundene Fassung nicht emacht, wäre Aussicht | 
auf Erfolg des Artrages gewesen. Meine Nerren! Die Regierung 
vertritt meiner Auffassung nach mehr das ausländische Ka- | 
kser: als das saarländische. Der Herr Abgeordnete Kiefer | 
at_im Bericht angeführt, das Vermögen eines Ausländers # 
im Saergebiet unterliegt richt der teuer. Der $6 Ziffer # 
2 sagt: | u 


i 
| 
li 


" Ohne Rücksieht auf den !iohnsitz oder den gewöhn- 
lichen oder dauernden Aufeuthalt für den Erbanfall, 
soweit er in saarländischen Grund oder Boetriebsver- 
mögen in einem Nutzungsrecht un einem so.chen Ver- 
mögen oder in im Seergebiet befindlichen Möbeln, 
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Hausrat oder sonstigen dem persönlichen 
Gebrauch oder der ZLiebhaberei dienenden 
Sachen besteht. " 


(Zuruf Kiefer: Der Regierungsvertreter hat ie 
wenn jemand In Frankreich wohnt, bezahlt 
er keine Steuer. 


Nein,der Regierungsvertreter hat nichts gesagt. Sie haben 
ihn nur gefragt, ob Aktiengesellschaften, die im Ausland 
ihren Sitz und ım »aargebiet Aktien haben, der Steuer unter- 
liegen. Ich weiß nicht, ob auch juristische Personen einmal 
sterben können. Vielleicht weiß mir der Herr Kiefer darüber 
Auskunft zu geben. Es kann meiner Auffassung nach in diesen 
Fällen keine Erbschaftssteuer geben, denn der Besitzer _die- 
ser Aktien ist ja_eine Fersgn, die nie ein Erbe hinterläßt, 
Wenn aber ein Ausländer im »aargebiet Aktien besitzt, so 
unterliegen dieselben der Erbschäftssteuer.Dann hat mein 
Vorredner gesagt, daß wir auf Grund dessen,weil wir das 
FPrivateigentum abschaffen wollen,Erbschaftssteueranhänger 
seien. Ich meine das sind Schlagwörter. Wir sind für die 
Erbschaftssteuer, weil wir der Auffassung sind, dab man, 
dort Steuern holen soll, wo man sie tragen kann. Wenn die 
Kommunisten mit Ihnen stimmen, dann kennen sie ihr Programm 
nicht. Ich_nehme an, daß die Herren Abgeordneten der K.P. 
aus ihrer Partei ausgestoßen werden, weil sie den Antrag | 
einbrachten, daß Erbanfälle bis 20.000.-Franken steuerfrei 
bleiben sollen. In Rußland fällt das Erbe dem Staa- 
te zu. Wenn die Kommunisten diese Auffassung vertreten, 
brauchen wir noch lange nicht dasselbe zu tun. 


Vorsitzender: Das fort hat der Abgeordnete Lifler ! 


Eifler (K.P.): Ich schicke voraus, daß der Abgeordnete Hoffmann 
sich beruhigen soll, indem er hier gesagt hat, wir würden 
unser Programm nicht kennen. Ich glaube feststellen zu müs- 
sen, daß die Abweichungen, die hier seitens der Sozialdemo- 
kratischen Partei von dem Programm des Sozialismus statt- 

enden 


(Zuruf Petri: Unbedeutend !) 


so groß sind, daß wir bei all den Abweichungen mit aller 
Mühe keine Sozialisten mehr finden können. 


( Lachen !) 


Die Vorlage der Regierungskommission bedeutet einerseits 

eine Scharfe Besteuerung kleiner Erbschaften, während se 
andererseits die Mglichkeit zuläßt, daß große Irbschaften 
dıe nicht gemeinnützigen Zwecken dienen, von der Steuer 
freigelassen werden bezw. sehr gering besteuert werden.Aus 
diesem Grunde lehnen wir die Vorlage der Regierungskommission 
in der vorliegenden Form ab, und fordern, daß unsere Abände- 
rungsvorschläge in die Verordnung aufgenommen werden. 


(Zuruf Petri : 20.000.-Franken !) 


‘Auch _dem Abgeordneten Petri sage ich, er möge sich mit mei- 
ner Pille beruhigen, 


 (Zuruf Petri: Habt Ihr Euch verbessert ?) 
auch 





S4ya0g ayasıyd SLIDE | 27204940 547 


r N POS 


- 


7Vv 








J Br 2 


Be | “AN 


‚auch er kann ruhig schlafen ayrr die 20.000.-Franken. 


Wir beantragen, unter in der Klasse 6 als Absatz 
1 einzufügen: Die Kirche und alle Nebeneinrichtungen der- 
selben, soweit sie nicht mildtätigen Zwecken dienen. 

Unter $ 9 beantragen wir folgende »staffelung: 


über 1000.- Franken des Irwerbs sind die Klassen l bis 5 
steuerfrei, die Klasse 6 bezahlt 15 %. Über 2000.-Franen 
des Erwerbs, die 2.staffelung, bleiben die ersten 3 Klassen 
steuerfrei, während alle übrigen, die letzten 3 Klassen, 
nach der Vorlage besteuert werden. \eiter über 5000.-Iranken 
des Erwerbs bleibt die l.Xlasse frei, während dem die ande- 
ren Xlassen bis zu 5 nach der Vorlage besteuert werden.Die 
Klasse 6 zahlt 25 %. Über 20.000.-Franken des Erwerbs wer- 
den besteuert nach der Vorlage bis lasse 6, welche 30 % 
bezahlt. Für die weiteren angefangenen oder vollen 100.000.- 
Franken des Erwerbs nach der Vorlage bis Klasse 5 : 25 %, 
Klasse 6 35 %. Für die weiteren . angefangenen oder vol- 


len 200.000. - Franken des Erwerbs nach der Vorlage bis Klasse 


5, Klasse 6 : %. Für die weiteren . angefahgenen oder 
vollen 300.000.-Franken ges Erwerbs nach der Vorlage bis 
Klasse 5, Klasse 6 ; 55 %. Für die weiteren angefangenen 
oder vollen 500.000.- nach der Vorlage bis Klasse 5,Klasse 6 
65 %. Für die weiteren angefangenen oder vollen 500.000. - 
nach der Vorlage bis Klasse 5, Klasse 6 : 75 %. Für die _ 
weiteren erg oder vollen 600.000 nach der Vor- 
lage bis Klasse 5, Klasse 6 : 90 9%. 


Unter $ 11 unter Ziffer 1 ist: " Oder einer saar- 
ländischen Kirche anfällt' zu streichen. 


| Bei $ 11 Ziffer 2 ist das !liort " kirchliche " zu 
streichen. 


Bei $ 11 Ziffer 3 ist das fort: "kirchliche " 


ebenfalls zu streichen. 
$ 10 erhält folgenden !ortlaut: 


' Steuerfrei bleibt unter Ziffer 1.der Erwerb,der 
einem BSCHDI ORT ARE in den6Xlassen an. fällt,soweit 
er den Betrag von 1000.- Franken nicht übersteigt. ' 


9° 2 : _" Der Erwerb, der einem Steuerpflichtigen 
der 4. und 5. Klasse anfällt, soweit er den Betrag von 
2000.-Franken nicht übersteigt. ' 


Ziffer 3:' Der. &rwerb, der einem Steuerpflichtigen 
der 2. und 3. Klasse anfällt, soweit er den Betrag von 
5000.-Franken nicht übersteigt. ' 


Ziffer 4: ' Der Erwerb,der einem SRENSTPELS CHE ARE 
in der 1.Klasse anfällt, soweit er den Betrag von 20.000.- 
Franken nicht übersteigt. ' | 


. Ziffer 5: " wie die: Vorlage. Desgleichen Ziff r Ö. 
Ey mäsere Ziffer ist Ziffer 7 einzufügen, welche lauten 
soll: 

" Ob die Voraussetzungen des Absatz 1 Nr.5 vorliegen, 
beschließt das Mitglied der Regierungskommission für Finan- 
und Forsten gemeinsam mit der Kommission für Steuer- 

ragen. " 


' 


Eine weitere Ziffer.welche lautet: 


'" Zuwendunson 
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" Zuwendungen an Fensions-und Unterstützungskessen, 
soweit sie gemeinnützigen Zwecken dienen. ' 


forsitzender: Das Wort hat der Abgeordnete Schmelzer ! 


ichmelzer (DSV): Wir stehen auf dem Boden der Kommissionsbeschlüsse, 
ir Schließen uns dem Gutachten der Zentrunsfraktion an und 
a nur den Wunsch, daß der $ 28 in folgender Weise geändert 
wird: 


" Die Steuer mıß_ dem Steuerpflichtigen auf seinen Antrag 

estundet und Zahlung in Raten gestattet werden. Die Höhe 

er Ratenzahlungen und die Zeitdauer für die Entrichtung 
der Steuer bestimmen die zuständigen Finanzämter." 


forsitzender: Das ort hat der Abgeordnete Becker ! 


ecker (Z.): Die Ausführungen des Abgeordneten Hoffmann nötigen mich, 
etwas richtig zu stellen. Herr Hoffmann hat zu $ 6 ausgeführt, 
daß ohne Rücksicht auf den Wohnsitz,das saarländische Grund- 
und ee besteuert werden kann, Das ist aber nicht 
sr Fall. Gerade das ausländische Vermögen im Sasr gebiet 
steckt in Aktien und das ist ger kein Grund und kein Betriebs- 
vermögen. Diese Vermögen hleiben steuerfrei, 





( Zuruf Hoffmann: Herr Becker, erzählen Sie mir einmal, 
wann eine juristische Person überhaupt stirbt.) 


Eben aus diesem Grunde bleibt je das ausländische Vermögen 
steuerfrei, weil es in der Form der juristischen Person als 
Aktienvermögen angelegt ist. Ich bin erstaunt, da? Sie die 
Ausarbeitung der Körperschaftssteuer für sich in Anspruch neh- 
mens In der Volksstimme wer auch schon einmal dis Rode davon. 
Um die geschichtliche Wahrheit festzustellen, möchte ich sa- 
en, daß von uns der Antrag ausgeerbeitet worden ist. Das 
eutsche Vermögensteuer esetz haben wir abgeändert und einen 
‚entsprechenden Paragraph hineingearbeitet. Herr Hoffmann hat 
unseren Antrag übernommen und das Wichtigste gestrichen. Da- 
mit nicht Se A nur der »aarländer die steuer zahlen sollte, 
wer gesagt worden, daß bei der Besteuerung juristischer Per- 
sonen den Sear.ländern ee gemacht werden soLll- 
te, aiesen wichtigen Zusatz hat Herr Hoffmann gestrichen, 
Auch hat er diesen Vorschlag zu seinem eigenen gemacht, de- 
mit wer dem Saarländer nicht geholfen. Ich weiß nicht ‚was 

dıe Sozialdemokratie eigentlich macht,daß sie aus Unkenntnis 
oder Absicht die steuer von den Ausländern auf die Sasarländer 
ne und nıcht daran denkt, deB die Ausländer bestewrt 
werden. 

Weiter mıß ich feststellen, daß Herr Noffmenn in den 
letzten 3 Tegen außerordentlich viel gelernt hat. Er het eine 
steuerfreie Grenze von 1L0.0O0OO.-Fres. ,‚aie Kommunisten von 
20.000.-Fres.beantregt. Jetzt smicht er für 100.000.-Frcs. 
Heute morgen haben wir festgestellt, in welch geringem 
Na5 die Grubenverwaltung herangezogen wird. Nach meiner Be- 
rechnung ist ein Viertel des saarländischen Vermögens in 
Händen von Ausländern. Soll nun dieser letzte kleine saar- 4 
ländische Rest noch durch ungerechte Besteuerung vernichtet 4 
werden, Soilld das saarländische Vermögen immer mehr inter- j 
nasionalisiert und französiert werden ? 
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Vorsitzender: Das Wort hat der Abgeordnete Petri ! 


Petri (S.P.): Meine HKerren! Daß wir uns von den Auffassungen der 
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bürgerlichen Parteien so unterscheiden, liegt daran,weil 
wir die Steuern dort nehmen wollen, wo wir wissen, daß sie 
am besten geholt werden kömen. Der Herr Gärtner hat gesagt, 
die Erbschäftssteuerwürde in jeder Familie den Sparsamkeits- 
sinn töten. Ich mache darauf äaufmerksam,daß die Vermögen, 
welche sich die einzelnen Leute in der Inflationszeit unver- 
dient angeeignet haben, nicht unter diese Begriffe fallen 
können. Die werden aber genau so behandelt wie die anderen, 
die sie EERpaT! haben, Wenn Sie diese mit einschließen wol- 
len,so begehen Sie ein Unrecht gegenüber denjenigen,de auf 
Grund ihrer Löhne die >teuern bezahlen müssen. Sie haben 
damals bei der ES DORLSRRUETEN Ge Lehe zugestimmt ,daß 
rückwirkend sogar noch über 150 % Umlagen, vielmehr eine 
Nacherhebung stattfinden könne. Wenn heute feststeht, duß 
die Einkommensteuer von den Sehältern und Löhnen in doppel- 
tem Näße bezahlt werden muß, und es besteht hier die \öglich- 
keit, eine Entlastung zu scnuffen,dann begreife ich das nicht, | 
warum man nicht dazu gewillt ist. Sie sind da auf unrechten | 
ege. 





Was die Frage der Ausländer betrifft, so muß ich sa- 
gen, Herr Secker, wer hat Ihnen denn eingeflößt, daß wir dü- 
gegen sind, daß die Ausländer nicht besteuert werden. Aber 
schaffen Sie doch einmal, wenn wie in der Zentrumspartei 
so machtvoll sind, schaffen Die doch ein System, daß wir das | 
tun können; wir sind in jeder Weise bereit, uns in der Be- | 
ziehung Ihnen anzuschließen. Aber die Frage tritt hier auf, 
welche Möglichkeiten b:stehen für uns, eine Steuergesetz- 
gebung za schaffen,um die Kapitalisten, in oder außerhelb 
es Daargebistes gerecht zu besteuern. Solenge wir keine 
Möglichkeit haben die Ausländer ir steuerlicher Hinsicht zu 
belasten, müssen wir Wert darauT OEER, diejenigen heran- 
zuziehen, die auf Grund unserer \Wischtvollkommenheit heran- 
gezogen werden können. 


nm ren ee rn ne 


Was die Kommunister betrifft, so wollte ich auch 
die Gelegenheit nicht vorbeigehen lassen,dazu meine Mein 
zu sagen. Herr Kifler hat heute morgen so eine Geistesvar- 
wandtschaft festgestellt zwischen uns und Herrn Schmelzer, | 
dazu mıß ich sagen, deß das eher für die Kommunisten zu- | 
trifft. Denn wenn Sie hingehen und setzen bei der Erbschafts- 
steuer die steuerfreie Grenze auf 20.000.-Franken, wir da- 

egen auf 10.000,-Fraaken, damit wir die Erbschaftssteuer 
esser erfassen können, so ist das ein Zeichen, daß Sie sich 
mit Herrn Schmelzer in manchen Beziehungen eins Zühlen. 


A a & 


(Zuruf Schmeizer: Wir haben noch nichts davon 
| gemerkt . 


Bw 


Da hat sich Herr »schmel er königlich gefreut, als die ‚Kom- 
munisten 20.000.-Franken sagten, denn das macht bei ainer 
Familie mit 5_Personen 100.000.-Franken,die steuerfrei 
bleiben,aus. Ich kann es verstehen,daß Herr Schmelzer sofort 
darauf eingeschnappt ist und gesagt hat, ich bin bereit, 
ihren Vorschlag anzunehmen. 


(Zuruf Schmelzer: unvers+;ändlich !) 


Ich habe eine viel größere Wesensurt bei Üderrn Eifler fest- 
estellt, ais er heute morgen behauptste in der von ihm 
onstruierten :' Sache mit der Gendarmerie,um nun der Arbei- 

terzeitung 
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Arbeiterzeitung wieder einmal Stoff zu liefern, was gar kei- I 
nen BRORNSRBORG mit meinen Zwischenrufen hatte. Ich sage 
Ihnen,worin es a8; Die Kommunistische Purtei_ hat es zu ih- 
rem Prinzip gemacht, die sozialdemokratische Partei bei je- 
der Gelegenheit mit ihren Anträgen zu übertreffen, indem wir 
10.000.-Franken beantragt haben, beantragen die Herren Kon- 
munisten gleich 20.000.-Franken. Dabei haben sie ein großes 
Malheur gehabt. Anstatt in dieser Sache den umgekehrten lieg 
n&ch unten zu gehen, haben sie den lieg nach oben gewählt und ° 
dabei sind sie AEEPARERSSLIEN. Heute morgen hat Herr Eifler 
das verbessert. Er ist jetzt den umgekehrten Weg gegangen. 

Yir sind auf 10,000.-Fränken stehen geblieben und Herr Eifler 
hat nun 5.000.-Franken vorgeschlagen. Das beweist, daß wir mit 
unseren Darlegungen, die ich eben gegeben habe, recht haben, 





(Zuruf der Sozialdemokratie: Sehr gut ! ) 


Vorsitzender: Meine lierren, wir haben noch ein reichliches Programm. 
za erledigen und ich möchte bitten, sich auf rein sachliche 
AanE ann zu beschränken. 
Ss 


n 
“ort hat der Abgeordnete Hoffmann ! 


Hoffmann (S.P.): Ich stelle Herrn Abgeordneten Becker ge enüber 
fest, daß das Zentrum keine Entwürfe ausgearbeite 


S at. Wir 
standen in der Kommission im Gegensatz zu Ihnen auf dem Stand- 


men daß alle juristischen Personen dieser Steuer- unter- 
iegen sollen. So ist die Geschichte und nicht anders. Nun 
habe ich zu erklären, daß unser Antrag zu $ 10 als Ziffer 6 
der Vorlage kommen soll, folgenden liortlaut hat: 


" Ein Erwerb, der anfällt einem en 
der Steuerklasse I, sofern der Erwerb zusammen 
mit dem sonstigen Vermögen des Erwerbers 100.000. - 
Franken nicht übersteigt oder das Linkommen des 


Erwerbers nicht mehr wie 10.000.-Franken jährlich 
peirart,. ” 
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Vorsitzender: Das Wort hat der Abgeordnete Eifler ! 


Eifler (K.P.): Nachdem Herr Petri sein Manuskript für die Volks- 
stimme fertig hat, möchte ich kurz bemerken, daß er Sich ver- 
hauen hat. Entweder war er nicht da gewesen oder er hat es | 
nicht verstanden. Es ist nicht so, wie gesagt wird. Ich er- 
kläre, daß keine Seelenverwandtschaft zwisc en uns und lierrn 
-Schmelzer besteht. In der Kommission haben wir den Antrag, ° 
die steuerfreie Grenze auf 20.000.-Franken festzusetzen, ein- ° 
Be DEREN®, waren aber damals nicht in der Lage Siegen eine 
taffelung vorzunehmen. Jetzt haben wir die Staffelung Vor- 


genommen und ich bitte den Herrn Petri, diese staffelung zu 
Studieren. | 


Z 


€ 


Vorsitzender: _ 
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Vorsitzender: ‘ir kommen zur Abstimmung. Es herrschte in der Kom- 


mission mars nat lumung über alle Paragraphen mit Ausnahme 
der Ads. 9. 10, 11, 18 und 28, er ja 
"Zunächst nehmen wir % 8. Im Kommissionsbericht heißt 
es; | 


71 8 8 wird mit Mehrheit _beschlossen- dieser ?ara- 


graph sieht die Kategorien der lirbschaftssteuer-Pfilichtigen 
vor- die Klasse I (Ihegatten) und Klasse 11 (Kinder un 


diesen Gleichgestellte) zu streichen. Niese Streichung wird 
mit derselben Stimmenzahl auch zu den 98 9 und 10 beschlos- 
sen. ' 


Ich lasse über die Fassung der Vorlage abstimmen. 
ler für die Kommissionsvorlage ist, möge sich erheben. 


- 5 Stimmen dafür, die anderen dagegen.- 


——— m — 


Zu $ 9 (Steuertarif Seite 4 des Kommissionsberichtes wird 
beschlossen, die Sätze wie folgt zu ändern: 


statt 75.000.-Fres. = 50.000. -Frcs 
Eee 1: 00 3 0 ae = 100.000.- " 
300.000.- = 200.000.- 
400.000.- ' + = 300.000.- 
' 4.000.000.- ' = 800.000.- 
' 5.000.000.- ' = 500.000,-  " 


Weitere Anträge liegen zu $ 9 nicht vor. Der neue Tari! 
wurde in der Kommission einstimmig angenommen. 


Wenn sich kein \iiderspruch erhebt, gilt der Tarif 
als einstimmig angenomen. 


Zu $ 10 auf Seite A des Kommissionsberichtes wird zu Zil- 
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fer 3 beantragt, den Betrag von 3.000.-Ires. ın 10.000.-Frcs. 


zu erhöhen. 


Bin anderes Mitglied beantragt, diesen Betrag auf 
20.000.-Fres. zu erhöhen. 


| Heute kommt ein Antrag der Sozialdemokratischen 
Fraktion, welcher lautet: 


“Der $ 10 soll als Ziffer 6 folgenden Zusatz erhal- 


Ein Erwerb, der anfällt einem Steuerpflichtigen der 
Steuerklasse |, sofern der Erwerb zusammen mit dem 
sonstigen Vermögen des Lrwerbers 100.000.-Fres.nicht 
übersteigt oder das Einkommen des Erwerbers nicht mehr 
wie 10.000.-Fres. jährlich beträgt. ' 


Ich lasse zunächst über den Kommissionsantrag Abstimmen. 
Wer für den Kommissionsbeschluß ist, möge die land erheben. 


ten: 


- lit allen gegen 5 Stimmen angenommen. - 





y puost 


- 
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Wer für den Antrag der Sozialdemokratischen Fraktion ist, 
möge die Hand erhebei. - 


- 5 Stimmen dafür, die anderen dagegen.- 


“Ar kommen nun zu 8 li. (Kommissionsbericht Seite 5) Iier 
heißt ss: 


.. Zu. $ li wird beantragt, den Satz von 5 v.H. in 10 
v.H. umzuändern: Bei diesem Paragraphen handelt es sich 


um Erbanfälle bezw. Schenkungen an Kirchen, Gemeinden, Gesell- 


? 


schäften usw. 


Der Antrag warde in der Kommission mit allen gegen 4. Stimmen 


abgelehnt. 


| Wer für den Kommissionsbeschluß ist,nmöge die Hand 
erheben. 


- Mehrheit ist dagegen, die anderen dafür.- 


Zu $ 16 liegt ein Antrag der Sozialdemokratischen Fraktion 
VCT. | 


" Der Absatz 3 soll folgenden Zusatz erhalten: 


Liegt der Wohnsitz des Erblassers und des Krwerbers 
außerhalb des Saargebietes, oder ist die bEntrichtung 

- der Steuer erschwert, so ist dieselbe. aus dem Nach- 
lasse des Erblassers zu entrichten. 


Wer für diesen Antrag ist, möge die Hand erhebrn. 


- Einstimmig angenomnen.- 


Zu. 3 28 (Kommissionsbericht Seite 6) liegt ein Antrag des 
Ferrn Schmelzer vor, welcher lautet: 


' Die Steuer muß dem steuerpflichtigen auf seinen 
Antrag gestundet und Zahlung in Raten gestattet 
werden. Die Höhe der Ratenzahlungen und.die Zeit- 
dauer für die Entrichtung der steuer bestimmen 

die zuständigen Finanzänter. " 


Wer fir diesen Antrag ist, möge die Hand erheben. 
ich stelle die einstirmige Annahme fest. 
Das. Wort hat Ger Abgeordnete Hoffmann . 
nn (S.?.): Meine Eerren! äre es nicht zweckmäßig,in einem 


Zusatz einen "ertbeständigkeitsvermerk festzulegen in ei- 
nem Zusatz. 


Vorsitzender 
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Vorsitzender: Der Zusatz lautet: 


"Bei der Stundung ist jedoch die "ertbeständigkeit 
der »teuer festzulegen. ' 


hi 


ler für den Antrag ist, möge die liand erheben. Ich stelle 
cie einstimmige Annahme fest. | 


“ir kommen jetzt zu dem Verordnungsentwurf betr. 


deatenpe LS te u BT: 
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Über die in der Kommission gestellten Anträge herrschte 
Einstimmigkeit. \ienn sich kein !!iderspruch erhebt, gilt 
die Vorlage als en bloc angenommen. 





Zu -Tarifstelle 17 behielt sich die Sozialdemokratische Frak- 
tion ihre Stellungnahne vor. 


Das !'iort hat der Abgeordnete Hoffmann! 
Hoffmann (S.P.): !Üür sind mit dem Kommissionsbeschluß einverstanden. 
Vorsitzender: ‘ir kommen dann zu dem Veroränungsentwurf betr. 
die vorübergehende Nichterhebung der Abgabe 


auf die Beförderung von Personen und Gütern 
gemäß Reichsgesetz vom 8. April 1917. 
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Über diesen Entwurf ist die Kommissionsberatung noch nicht 
ganz abgeschlossen. Herr Becker, als Berichterstatter wird 
angegeben, wieweit die Verhandlungen in der Kommission sind. 


' Becker (2.): Ich möchte vorschlagen, den Kommissionsbeschluß an- 

| zunehmen, daß die Verkehrssteuer aufgehoben wird. In mei- 
nem Bericht habe ich vergessen, eine Abänderung zu treffen. 
In dem 1.Absatz mıß es heißen statt $ 19 " $ 23 " der An- 
lege zu Abschnitt IV(Teil 3) des Friedensvertrages von 
Versailles. 


N PWOg 


1 


Vorsitzender: ‘er für die Annahme der Verordnung ist, möge die 
Hand erheben. Ich stelle die einstimmige Annahme fest. 





* Vorsitzender 


> 
In 





Vorsitzender: Das \iort hat der Abgeordnete Brettär ! | 


Brettar 


. Beseitigung dieser Verkehrssteuer. Und somit sind wir ver- 





ed 


u 


(S.P.): Meine Herren! Auch die Sozialdemokratische Fraktion ? 
at den Gesetzentwurf eingehend geprüft. lür-sind zu der | 
Entscheidung gelangt, daß es nicht richtig ist, von einem | 
etrieb steuern zu verlangen, der nicht mit einen Über- | 
schuß, sondern mit einem Defizit übschließt. ir wissen 
schon aus den Ausführungen des Herrn Ängeordneten Becker 
heute Bu en, 00h such die Straßen- und Kleinbahnen sich 
bereits über ein Jahr an den landesrat gewandt haben, um 


pflichtet, heute endlich den Forderungen, die damals nicht | 
in unsere Hände gelangt sind, Rechnung zu tragen. Die meiste} 
Verkehrssteuer wird bekanntlich von der kisenbaähnverwaltung 7 
Braeaste,, und zwar wissen wir nach dem uns vorliegenden 

tat, daß auch die Eisenbaähn wiederum mit einem Defizit 
abschließen soll. Nachdem wir aus den Ausführungen des 

errn Abgeordneten Levacher won heute morgen wissen, daß 
das Defizit der Eisenbahn auch in diesem Jahre eine Höhe 
von 45 Millionen Franken erreichen soll, halte ich es für 
meine Pflicht, als Lisenbahner in kurzen nr auf einiges 
aus dem Etat der lisenbahn zurückzukommen. Bin kurzer 
Überblick über die Einnahmen zeigt uns, daß gegenüber dem 
Vorjahre an Beförderung von Mülitär auf Militärfahrkarten, 
von Mlitärgut usw. insgesamt 2.985.000.-Franken weniger 
eingesetzt sind. Wir fragen uns nun, ob für das Militär 
der Tarif noch ermäßigt wurde, oder ob dies nun endlich 
ein Zeichen des Abbaues des Ihlitärs im Daargebiet sein 
soll. "ir sind herzlich zufrieden, wenn das letztere zu- 
srıltt. Bei der BaLaNn BE der Ausgaben stechen besonders 
einige Punkte hervor, von denen mar behaupten kann,daß sie 
mit einem gewöhnlichen Btst der Eisenbahn nichts zu tun 
haben. Ich will dabei folgendes herausgreifen: 


Für Dienstkleidungszuschüsse statt 99.000. -Franken 
im Jahre 1923 ein Betrag von 672.000.-Franken. Uns allen | 
und unserem Beamten hat die bisherige Uniform ganz ee = 
fallen, aber dem Diktat der Regierungskommission gehorchend, 
müssem die ohmehin schon schlecht gestellten Deanten und - 
auch die Verwaltung selbst sich die Unkosten gefallen las- 
sen und Sich in die von ihr vorgeschriebene Unriform hinein- 
stecken. Für außergewöhnliche Unterhaltung und Peschaffung 
von Fahrzeugen ist ein in: eingesetzt von - man höre 

und stäune- 21.700.000.-Franken gegenüber 3. 050.000. - 
Franken im Vorjahre. 


(Zarufe: Hört,hört !) 


Nun frage ich mich, wie soll die BEisenbahnverwaltung mit 
einem SOchlage diesen Unterschiedsbetrag aufbringen, und 
wozu _ sind auf einmal so viele meue Fahrzeuge und außeror- 
dentliche Ausbesserungen notwendig und möglich trotz des 
durchgeführten Personalabbauss, wo doch auf der einen »ei- | 
te täglich immer mehr diese Straßenumgeheuer, welche män 
astauto nenut, auftauchen und den EisenbahrfrachtverkAhr | 
vermindern. Fast erweckt es den Anschein, als ob man mit [| 
Absicht diesen hohen Betrag dafür eingesetzt hätte, damit | 
ya ja nit einem recht großen Defizit auftischen kann. 
Wenn man sich mit demselben Betrag wie im Vorjahre begnügt 
hätte, was VERLOR NEN BOBSAEEL wäre, dann hätte der 
Etat statt mit eimem “efizit von 16. 489.000.-Franken mit 
einem Überschuß von 2. 200.000.-Franken abgeschlossen. 
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Außerdem sind eingesetzt an \Miete für fremde "agen ein Mehr 
von 4:000.000.- Franken, für Errichtung von Dienstgebäuden 
bei den Zollbahnhöfen '320.000.-lranken, ebenfalls Ausgaben, 
die über den gewöhnlichen Etat der Kisenbahn hinausgehen. 
| Venn wir uns dagegen die rd pn ansehen, die ein- 
esetzt sind als Zuschüsse zu den Soziulversicherungen, dann 
inden wir zu unserem größten Bedauern, daß die Summen ent- 


weder die gleichen geblieben sind, oder wie bei der Pensions-i 


asse noch 52.000.-Trünken geringer eingesetzt sind. Üs ist 
also noch immer wenig Aussicht für unsere alten Arbeiter- 
veteräne vorhanden, sich in die schon längst verdiente Ruhe 
setzen zu können. Und dabei trägt msn sich noch mit dem Ge- 
danken, diese nicht mehr vollerwerbsfähigen Alten zwungs- 
weise pensionieren zu wollen. Soll so etwa. dus vom Frä- 
sidenten der Regierungskommission versprochene Jahr der 
sozialen Fürsorge ausfallen ? Auch die Unterstützungsbeträge 
für die Arbeiter, Pensionäre und Hinterbliebenen bleiben bei 


weitem hinter denjenigen der Beamten, deren noch viel weniger? 


an Zahl sind, _zurück und reichen auch nicht aus. 

Gegensatz zu den Beamtenbesoldungen sind die 
Arbeiterlöhne so unter ändere Positionen verquickt, daß ein 
sr Überblick unmöglich ist. Ob das mit Absicht geschehen 
1ST ; 


Meine Zeit zum Sprechen ist abgelaufen. Ich möch- 
te aber noch kurz däreauf hinweisen, d&ß das Defizit bei der 
Eisenbahn doch lange nicht so groß ist, als die Not der 
Arbeiter und unteren Beamten der kiseubehn. Die in Frage 
kommenden Organisationen haben bereits ihre mur allzu be- 
rechtigten Lohn-und Gehaltsforderungen an die zuständigen 
Stellen eingereicht. ''ir haben immer noch viele kisenbähner, 
die ein monätliches Heineimnkommen von unter 500.-Franken 
haben. Ds bessgt genug. Es ist bestimmt keine Anerkennung 
für die zuständige Stelle der Re BEFURR wenn man sagen 
muß, daß die Not unter der Lisenbshnarbeitern und unteren 
Beamten noch nie so groß war, wie jetzt. Es ist ganz klar, 
daß darunter die Arbeits-und Dieuatteendigkeit leidet.'ir 
erwarten uuf das Bestimmteste, dar. man in den allernächsten 
Tagen mit den zuständigen Orgänisationen die Verhandlungen 
aufnimmt, zwecks Aufbesserung der Beamten- und Arbeiterlöh- 
ne. Ls geht nicht an, daß die Arbeiter und die unteren Be- 
emten noch nicht einmal das Existenzminimum haben, sondern 
wir müssen unbedingt verlangen, daß die kxistenzmöglichkeit 
gewährleistet ist. Und so bıtten wir den Herrn Regierungs- 
vertreter, dehin wirken zu wollen, daß die Verhandlungen 
in. den nächsten Tagen beginnen, damit den berechtigten 
Forderungen entsprochen wird. Eile tut not. 


Braroı!') 


Vorsitzender: ‘ir kommen zu Funkt 4. 
Das !iort hat der Abgeordnete Hoffmann! 
Hoffmann (S,?,): Ich muß darauf hinweisen, daß der Vorsitzende 
die Aiste in einem lempo schmeißt, daß man zu den Fragen 
keine Stellung nehmen kann. 
Vorsitzender: Wir haben heute seit 9 Uhr dazu Stellung genomnen. 


Hoffmann (S.P.): “ir müssen bei der Erbschaftssteusr zu $ 28 einen 
Zusatz machen. Ich schlage vor, folgende lassung zu wählen: 
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"Bei der Stundung ist jedoch die \Vertbeständigkeit 
der »teuer festzulegen. " 


Vorsitzender: er für diesen Zusatzantrag ist, möge die Hand 
erheben, ° | INN: 
| Ich stelle die einstimmige Annahme fest.- 


—— 0 un u 


Vorsitzender: Wir kommen dann zu Punkt 4 betr. 


Beaufsichtigung der öffentlich-rechtlichen 
Versicherungsanstalten und Aufhebung des 

Monopols der bayerischen Gebäudebrandversicherung 
im »aargebiet. 


In Abwesenheit des Berichterstatters Heckler ist Her 
Becker so liebenswürdig,kurz die Auffassung der Kommission 
darzulegen. 


Becker (Z.): Meine Herren! Die Begründung der Vorlage sieht noch 
eine Versicherung in Wark vor und ich schließe daraus,daß 
die Begründung sehr alt ist, denn Goldmark kann nicht da- 
mit gemeint sein. Zu dem Intwurf haben mehrmalige eingehen- 
de Au np Bunen stattgefunden. Sämtliche Kommissionsmitglie- 
der haben den Entwurf im ganzen abgelehnt. [Üs wurden noch 
folgende "ünsche ausgesprochen: 


‚Die Kommission hat gewünscht, daß das Reichsgesetz 

über die Privatversicherungsunternehmungen vom 19.7.23 
.6.Bl.64 im Saargebiet eingeführt wird. Auch dieses Ge- 

Ba bezweckt die wertbeständige Anlage von Versicherungs- 
geldern. | 

Der Beschluß der Kommission lautet, die Vorlage ab- 
zulehnen und es bei dem bestehenden Recht zu belassen und 
derüber hinaus den !\unsch ausgesprochen, die Verordnung 
vom 9.Wai aufzuheben und das eben genannte Reichsgesetz 
im Saargebiet einzuführen. 


Vorsitzender: Das Wort hat der Abgeordnete Hoffmann! 


Hoffmann (S.P): Ich kann im großen und ganzen im Auftrage unserer 
| Fraktion erklären, deß wir den Ausführungen des Herrn Vor- 
redners zustimmen, trotzdem wir in der Monopolfrage nicht 
so der Auffassung sind, wie er. Aber wir können der Vorlage 
nicht zustimmen aus anderen Gründen, wie sie besonders im 
3% 2 der Vorlage eintreten. 


Vorsitzender: Das l!ort hat der Abgeordnete Eifler: 


KEifler (R.P.): “ir schließen uns den Ausführungen des Herrn HFoff- 
mann an. | 


Vorsitzender: Das ilort hat der Abgeordnete Dr.v.Vopelius! 


Dr.v.Vopelius (DSV): Wir schließen uns dem Kommissionsbeschluß 
an. En | 


Vorsitzender: Des \!ort hat der Abgeordnete Karius! 


YKarius(Z.): Meine Herren! !ir lehnen die Vorlage aus folgenden 
ründen ab: 


' Nach_$ 28 Absatz 1 des Saarstatuts des Vertrages 
von Versaillus bleiben die Gesetze und Verordnungen ‚wie 
| Sie 
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sie am 11.November 1918 in Kraft waren,weiterhin bestehen. 
Eine Änderung derselben darf nur erfolgen, um sie dem Ver- 
sailler Vertrag anzupassen oder aus Gründen allgemeiner Art. 
Beide Voraussetzungen treffen hier nicht zu. Außerdem ge- 
nießen die Versicherungsgesellschaften bezw.die bei diesen 
Versicherten den Schutz des 3 24_des Saarstatuts. Demzufolge 
bleiben alle Rechte, wie sie am ll. November 1918 bestanden 
haben, uneingeschränkt aufrecht erhalten. Die Fraktion ver- 
langt dringend die Aufhebung der Verordnungen des Aufsichts- 
amtes für Frivatversicherungen für das Saargebiet Nr.198 
betreffend den Abschluß in Goldfranken im Daargebiet und die 
Verordnung vom 5.Mai 1924 ,Nr.244,betreffend Be MORE CERRG 
über den Anschluß von versicherungsverträgen in anderer als 
der im vaargebiet gültigen gesetzlichen (Währung. 

Ferner wird die Einführung zur Anderung des Gesetzes 
über die privaten Versicherungsunternehmungen vom 19. Juli 
1923, Reichsgesetzblatt 1 684, im »aargebiet verlangt. ' 

Denn wurde ich von verschiedenen Versicherungsge- 
sellschaften gebeten, hier im Landesrat darauf aufmerksam 
zu machen, daß in letzter Zeit eine außerordentliche große 
Anzahl von Bränden entstanden ist. In einer Ortschaft kamen 
‚kurz hintereinander 11 Brände vor, \ür sollten auf großmög- 
lichste Verhinderung von neuen Bränden hinwirken. 


Vorsitzender Eifler : (in Vertretung für Herrn Scheuer) Das ‘ort 
hat der Abgeordnete Scheuer ! 


Scheuer (Z.): Meine Herren! Nach der uns beschäftigenden en 
und der beigefügten Denkschrift ist die Situation folgende: 


Für die Beni eNrigunE der privaten Versicherungs-Unter- 
nehmer im Saargebiet ist das Aufsichtsamt für Privatversiche- 
rungen in »aarlouis als Zeätralstelle geschaffen. Diesem sind 
bisher nicht unterstellt: 
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l. die Geschäftstätigkeit der Frovinzial-Feuerversiche- 
rungsanstalt im Saargebiet, 


2. die bayerische Gebäudebrandversicherung in dem 
pfälzischen Teile des Saargebietes, 


3. alle sonstigen Öffentlich- rechtlichen Versicherungs- 
enstelten (Vieh-,Hagel-,lebensversicherungsanstalten 
usw.) | 


Diese Körperschaften sind öffentlichen Rechts und als solche 
direkt der BREI TUDE VRR zwar an letzter stelle den lünistern 
unterstellt. Die Hegierung will nun, dal dem Aufsichtsamt 
für Privatversicherungen auch diese Anstalten unterstellt 
werden sollen und zwar im Interesse einer Zentralisation des 
Versicherungswesens. ' 'Weine Partei. kann die Notwendigkeit 
einer Solchen Maßnahme nicht einsehen. Die in Frage kommenden 
Anstalten waren bisher direkt den lünisterien unter- 
stellt, und es haben sich bis zur »tunde gar keine Beanstan- | 
dungen ergeben. Es will scheinen, als ob das Drängen auf die # 
Bedäufsichtigung dieser Anstalten durch das Versicherungsamt | 
lediglich im Interesse _der französischen ERS EOHDT IOEHBEN IR | 
"schaften ne Meine Partei steht auf dem Standkunkt, daß # 
beide Anstalten, die Preußische Provinzialversicherung und | 
die Bayerische Brandversicherung bis jetzt außerordentlich 
gut gearbeitet haben. Sie haben gearbeitet im Interesse des - 


u 


u 


gemeinen 





37% 
U A 
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gemeinen Nutzens und nicht zu Erwerbszwecken. Daher waren sie 
in der Lage, und sie haben es stets getan, für Wasserleitungen; 
Beschaffung von Feuerlöschgeräten usw... Zuschüsse zu geben,die 7 
bei der.Provinziualversicherung zuletzt allein 27 000 .-Franken 
betragen haben. Die bayerische Brandversicherung besteht über 
100 Jahre und hat stets zur vollsten Zufriedenheit gearbeitet, ' 
Die Schätzung der Gebäude geschieht durch Beamte, wodurch aus- ) 
Keen ioannn ist, daß höhere Summen eingesetzt werden, als sie 
dem tatsächlichen \iert entsprechen. Die Schadenersatzforderun- 
gen werden’ von unparteiischen Beamten festgesetzt. Auch hier 
sind vtreitigkeiten, wie sie_beä Privatversicherungen vorkon- 
men können und kostspielige Prozesse im Gefolge haben, ausge- 
schlossen. Bei der bayerischen BONES HTORDTE TS Aoaz MAG geht 3% 
man den billigeren leg des Verwaltungsrechtverfaähren. %s steht 
unumstritten fest,daß keine andere Versicherungsform diese 
Vorzüge überboten hat. Nun genießt die Bayerische Brandver- 
sicherung nicht nur die Öffentlich-rechtliche stellung, son- 
dern hat auch ein Monopol dahingehend,daß in Bayern und in 
der Pfalz Versicherungen von Gebäuden nur von einer staat- 
lichen Versicherung abgeschlossen werden dürfen. Dazu sagt 
nun die eg un, der Vorlage : Meine Herren! Gerade umge- 
kehrt ist die Sache. Das Interesse an der Versicherung er- 
heischt,daß der öffentliche Charakter der Versicherung ge - 
wehrt und speziell in Bayern das Monopol aufrecht erhalten 
leibt. In der Kommission hat man die l!onopolstellung zuerst 41 
bemängelt. lan sprach von Prinzip der Freizügigkeit und glaub» 
te in der Fe eine Linschränkung der Freizügigkeit ° 
zu sehen. Das trifft nicht zu: Es muß berücksichtigt werden, 

' daß die außerordentlich billige Bedienung der Hausbesitzer 
durch die beyerische Gebäudebrandversicher nur dadurch 
möglich war, daß die Versicher das lionopol hatte und da- 
durch den eb ae ie Apparat der Propagända und Agenten 
wie ihn andere Versicherungen haben, sparte. Nur durch diese 
Binge ist es möglich gewesen, daß die bayerische Brandversiche-' 
Eu 80 billig arbeiten konnte. wenn sie es auch er 
soll, muß ihr das nen. Bee bleiben. re hinfällig 
sind die Bemerkungen bezüglich der Währung. Die bayerische 
Brandversicherung schließ re rg De in Goldmark ab und 
bietet deshalb eine größere Garantie als in französischen 
Papierfranken. Daß die Bevölkerung zu der Versicher in 
Franken kein Vertrauen hat, beweist die Tatsache, daß nin- 
destens 1/3 der Häuser im Saargebiet heute nicht versichert 
sind.&ks ist das vom volkswirtschaftlichen Gesichtspunkt eine 
bedauerliche Tatsache und es ist dringend zu wünschen, daß 
dieser Zustand beseitigt wird. Deshalb stimmt meine Partei 
gegen die Vorlage und ıst für die wahrı des Öffentliche 
rechtlichen Üharakters der beiden Versicherungsanstalten und 
Aufrechterhaltung des Monopols der Bayerischen Gebäudebrand- 
versicherung. Die Partei beantragt, das Gesetz vom 5.!Mki 1924 
wie der Herr Berichterstatter vorhin erwähntn hat, aufzuheben. 


(Bravo-Rfe !) 
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Vorsitzender Scheuer: Ich konstatiere, de, sich kein \iiderspruch | 
| erhebt, ich stelle die eins Immige Annahme des Kommissionsbe- 
schlusses fest. 


| 

| 

| 

I 

"ir kommen dann weiter zu den beiden letzten Vorlagen, | 


Erhaltung leistungsfähiger Krankenkassen und 


Rücklagen bei den Berufsgenossenschaften. 











win: 


‚Ich glaube, daß-wir diese beiden Vorlagen behandeln kön- 
nen, wie heute vormittäg die Steuervorläagen in einer genmeikx- 
samen Generäldebatte. a 


ai: Das "ort.hat als Berichterstatter der Abguordnete Kratz! 
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Kratz (Z.): Meine Herren! Die Kommission zur Beratung des Entwurfs 
betr. Erhaltung leistungsfähiger ankenkassen erstatten 
auf Grund ihrer Beratungen vom 8.Yuli und 11.Juli 1924 der 
Vollversammlung folgenden Bericht : 


‚Der Verordnungsentwurf entspricht im liesentlichen. 
dem Heichsgesetz vom 27.\ärz 1923. Er bezweckt eine Verein- 
fachung und Erleichterung des Geschäftsganges, dann durch 
BR der Mindest-Mitgliederzahl für die Errichtung von 
Orts-und Lendkrankenkassen,, Erleichterungen von Verschmel- 
zungen von schwächen Krankenkassen, sowle durch mögliche 
Einschränkung von Ausgaben die Krankenkassen leistungs- 
fähiger zu gestalten. 
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In der ersten Kommissionssitzung wurde von verschie- 
denen Kommissionsmitgliedern der Stand der SDozialversiche- 
rung im Sagrgebiet scharf kritisiert und die Notwendigkeit | 
der Erhöhung der Leistungen der verschiedenen Zweige der 
Sozielversicherung dargelegt. In dem zur Beratung stehenden 
Entwurf soll auf Antrag eines liitgliedes, dem sich älle 
Komissionsmitglieder anschließen, eine Erhöhung der Grund- 
löhne Platz greifen, weil sonst die Vorlage keinen Zweck 
habe, da sie den Versicherten zichts bringe. Ferner wird 
die Übernahme der Bestimmungen aus den ara 9 Gesetz 
beantragt, durch welche die Berufsgenossenschaften ver- 
renlet werden, den Krankenkassen die Ausgaben für die 
Unfallhenlungen zum leil zurückzuerstätten. 





| Die Kommission einigte sich,vor der zweiten Lesung 
eine Verhandlung mit den Mitgliedern der Hegierungskommis- 
sion nachzusuchen, im welcher die Lage der Sozialversiche- 
rung im Saurgebiet besprochen und die Aufbesserung der Be- 
zü : der Sozial-Hentenempfänger aller Art gefordert werden 
- SO . 
Die Bncheesuchte ee ng mit sämtlichen Nit- 
gliedern der Hegierungskommission konnte wegen der länge- 
ren Abwesenheit einzelner Mitglieder in der nächsten Zeit 
nicht stattfinden, weshalb die Kommission in die zweite 
Lesung des Entwurfes eintrat. Zum Entwurf nahm die Komis- 
‚sion, wie folgt, Stellung: 


Der $ 1 bleibt bestehen. 


Zum $ 2 des Entwurfs ($ 180 der R.V.O.) wird folgender An- 
trag gestellt: 





N PwogZ 


— | "8 180 Absatz 2 der R.V.O. erhält nachstehende 
Fassung: 


Bei der he dr Are Grundlohnes muß der 
Entgelt berücksichtigt werden, soweit er 20.- 
Fres. für den Arbeitstag nicht übersteigt. Die 
atzung kann ihn darüber hinaus bis zum wirk- 
lichen Arbeitsverdienst berücksichtigen. " 


gliedes, das sich seine »tellungnahme vorbehält, auch in 
zweiter Raune angenommen. Ein weiterer Antrag: zur Erhö- 
hung der Krankenversicherungs-Pflichtgrenze soll als wei- 
terer Absatz nach dem einstimmigen Beschluß der Kommission 
dem $ 2 des Entwurfs angefügt werden. Der Antrag lautet: 


| 

| | 

Der eg wird von der Kommission mit Ausnahme eines Nit- 1 
a | 

| 
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In dem $ 165 und 176 der R.V.O. soll anstelle 
10.000.-Franken - 12.000.-Franken gesetzt werden. " 


$ 3 der Vorlage wird angenommen. 


Zu $ 4 der Vorlage beantragt die Kommission einstimmig 
als Absatz 2 anzufügen: | 


" In $ 245 Abs.1 der R.V.O. wird hinter den 
Worten ' ein Arbeitgeber kann ' eingefügt " mit 
Zustimmung des Angestellten-und Arbeiteraus- 
schusses, soweit solche bestehen." 


Im übrigen bleibt der $ 4 bestehen. 
Die $8 5 - 14 werden unverändert angenomnen. 


Zu $ 15 der Vorlage wurde in der ersten Sitzung beantragt, 
‘die Worte fünf v.H. durch zehn v.H. in dem letzten 
Satz das Yiort "Hälfte " durch das fort " Höhe ' zu er- 
setzen. In der zweiten er, Aa dieser Antrag zurück- 
gezogen und ein von drei Mitgliedern unterstützter Antra 
auf Streichung des_» geste 
er Kommission behalten sich 


: . „ıe übrigen ll 2: 
ihre Beschlußfassung bis zur 
Vollversammlung vor. | 













$ 16 der Vorlage wird unverändert angenommen. 


$ 17 der Vorlage wird auf Antrag einstimmig gestrichen. 
Die. 3$ 18 - 21 der Vorlage finden unverändert Annahne. 


Die 39 22 - 23 der Vorlage werden einstimmig gestrichen. 
Der $ 24 bleibt unverändert bestehen. 
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Zu $ 25 der Vorlage wird unter oki EheitueE eines 
diesbezüglichen Beschlusses des Vorstandes des Saarbrücker 
528 b_der R.V.O. dis Worte : 


nappschaftsyereins im 
"un hen Krankenkasse " gestrichen. 


einer kna 
Einstimmiger 









Weiter wird zu $ 25 der Vorlage $ 523 d der 
R.V.O, der einstimmige Antrag gestellt, im Absatz 1 den 
letzten Satz wie folgt zu ändern: 


n PwoZ 


“ Der Arbeitgeber hat den ragt unmittelbar 
an die in Frage kommender brsatzkasse abzuführen. " 


- 


Im übrigen wird der $ 25 der Vorlage unverändert angenon- 


| 


1 


en. | 
ee $ 26 wird einstimmig angenommen. 


Gegen die Stimmen von drei Mitgliedern beantragt 4 
die Kommission ee Bestimmungen des deutschen Gesetzes 
vom 27.3.1923 hinter 3 26 einzufügen: 


h 
| 
fi 
} 
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G. Ersatzensprüche gegen Träger der Unfall- 
versicherung. 


Hinter $ 1512 der R.V,O. wird nachstehende neue Vorschrift 


N 
‘ 
4 

1 
} 
4 
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angefügt: | 
$ 1512 a 


Ist festgestellt,daß der Träger der Unfallversiche- 
rung auf Grund eines Unfalles eine Nente oder Sterbe- 
gel zu zahlen hat, so hat,er der Krankenkasse die 

sten für Krankenpflege ($ 182 Nr.1) zu erstatten,die 
sie dem Verletzt-n innerhalk der ersten dreizehn Wochen 
nach dem Unfall gewährt hat. 

_ Für die Kran ey sind dreiachtel des Grund- 
lohnes zu ersetzen, nach welchem sich das Krankengeld 
des Berechtigten bestimmt. Bei Krankenhauspflege gilt 
dasselbe wie für Krankenpflege. 


$-1512 b 
. Die Erstattung nach 1512 a tritt nicht ein, wenn 
innerhalb eines “ahres nach dem Unfall kein ubpeuch 
suf Rente oder Sterbegeld. bei einem Träger der Unfall- 
versicherung geltend gemacht worden ist. 


Ferner ist in 3 1515 Absatz 2 der R.V.O. hinter den "orten 
" aus dem $ 1501 * einzufügen " 1512 a." 


Der Schlußparagraph 27 der Vorlage wird angenommen. 


DET 


Vorsitzender: Zu dem Entwurf betr. Rücklagen bei den Berufsge- 


nossenschaften ist Herr Hoffmann Berichterstatter. 


Hoffmsan (S.P.): Meine Herren! Die Kommission hatte sich in drei 
er 


Sitzungen mit der ”eratung der ordaung beachäftägt urd 
besonders in der ersten Sitzung zum Ausdruck gebracht, daß 
anbeRingt eine Erhöhung der Unfallrente sowie aller Renten 
in der vozialversiche durchgeführt werden müßte. Es wur- 
de eine eingehende Debatte über diese Fragen geführt und so- 
gar eine Ausspräche bei der 

1eselbe hat leider bis jetzt noch nicht stattfinden Können, 
da die Hegierungskommission bis zum 15. Juli nicht vollzäh- 
lig anwesend war. In der ersten Sitz stellte die Kommis- 
sion an die Regierungsvertreter folgende “ragen: 


1) Yas gedenkt Dre u eruageinmihsion zur Fortfüh- 
rue er sozialen esetzgebung zu tun, und in wel- 
cher Form 


VD 
a 


Ersucht die Komissiop um Vorlage eines Rechen- 
schaftsberichtes der Landesversicherungsanstalt des 
Daargebietes. 


u) 
Dt 


Ersucht die ‘Kommission um Vorlage eines Rechen- 
schaftsberichtes der Angestelltenversicherung. 


4): Ersucht die Kommission um Auskunft über 
die Festsetzung der Rente aus der Angestellter- 
versicherung. 


sr 
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5) Welche Unfälle entfallen auf 
a) die Saarknappschaftsberufsgenossenschäft ? 


b) die underen Berufsgenossenschaften des 
Daargebletes ” 


. Ferner wünschte die Kommission Aufklärung darüber, wieviel 
Verwaltungskosten auf 100.-Franken Gesamtausgaben entfallen, 
sowie, daß zur Erhaltung des liertes der Rücklagen,die Wert- 
beständigkeit garantiert wird,und sie beantragte, aaß die 
betreffenden Paragraphen der Reichsversicherungsordmung und 
des Versicherungsgesetzes für Angestellte über die Aulogune 
der Rücklagen im Daargebiet eingeführt werden sollen ? Es 
wurde fermer gewünscht, daß seitens der Negierungskommission 
eine mündliche Verhandlung mit der deutschen Regierung über 
die Frage angebahnt werden soll, die von den einzelnen Par- 
teien der Br skommission in verschiedenen Eingaben zu- 
GEREiE Semeg t wurden und gemäß 3 24 des vaarstatuts zum 

ersailler-Vertrag unter den Aufgsbenkreis beider Regierungen } 
fallen. Auf die gestellten Anfragen ist folgendes von Seiten |! 
der Regierungsvertreter geantwortet worden: 





1) Die Annahme von neuen Gesetzen auf dem Gebiete 
der Sozialversicherung durch die Regierungskon- 
mission beruht hauptsächlich auf_dem !unsche, 
die leistungen und Beiträge den Bedürfnissen der 

ersicherten und der wirtschaftlichen lage des 
Daergebietes anzupassen, dessen Industrie keine 
übermäßigen Lasten übermehmen kam, weil sie _ 
vorwiegend für den Ausfuhrhandel arbeitet und im 
Konkurrenz mit den Ländern, in denen längere 
Arbeitszeit eingeführt ist, steht. 
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Die Einführung der seit dem llı November 
1918 verabschiedeten neuen Gesetze entspricht 
nicht in allen Fällen dem besonderen Bedürfnis 
des Sasrgebietes, in dem die wirtschaftliche 
und finanzielle lage weniger unruhig ist als im 

eich, und wo die lLebensrerhältnisse mg 

durch die Kursschwankungen beeinflußt sind, da 
das französische Geld im Saargebiet eine größere 
Kaufkraft hat, als dies dem Goldwert .entspricht. 
Die Direktion der Abteilung für Sozialversicherung 
setzt die Prüfung der deutschen Gesetzgebung fort] 
und unterbreitet der Hegierungskommission Ver- 
schläge diejenigen Wesetze einzuführen, die ihr 
im Hinblick auf _die besondere lage des Saarge- 
bietes erforderlich erscheinen. 


N pwoS 


‚_Augenblicklich gehen die Bemühungen dieser WW 
Abteilung dahin, eine Ermäßigung der Verwaltungs- 
kosten der Versicherungsträger uad eine .Herab- M 
setzung der Beiträge in der Krankenversicherung W 
herbeizuführen. | 


Außerdem ist die Nirektion der Abteilun 
für REEL ATERE ‚ welcher am 10.Juni 1924 4 
durch eine Abordmung der Sozi&aldemokratischen | 


% Partei 
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Partei verschiedene Wünsche betr. die Erhöhung der 
Leistungen der Sozialversicherung VORRETZABBR wurden 
in eine Prüfung der erforderlichen Maßnahmen eings- 
treten, um diesen !ünschen gegebenenfalls Rechnung 

zu tragen, und wird der Regıerungskommission unverzüg- 
lich Vorschläge in diesem sinne unterbreiten. 


2) und 3) Die Regierungskomission hat.nichts dagegen 
einzuwenden, daß dem Landesrat die Rechmungsabschlüsse 
der verschiedenen Versicherungsträger vorgelegt werden, 
wenn diese bereit sind, zu diesem Zweck Abschriften ih- 
rer Abschlüsse anzufertigen. Die Abteilung für soziale 
Versicherung kommt für die AaLerigene von solchen Ko- 
pien nicht in De da infolge Reduzierung des Perso- 
nals dieser Äbteilung nur die laufenden Arbeiten er- 
ledigt werden können. 


4) Die Festsetzung der Renten in der Angestellten- 
versicherung ist durch die Verordnung vom 18.Mai 1923 
Perser 3. Die Ausführung dieser Verordnung ist bis zum 

eutigen Tage durch das Verhalten der Deutschen Regie- 

rung verzögert worden, welche entgegen dem Berliner Ab- 
kommen vom 3.Juni 1921 der Regierungskommission des 
Recht rn eine besondere Anstalt zu gründen, 

streitig mecht. 


SI Die Regierungskomission bevollmächtigt die Ab- 
keiluss für Sozialversicherung, dem J4anderrat die ge- 
wünschten Auskünfte über die Zahl der Unfallrenten- 
empfänger und ihre Verteilung auf dis verschiedenen 
Versicherungsträger zu geben. 


6) Die gegenwärtigen Bestimmngen über die Anle- 
gung der Reserven der Versicherungsträger in Goldwäh- 
rung können im Saargebiet nicht eingeführt werden, da 
sonst auch die Leistungen dieser Organe in Goldwährung 
gezahlt werden müßten. Dies würde die kinführung eines 
neuen gesetzlichen Zahlungsmittels im Saargebiet not- 
wendig machen. 


Die Kommission hatte gegen die a keine Bedenken und stimm | 


te derselben zu. Sie na 


: Ü er Antwort der Regierung 
ausgiebig Stellurg. 


m jedoch zu 


| Im übrigen Bee ich mir,den Herren Mitgliedern des 

Landesrates eine kurze Übersicht über die den Rentenempfän ern 

dee Saargebietes und den Nentenempfängern des "eichs_ nach den 

jetzigen gesetzlichen Bestimmungen zustehenden Unfallrenten 

zu geben. = | 
Für alle Unf&älle,die vor dem 1.5.24 sich ereignet haben, 

kommen im Reich folgende Rentensätze monatlich zur Auszahlung: 


l. Für eine alleinstehende. Titwe oder eine 


DEINe= ir ee Peoen 19.20 G.U = £ 

2. Für eine Witwe mit eirem Kind....88.49 " = 12. " 

Be e N; zwar Kindern DUB). = 280 

TR " Unfallverletzten bei völ- | 

„est Hilflosigkeit 20.17, Bl, 

5. Bei 100% Erwerbseinbuße ..... Se 0 RE 

ae ON. SE 18, "= 240. " 

DE RR 3: 2/3 9 . re 0a ee = 10 Bi 

ur: 0002 a a er 32.-- " = 160.-- 

u 2 N a er Hide nanı. 
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, Diese Uufallrenten im Saargebiet erhälten, wenn der Un- 
fall vor dem 1.Juni | 
angezogenen Kassen folgende PJeträge und zwar zu lL - 80 


zu. 2 - 60.-Fres. zu 8 - SD Fres. zu 4 - res. zu 5-10 

u B- 75.-fros. nn 7:50 Frs. zu BB = 8355 Press. zu 9 

= BR 20 10 -26.,75 Fros. zu 11 - 22.25 Tresi zu 12 - 
5 res 


Ein Rentenberechtigter erhält : 


Klasse Im Saargebiet 


wenn der Unfall 


nach dem 1.6.28 einem Jahresurbeitsverdienst 
passierte, bei von 

einem Jahresar- 

beitsverdienst 


von 
6000. - 7500.-Fres. 9000.- 1200.- 1300.- 1800.- Ik. 





# 60.- 3.35 16. 20. 
5, 120. - 136.70 163.20 26.70 39.40 ..40.- 
3. 180. - 205.05 230.10 839.05 50.10 Se 
4. 300. - 341.70 583.35. 100.-..105.-- 150.- 
5. 208.- 57.80 255.5 66.6 3.3 IM.- 
6. 150.- 70.85 191.700 :50.-. 58.60 5. 
7. 133.35 151.85 170.85 ‚45 ‚55.56 66.66 
8. 100.- 13.90 127.80 33.33 41.66 D 
9, 90.- 102.55 Te,» ee ae: Si 
10. 80. - 91.1 102.25 26.66 383.33 n; 
11 66.70 75.95 85.20 22 27.78 98.88 
1 a. ı.% Ba 


| Die Beträge im Reich sind Goldn«rkbeträge und wenn man 
dieselben nach dem frunkenkurs umrechnet, kommen weit höhere 
Beträge heraus, wie sie im Saargebiet gewährt werden. 


BravreN: 
Vorsitzender: Das "ort hat der Abgeordnete Karius ! 


Karius in, : Die Zentrunsfraüktion Bet zu beiden Vorlagen folgende 
‚rklärung ab, die ale Gutüchten zu betrachten ist. 


Die Fraktion stimmt den beiden lintwürfen mit den Ab- 
änderungs- und Zusatz-Vorschlägen,wie von der Kommission 
beschlossen worden sind, zu. Die Fraktion bedäuert,daß die 
Abteilung für Sozialversicherung keinen Lntwurf vorlegte, 
durch den eine wesentliche Aufbesserung der ezüge aus der 
vozialversicherung gewährleistet worden wäre. 

- Die fraktion verlangt dringend, daß so schnell wie mög- 
lich dem Landesrat Vorlagen unterbreitet werden, durch die 
sämtliche leistungen der gesümten Soziulversicherung aufge- 
bessert werden. | | 

Alle Leistungen der Sozialversicherung müssen wieder in 
ein Verhältnis zum Einkommen gebracht werden, wie das in der 
Vorkriegszeit der Fall war. De; 

| j 


923 passiert ist, monatlich in den oben- 1 
. - res. | 


Im Reich,wenn der Unf«ll nach 
dem 1.liai 1924 passierte bei # 
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Bei der Krankenversicherung wird die Hinaufsetzung des ] 
Grundlohnes zur Aero chnune der Kassenleistungen auf mindestens) 
20.-Franken mit der Maßgabe verlangt, daß Krankenkassen be- | 
rechtigt sind, den Grundlohn bis zum wirklichen Arbeitsver- WM 
dienst zu erhöhen. Ferner muß das Krankengeld für alle Kalen- } 
dertage ‘als Reglleistung gewährt werden. Außerdem sind die | 
zur Reichs-Versicherungsordnung erschienenen Nachträge, die 
eine Vereinfachung der Verwaltung der Kassen und Lrsparnisse 
bei den Ausgaben ermöglichen, soweit es angängig erscheint, 
zu übernehmen. 


= En TE 
. 


Bei der Unfallversicherung ist die Drittelungsgrenze | 
e* die Erreehnung des Jahres-Ärbeitsverdienstes,wie er der 
entenberechnung zu Grunde zu legen ist, aufzuheben. Die Ren- 
ten aus den sogenannten alten Jasten sind erheblich aufzu- ' 
bessern. Die Organe der Träger der Unfallversicherung sind 
in der ieise ch eg auszugestalten, daß Vertreter der | 
nerven ei der Festsetzung der Unfallrenten mitwirken # 
Önnen. | 
Bei der Invaliden-und Hinterbliebenenversicherung ist | 
der Grundbetrag zur “rrechnung der Invalidenrente auf 200 7 
Franken jährlich und der Zuschuß aus der Jandeskassc auf 62.501 
Goldmark zu erhöhen. Die jetzigen Steigerungssätze sind bei- |} 
zubehalten. Außerdem soll die jetzige ide An Feng e von 
‚„-Eranken jährlich auf mindestens 200.-Franken erhöht und 
letzterer Be durch das Umlageverfahren bei der Beitrags- 
erhebung gedeckt werden. De 
Bei der Angestelltenversicherung ist das. bereits im 
Saargebiet teilweise eingeführte üesetz über Anderung der 
estellten-Versicherung und der ELCHETSERLERSERAEE ST DER 
nebst den PERgReenen Nachträgen in der Fassung vom 28.5.1924 
R.G.B1.1.3.563 restlos mit der Maßgabe zu übernehmen, daß der 
Grundbetrag für das hohe Geld für alle Bezüge a a 
auf 450.- Goldfranken jährlich festgesetzt wird und die den 
geleisteten Beiträgen entsprechenden EUR IESTTOERBENEE dazu 
gewährt werden. Zu dem Ruhegeld und Hinterbliebenen-Bezügen 
ıst aus der Landeskasse der gleiche Zuschuß wie zu den Inve- | 
lidenrenten zu zahlen. Den Versicherten aus der Angestellten- 
Versicherung, die die Üartezeit erfüllt haben und berufsun- 
fähig sind,ist unverzüglich eine Rente festzusetzen, Bis zur 
Festsetzung anhee ben ist ein Vorschuß zu zahlen. Ferner er- 
uchen wir um Übernahme der Ausführungsbestimmungen des | 
eichsarbeitsministeriums betr. Bezeichnung der angestellten- 
versicherungspflichtigen Berufsgruppen. | 


I" 
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Die Regierungskommission wird ferner dringend ersucht, 
das ee knSprac ha ftngendtg vom 23.Juni 1923 im Saargebiet 
einzuführen. Insbesondere wird der Ausbau der paritätischen 
Be eaLtung und die Eingliederung der Berufsvertretungen der 
Bergärbeiter, wie sie das R.K.B. vorsieht,verlangt. 


En A 


— 


Eine Reform der privaten Pensionskassen ist in der Wei- 
se zu erstraben, daß für sämtliche Kassen eine geldlichke 1 
Pe &, cherung geschaffen und die Leistungen in Grundpension # 
d +euerungszu age geteilt werden. Während für die Sicherung 
der Grundpension das bisherige Deckungsverfahren beibehalten 
werden kann, soll die leuerungszulage durch das Umlagever fah- 
ren gedeckt werden. | 
Eine Vereinfachung des Verwaltungs-und Streitverfahrens 
ist durch die Übernahme der im Reich erschienenen Verord- 
nungen zu erstreben. Vor allem ist bei der Unfallversicherung 
möglichst rasch das Binspruchsverfahren zu beseitigen,um eine 
Schnellere Lrledigung der »treitsachen aus der Unfallver- 
sicherung zu erzielen-. 


Zur. 
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Zur Erhaltung des Wertes der Rücklagen der Versicherungs- 
träger wird die Aufhebung der Verordnung des Überbergamtes 
durch die den seiner Aufsicht unterstellten inappschafts- 
verein, verboten wird,. die Richie en wertbeständig anzulegen, 
‘ verlangt.. ferner wird eine Abänderung der gesetzlichen Be- 
stimmung der Neichsversicherungsordnung, des Versicherungsge- 
setzes Ir Angestellte über die Anlegung der. kelder der Ver- 

" sieherungsträger in der !eise verlangt, daß die mündelsicheren 


Anlagemöglichkeiten erweitert und wertbeständiger gemacht wer- 


n. | 
Mit Rücksicht auf die große lot, die PeRemr Erle unter | 
I er Knapp- I 


den Sozialrentenempfängern aller Art einschließlich der 
schaftspensionäre herrscht, wird pie tiegjerungskommission 
dringend ersucht,. sofort größere Mittel zur Linderung. der Not- 
lage, vor allem auch zur Beschaffung des potwendigen "interbe- 
darfs bereitzustellen. Ebenso muß es den Wemeinden durch Über- 
ZassenE größerer Beträge aus den eingehenden Steuern möglich 
Bach werden,"’in erhöhtem liaße Bedürftigen Beihilfe zu ge- 
währen. 

.... Da das »aargebiet zur Äufrechterhaltung einer lebens-und 
leistungsfähigen Sozialversicherung zu klein ist und die !ürt- 
schaft des Sasrgebietes besonders unter der Einwirkung der 
Zollebschnürung und dem ettberrerb Reg ehe benachbarter 
Industrien die -asten für ausreichende Nenten allein nicht zu 


tregen vermag, wird der !iederanschluß aller Versicherunssträ- % 


ger des Saargebietes an die übrigen deutschen Versicherungsträ- | 
ger für notwendig Eryeitep. Beer Torderche stehen die Be- \ 
stimmungen des Vertrages von Versailles nicht nur nicht ent- 

egen, Sondern sie sehen ausdrücklich den Zusammenhang der 
Sozialversicherung des Saargebietes mit derjenigen des deut- 
schen Heiches vor. Ein gewisser Zusammenhang ist schon mit 
Rücksicht auf die #&rhaltung der Freizügigkeit der Versicher ten 
notwendig. 
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Zar Degründung habe ich folgendes auszuführen: 


Bei der Krankenversicherung ist durch eine Verordnung 
vom 29. 2. 24 die versicherungspflichtige ürenze auf 2400 
Goldmark gestellt. lier ads Deamter diese Grenze überschreitet, 
scheidet mit dem vierten \onat aus, dessen Beginn auf diesen 
Tag fällt. Im Saargebiet beträgt diese Grenze 10.000.-Franken, 

Der Grundlohn zur Errechnung der eistungen der _Kran- 
xenkssse ist durch die gleiche Verordnung vom 29.2.24 auf 5° 
Goldmark festgesetzt, Dieser Satz ist für Versicherungspflich- 
tige, die täglich 5 Goldmark und mehr verdienen, aber nur als |] 
Mindestgrenze gececht. Durch eine Verordnung wurde den Xranken- 
kasser die Verpflichtung auferlegt, das Krankengeld für alle | 





Krankenkassen durch Satzungsbestimmungen den wirklichen Ver- 
dienst des Versicherten 815 Srundlohn nehmen, 

| Nshrend also im übrigen Jeutschland die Versicherten, 
die täglich 5 Merk und mehr verdienen, (was bei dem = 
tigen Stand des Franken 22.50 Franken täglich ausmacht ),An- | 
spruch auf ein Krankengeld von 2,50 Merk (gleich 11,50 Franken) | 
und das für alle Kalendertage mit Abzug der drei ersten Ige, 
haben, beträgt das gesetzliche Krankengeld für diejenigen im 
‚Saargebist, die täglich © Franken und mehr verdienen, 4.50 j 
Franken. also noch nicht einmal die Hälfte. Dabei wird es als 


Kalendertage als Regalleistung zu zahlen. Außerdem können die | 
| 
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Rogslleistung nur für Arbeitstage gezahlt. 

Über die Eraöhung der materiellen Leistungen hieraus 
sind zur Intlastung der Krankenkassen noch besondere Vorke - 
rungen geiroffen. »o muß der Träger der Unfallversicherung auf | 
Grund des Gesetzes zur brhaltung leistungsfähiger Krankenk ssen 
vom 27.8.2898 der Krankenkasse sämtliche Aufwendungen für de i 
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die Krankenpflege erstatten, wenn eine Unfallrente zu zahlen 
ist. Diese Bestimmung wurde in dem lintwurf, den uns die Re- 
gierungskommission _ vorlegte, nicht einmal übernommen. 

Im übrigen veutschland suchte man hierin einen llittel- 
weg, indem zunächst durch Verordnung vom 27.89.23 durch Errich- 
tung einer Nechnungsstelle beim Obervorsjcherungsam! gewisse 
Ausgaben der Krankenkassen wie \iochenhilfe und Krankenpflge 
für weibliche Versicherte gemeinschaftlich zu tragen sind. 
Außerdem ist durch die Verordnung vom 13.3.24 die Bildung von 
Dektionen großer Krankenkassen zur Erzielung von Ersparnissen 
ermöglicht worden. Ein Vorbild hierfür liefert das Neichs- 
Knappschaftsgesetz, das eine straffe Zentralisation für die 
Pensions-und Invalidenversicherung vorsieht, aber für die 
Durchführung der Krankenversicherung die Bildung besonderer 
Krankenkassen neben den Bezirkskrankenkassen zuläßt. 

Bei der Unfallversicherung erfolgt im übrigen Deutz h- 
land dureh die El a vom 17.lMaı 1924 über Festsetzung 
von Geldveträgen in der Unfallversicherung und der Verordnung 
über Zulagen in der Unfallversicherung vom 23. kai 1924 die 
Umstellung auf die Goldmark. ; | 

| ch die erste Verordnung wird für die Unfälle, d# 
sich nach dem S0,April 1924 ereignen, als Drittelungsgrenze 
der Betrag von 1800 Goldmark, wie er in der R.V,O. von 1911 
festgesetzt worden war, wieder eingeführt. Zur Ermittlung des 
Jahres-Arbeitsverdienstes, der zur Errechnung der 
Rente dient, ist ein Umrechnungskurs vorgesehen. Der lindest- 
betrag für Sterbegeid wird auf 50 Goldmark festgesetzt. 

| Bei den übrigen Unfallrenten wird für die Unfälle, die 
sich vor dem 1.4.24 ereigneten, ist bei den Unfällen aus land- 
wirtschaftlichen Betrieben, soweit sie unter 50 Prozent sind, 
ein Setras von 324 Goldmark für einen männlichen Versicherten 
und 172.80 Goldmark für eine weibliche Versicherte eingeführt 
worden. Für alle anderen Renten unter 0% werden 450 Goldmark 
za Grunde gelust. Für die Renten von 50 % und mehr werden für 
männliche landwirtschaftliche Versicherte 840 und weibliche 
504 und im übrigen der Betrag von 1 Goldmark genommen. 

Es erhält also im übrigen Deutschland derjenige Ver- 
Sieherte, der durch einen Detriebsunfall, der sich nach den 
1.4.1924 ereignete und völlig arbeitsunfähig wird,dabei nicht 
mehr als sechs Goldmark täglich verdient, rund Zweidrittel 
seines wirklich verdienten Lohnes als Unfallrente. Eine \litwe 
mit zwei und mehr Kindern, deren l\lann tödlich verunglückte 
erhielt rund 60 v.H. des wirklichen Verdienstes des lannes 
als Hinterbliebenenrente. im Saargebiet erhält aber ein Ver- 
sicherter bei den gleichen Goldeinkommen nur die Hälfte der 

züge. Ein Pergmann z.B., der duren einen Grubenunfsll seine 
Arbeitsunfähigkeit und eine Frau mit zwei und mehr Kindern,die 
ihren “ann verliert, büßt damit gleich 70 v.H. des Verdienstes 
2 Ve 


) 


Nehmen wir einen Vergleich über die Umrechnung der 
alten Renten im Saargebiet und im Burgen Deutschland. 

Im naargebiet erhält ein Unfellv 
beschräönkung mindestens_66 2/3 % beträgt, eine Vollrente von 
100 Franken monatlich. Eine Witwe mit zwei Kindern erhält 90 
Franken: In übrigen Deutschland aber erhält bereits derjenige, 
der durch einen Unfall 50 % erwerbsbeschränkt ist, 32 Sold- 
mark gleich 144 Franken. In Saarrevier 33.35 Franken. Der völ- 
lige Arbeitsunfähige erhält 64 Goldmark gleich 283 Franken 
ım vaargebiot 100 Franken. Eine Unfallwitwe mit zwei und mehr 
Kindern erhält im übrigen beutschland 57,45 Goldmark oder 
258.50 Franken, im Saargebiet 90 Franken, 

Im übrigen Deutschland ist_den 'Yersicherten in den 

Organe der Versicherungsträger zur Festsetzung der Rente ein 
Mitbestimmungsrecht gewährt worden. !ier wurde das trotz mehr- 
maligen Versuchen versagt. Bei 
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Bei der Heichs-, Invaliden- und Hinterbliebenenversicherung 
erfolgte ee Deutschland eine Neuregelung durch die 
Verordnung vom 16.4.24, indem dem die Beiträge und Leistungen 
auf_die Se estellt und die durch die R.V.O. von 
1911 eingeführten fünf Klassen wieder hergestellt wurden. Hier 
anteressieren uns vor allem die Leistungen. Diese sind wie 
folgt ([estgesetzt. | 


Dıe Rente setzt sich zusammen aus: Grundbetreg, Steigerungs- | 


satz und Reichszuschuß. Der. Grunübetrag beträgt für alle _Inva- 
lidenrenten 120 Goldmark jährlich, der Steigerungssatz 10 v.H. 
der nach dem 1.4,24 eingezahlten Beiträge, und der Reichszu- 
schuß 36 Goldmarx. Für die am l.]. 24 laufenden Renten wird 
also nur der G?undbetrag und der Heichszuschuß gezahlt. Des 
sind 156 Goldmark jährlich oder ‘rund 13 Goldmark monatlich. 
Wenn der Rentenem fänger noch Kinder unter 18 Jahren (früher 
15 Jahre) hat, erhöht sicen die Hente um 36 Goldmark jährlich. 
Bei den Witwen- und !\itwerrenten beträgt der Anteil der Ver- 
Eiemnrungsanstelt sechs Zehntel und bei den Naisen fünf Zehn- 
tel des 'urundbetrages und des Steigerungssatzes. Dazu tritt 
ein Reichszuschuß von 24 Goldmark für jede Rente, Es Besraet 
also ab 11:24 eine llitwen-oder Nitwenrente 117.60 jährlic 
oder 9,80 Goldmark monatlich und eine llaisenrente von 102 
Goldmark oder 8,50 monatlich. Die Beiträge sind gegenüber der 
Vorkriegszeit in den maßgebenden Kreisen um etwa das_ Doppelte 
erhöht. Es ist das damit begründet, daß durch die Geldentwer- 
tung die Reserven verschwunden sind, während die durch die 
erdienten Anwartschaften VOrRERASHeR Schulden bleiben. 

Die Invalidenrenten im Saargebiet sind durch die Unstel- 
lung der “eiträge und Leistungen auf den Franken in gleicher 
Höhe beibehalten worden,wie sie durch die R.V.O. von 1911 auf 
die Goldmark festgesetzt wurden. Eine Anderung trat aber nur 
insoweit ein, als anstelle des beweglichen Grundbetrages,der 
bet Zurücklegung von 50V Beitragswochen in der höchsten Klasse 
10V betrug, ein solcher von 50 trat und dafür für die im Saar- 
gebiet wohnenden Nentenempfänger kam. Es beträgt also das Mehr: 
was an Renten in Franken gegenüber dem Goldstand gezahlt wird, 
etwa ZU Franken jährlich. Eine Hente beträgt nach 30 jet 2Be 
Beitragszeit in der höchsten Iohnklasse etwa 350 Franken jähr- 
lich. BEOCRBACH TIGEN man, daß 100 Franken etwa 22.50 Goldmark 
sind, so sind das 79,75 Goldmerk, also etwa die Hälfe von dem 
Werte einer deutschen Reichs-Jnvalidenrente. Dabei ist der _ 
deutsche Rentensatz ein Durchschnittssatz, während es hier bei 
dem Vergleich sich um eine Höchstrente handelt. Das schwer 


belastete deutsche Reich zahlt einen Reichszuschuss von 36 Gold- 


mark Zür jede Jnavalidenrente, während das schuldenfreie und 
Soldatenreine saargebiet nur 11,15 Goldmark bezahlt. 

Bei der Angestelltenversicherung ist die Umstellung der 
Beträge und Leistungen auf die Goldmark gleichzeitig mit der 
Umstellung bei der Jnvalidenversicherung erfolgt. Die Renten 
aus Be Eee Sn Kuanrera oh ereag setzen sich nach einer Ver- 
ordnung zusammen aus einem Grun gi, und einem Steigerungs- 
satz. Der Grundbetrag beträgt für alle Renten gleichmüßig 
360 Goldmark jährlich und der Steigsrungssatz 10 v.H.der nach 
dem 1.1.24 eingezahlten Baäträge. Hat der Ruhegehaltsempfänger 
noch Kinder unter \!8 Jahren, erhöht sich die Rente um 36 Gold- 
mark jährlich. Die Witwen- und YTitwerrenten betragen sechs 
Zehntel and die Taisenrente fünf Zehntel des Ruhegrldes. 

Für Tanderrentsn, C.h- für solche, die bei Jnvaliden- 
und der Angestelltenversicherung versichärt waren, sind be- 
sondere Bestimmungen getroffen. Für das Saargebie* wurde durch 
eine Verordnung Nr.36l vom 15. November 1922 - aber erst 
veröffentlicht au 22.9.1923 - mit Wirkung vom l.April 1923 
in Angliederung an die Landesversicherungsanstalt eine besonde- 
re landesversicherungsanstalt Zür das Saargebiet BebAlI 
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Neben derselben ist noch der Saarbrücker Knappschaftsrerein 
Träger der Angesvwelltenversicherung Zür die versicherungs- 
pflichtigen aus den Saarbergbau. 

° Durch die Unstellung der Beiträge und Leistungen auf 

Ian - I 1. Ian . : a =) 
den Franken durch die Verordnung vum 18.59.23 wurde Zwar das 
deutsche Gesetz vom 40»11.22 über die Umänderung des Ver- 
sicherungsgesetzes für Angestellte übernommen, aber die | 
Bestimmungen über die Beiträge und Leistungen aus dem Ge- 
setz vom 20-.2..911 mit übernömmen. Damit sind alsü die Lei- ! 
stungen und die Deivräge aus der Angesvwel._tenversicherun 
dem Betrag nach in gleicher Höhe wie sie durch das alte Ge- 
setz Iestgesetzt worden sind. Nur wurde zu dem Beitrag ein 
Sicherungszuschlag ron 10 Prozent singefügt. | 

- Aa a 1099: ne Alle 5 

Da das Gesetz mit dem 3,:12.1923 zehn Jahre in Kraft 
war, war miidem 1.1.1924 die Wartezeit Tür diejenigen er- 
füllt die bei /nkrafttroten desselben in die Versicherung 
eingetreten sind. 

‚ Während vei der Jnvalidenversicherung die landes- 
Versicherungsanstelt nach Biidung eines besonderen Trägers 
der Jnvalidenversicherung für des Saargebiet bei der Renten-| 
festsetzung Gie bei den übrigen deutschen Versicherungsträ- 

; ı Be 5 : ET . 
ern erdienten Anwartschaften mitberücksichtigt werden, ist 
es bei der Angsestelltenversicherung nicht der Fall. Die 

Versicherungsanstait für Angestellte lehnt es ab, den be- 
Sshio . "gaateıı+ sa :hra Wort | 

rufsunfähig gewordenen Augestellten, die ihre Martezeit er- 

füllt haben, dis Rente festzusetzen. Sie verweist auf den 


fehlenden Betrag aus der Reichs-Versicherungsanstals für An-Ü 


gestellte in Berlin. Daß eine solche Absicht besteht, hat 
man.uns vor Jehrestrist bei der Beratung der damaligen Vor- # 
lagen verschiiegen. Ts muss zur Verhindsrung von Benach- \ 
teiligungen der berufsunfähigen Angestellten so schnell, als $ 
möglich eine Regelung herbeigeführt: werden. | 
Die Knanpschafis-Pensionskassen. Es bestehen im Saar- 

ebiet arei landergese;zlich enerkannte Knappschaftsvereine 

"ür den Bergbau und vier für Eüttenwerke. Üeber die Vermö- 
enslage der Hitten-Krappschaftsvereinse fehlen mir genauere 
nterlagen. Bei den maßgebenden drei Kuamsschaitisvereinen 








70 000 Mitglieder hat, sind Unterlagen vorhanden. Nimmt 
s 7 2 ot u T r ei er 155 22, . .. 

man die leistungen des S.K.V. &is Vergleich für die Höhe 
der gegenwärtigen Zristungen gegehüber der Vorkriegszel‘v 
an. 2 sich folgendes: RT er 
in Vergleich der leistungen im Saarge)iet gegenüber | 

f 

N 

| 


| 

| 
für den Bergbau, ron Aenen der Saarbrücker allein über 

u 

| 

\ 

| 


denen im übrigen Deutschland erfährt Tolgendes:_ Jr Reich 
beträgt die Rente für Ciejenigen, die über den 1.1.24 hinaus 
keine Beiträge mehr gezanlt köben, 30 Goldmark monatlich. | 
Das sind bei sinem Kurs von 4.8 rs. die Golömark 135 Fran- | 
das Ruhegelä bei gleicher Wartezeit in der Gehaltsklasse 
von 3 bis 4000 Go.idmark 600 Coldmark, oder in Franken umge- 
rechnet 600 Frs. jährlich oder #0 Franken monatlich. EHier- 
bei ist zu berücksichtigen, daß der Satz von 135 Franken | 
im übrigen Deutscnlend &:n Durchschnittssatz ist, während | 
hier ein Seiz von B0 Fraukzan über den Durchschnist hinaus- I 
geht o aa N N 
Bei einer Beitragsz3lt von 30 Jahren betrug !n der 4 
Vorkriseszeit eine Jnvalidsn-Pension einschließlich des 


[9 


‚Warteg2ldes -583,60 Goidmark. Gersmmärtig betr: 2 die Aante 


ken jährlich. Nach dem hier ge_tsnden Gesetz Jaträgt aber 


> 


i TI. * Be RE a le N a oe a ae a a iR 
in Franken bei zueicher Ssliragszeii I Arsen ‚narılch. l 
* - - t n “ ur AG | in. a u 7 \ Er Fr L ® IN 
Das sind bei 22.59 talk fir 00 Tranken noch 295 Goldnarke 
1 nt u in at! pr VERF ARREN r £ s 
also kaum mehr a : ie nälfte des lrürsren Betrages. Tritt 
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neben der Berufsuaf sk: its nock Invalidität im Simne der 
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R.V.0. ein, fällt das Hartegeld von 100 Fr. jährlich weg. 
Auf der Goldmark-Grundlage erhält ein Bergmann, der 30 
Beitragsjahre bei der Pensionskasse und die gleiche Zeit I 
bei der Be HAsiirenaichering hatte, jährlich 483,50 Gold- |] 
mark Knappschaftspension und 330 Goldmark Beichs-Invaliden-| 
rents., Das mach‘; zusammen 813,60 Golämark. Er erhält | 
° = . . ERTRETR i Re I ER 
jetzt bei der gleichen Beitragszeit \;! beiden Kassen | 
noch 1559 Franken oder 389,75 Geldmark, also nicht ein- 
mal die Hälfte der Sätze der Vorkriegszeit. | 
Mährend also die Bergarbeiter bei etwa dem gleichen 1 
Iohn wie in der Vorkrisgszeit nur mehr die Hälfte der | 
Rentenbezüge erhalten wis sie ihnen früher bereits gewährt 
worden sind. sind die Kohlenpreise auf annähernd das Dop- |! 
pelte der Vorkriegszeit gestiegen. Selbst in einer Zeit, | 
als es noch keine reichsgesetzliche Sozialversicherung | 
ab, waren arbeitsunfähig gewordene Saarbergarbeiter und |} 
ie Hinterbliebenen Verstorbener nicht so schlecht ge- ! 
stellt als gegenwärtig. Das äußert sich auch an den stän- | 
dig zunehmenden Anträgen auf Armenunterstützung. Der 
französische Arbeitgeber entschuldigt das _ mit dem Fehlen _f 
der gesetzlichen Reserven. Diese Entschuldigung geht Tehl,] 
denn die Reserven sind nicht zur Zehlung der laufenden | 
Pensionen vorgesehenm sondern nur für den Fall, daß die 








Beitragszahlung durch Rückgang oder Stillegung der Konlen- 
förderung zurückgeht oder eingestellt werden muss. Das 
ist aber nicht der Fallö im Gegenteil, die Einnahmen aus 
den Gruben sind erheblich gestiegen: | 

Die privaten Pensionskassen, die im Saargebiet für 
eine Anzah! llerke vorhanden sind, befinden sich in einer # 
außerordentlichen schwierigen lage. Rei einer der größten | 
derselben, nämlich der der Firma Villeroy u. Boch in Mett- 
lach werden seit beinahe zwei Jahren Beitrage überhaupt 
nicht mehr erhoben; einige andere sind noch in der lage 
er Geringes der Bezüge zu gewähren, die sie früher zahl- | 

en. | 
:" Die Abtrennung der Sozialversücherung des Saarge-- 
bietes vonden deutschen Versicherungsträgern, die aus 
rein politischen Gründen erfolgte, wird zu einem Nachteil 
an dem Tohı der Armen des Saargeoletes auswachsen. 

Es kann für urs, die wir gegen die Abtrennung waren, 
nur die eine Folgerung geben, daß in irgend einer "or, 
vielleicht durch eine Art Röckvsrsicherung der Anschluss 4 
an die deutschen Versicherungsträger wieder gefunden wird. | 
Dar Saarberzbau wird z.B. nicht atlein ohne Rückversiche- 
ung für die Knapsschafteversine des Saargebietes in der‘ | 
lage sein, die orlienten Anwartschaften ;ragsn zu können. 7 

| 
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Wenn die Bergarbeiter höhere Bezüge verlangen, verweist 
sie der Arbeitgeber auf die fshlenden mathematischen Te- 
serven. 

Noch ein "ort zu den verschiedenen Deckungsverfahren 
zur Sicherstellung der Leistungen der Versichsrungsiräger. W 
Aus dem Verschwinden der Rücklagen vor er = 
durch die Geldeniwertung wird falsch gefclgert, deb die An 
sauımlung von Reserven zur Sicherstellung der Leistungen 5 
überhaupt richt notwendig sei. Disse Auffassung ist Zalschl 
Könnten die Versicherungsträger ihrs Rücklagsn In Sachwer- 
ten anlegen, hätten sis nichts oder sehr wenig verloren. 5 
Bei einer geschiczten Vermögensverwaltung könnten sie de- WM 
bei sogar verdienen, „Dis bisherizrsn Erfahrungen mit den Ti 
verschledonen Pevkwunssartsn han vawiersn, das das streng 
ste Deckungsverfahren, durck des nicht mur die laufenden we 

Leistungen, 
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Leistungen, sondern auch die verdienten Anwartschaften 
sicher gestellt sind, das beste ist. Es tr'gt auch in 


einem erheblichen Maße zur Kapitalbildung bei und macht 
die Ausführungen sozialer Projekte zu Gunsten der Ver- 
sicherten möglich. Aber in einer Zeit der Geldinflation 
und des Fehlens gesetzlicher Bestimmungen zur Erhaltung 
des Hertes der Yale De der Versicherungsiräger ist die 
Anwendung des strengsten Deckungsverfahren nicht zu emp- 
fehlen. Jm übrigen Deutschland hat man es den Versiche- 
rungströgern durch Erweiterung der mündelsicheren Anlagen 
ermöglicht, die Rücklagen wortbeständig anzulegen. Jm 
Saargebiet z.B. macht das Ole rbergamt den Xnappschaftsver- 
dinsn das Se Es muss daher eine Reform der Jnvali- 
den- und Angeste 

die Leistungen für diese Versicherungsträger geteilt wer- 
den in eine Grundpension und Teuerungszulage. Die Grund- 
en ist durch das strengste Deckungsverfahren und die 

euerungszulage durch ein Umlageverfahren zu sichern. Da- 
bei kann die Teuerungszulage bis zum Eintreten stabiler 
Verhältnisse höher sein als die Grundpension. 

Die Sanierung der privaten Pensionskassen könnte in 


der tleise erfolgen, daß man von dem strengsten Deckungsver- 
EN... 


fahren abgeht, indem man auch hier die Bezüge in Grun 
sion und Teuerun a per teilt und für die Sicherung «er 
Teuerungszulage das Umlageverfahren nimmt. | 


(Bravo- Rufe ) 


Vorsifzender_: 
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Iltenversicherung dahingehend erfolgen, daß 
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Vorsitzender: Das ‘'ort hat der Abgeordnete Hoffmann! 


Hoffmann (S.P.): Meine Herren! "ir haben uns heute mit 2 Vorlagen 
zu beschäftigen und zwar erstens mit einer en 72 welche 
die Krankenversicherung, und zweitens mit einer Vorlage, 
welche die Unfallversicherun betrifft. Ich bir der Auf- 
fassung,da gehe ich mit dem Herm ig 1 pin kon- 
form, daß diese beiden Vorlagen für die Versicherten kei- 
nen Zweck haben. Ich kann die Intrüstungen des Herrn Re- 
enerertre vers schlecht verstehker, die er auf die 

usführungen des Nerm Karius geäußert hat. Die erste Vor- 
lage hätte dann einen Zweck gehabt, wenn Sie den 3 18 oder 
den $ 38 der deutschen Verordnung mit übernommen hätte. 
Dadurch wäre festgelegt gewesen, daß die Krünkenkassen _ 
einen leil ihrer Auslagen, die sie dadurch erhalten, weil 
ein Kann durch einen Unfall arbeitsunfähig wird, wieder 
zurückvergütet bekommen hätten. Denn Sie werden doch zu- 
geben- da verstehe ich die Auffassung des llerrn Negierungs- 
vertreters, wie er auch in der Kommission Schon zum Aus- 
druck brachte, eben nicht- _ Die werden zugeben müssen, daß 
die Krankenversicherung im Sinne des Gesetzes doch für die 
Krankheitsfälle zu sorgen hät, daß aber der Unfallverletzte 
so quası nicht krank ist, sondern er wird durch einen Be- | 
triebsunf&ll arbeitsunfähig. Ich weiß, schon früher, ich 
habe die Literatur in dieser Hinsicht öfters durchgegangen, 
haben sich die . _ ‚setze Gahingehand bewss ,‚ wer 
eigentlich auch für die ersten 13 iiochen die Lasten für 
diese a eunehriggeit zu tragen hat. Non hat nach 

langem Hin und Her diese Lasten auf die Krankenversicherung. 
abgewälzt. Die Arankenversicherung muß dadurch 80 Proznt 
der Unfall-lasten Er weil sie für die ersten 13 
Wochen die Krankenhil e,bestehend aus Krankengeld, Arzei 
und Arzthilfe usw. tragen muß. Weit notwendiger wäre mei- i 
ner Auffassung nach die Aufgabe der Re Serie gewesen, min- 
destens diese kleine lassung, die das deutsche Gesetz vor- | 
sieht, mit zu übernehmen; das hat sie nicht getan. Irst ' 
die Kommission des Landesrates mußte dazu übergehen ‚dx se 
Fı:ssung mit in das Gesetz einzubringen. 

Des weiteren muß besonders darsuf gesehen werden, 
daß der Grundlohn in der-Krankenversicherung, erhöht wird. 
Wir haben öfters Anträge gestellt ia dieser linsicht, und 
ich h&äbe auch dem Herru_Dr.v.Vopelius im der letzten Kom- 
eansiteung nahe gelegt und die frage vorgelegt,ob 
auch er der Auffassung ist, daß ein \iann, der krank fei- 
ern mıß, nicht die Hälfte seines Ärbeitslohnes sa Kranken- 
gels erhalten soll. Er hat da ee sast, er sei der Auffs - 
ne: daß er mindestens die Hälfte an Krankengeld erhalten 
soll, er hat sich aber Bedenken erbeten, bis er unseren 

| 
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Antrag zustimmt. | 
' Meine Herren! ie ist es deman jetzt ? In der 
Be La Sekrankenkasee von St. Jngbert gibt es 7 Franken, 
in A ıgpen Burbach usw. 6.-!ranken Krankengeld pro Tag, 
auch in Frankenhol& 7 Yranken, im 8.R.V. 9 Franken pro 
Inf Kin Krankengeld von 6.-"ramken ist doch nicht die 
Hälfte von dem, was der “ann pro Tag verdient. Der Krank- 
fejernde bumötigt aber doch sicher, wenn er krank feiern 
muß,mindestens soviel,daß er auch wieder hoffen kann, daß 
er gesund wird, besonders der leiblich krank ist, um sich | 
wieder gesund zu essen. Auf Grunddessen ist meiner Auffas- | 
sung nach die Möglichkeit vorhanden und ist ee a Ar | 


F 


notwendig, daß endlich die Regierungskomission ihre | 
denz aufgibt und in dieser Frage eine Änderung Platz zeift.! 
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“as in Deutschland möglich ist, das muß auch im Daarge iet 
möglich gemacht werden. Tier im Saargebiet hat die Industrie 
vielleicht nicht lie großen lasten zu tragen, sie hat auch 
vielleicht mit anderen Schwierigkeiten nicht so stark zu 
rechnen, wie es drüben der fall ist. Der französische »taat 
komm als Arbeitgeber sehr erheblich in Frage. Sie haben 
besonders die Auffessung, ceß nen keine Ursache 
hat, den frenzösıschen Stasät zu schützen. Auf Grund dessen 
nehme ich an, wird auch heute im Landesrat Binstimmigkeit 
bestehen, dah der. Antrag, der im der Kommission angenon- 
men ist, auch der Regierungskommission unterbreitet wird. 
Ich wünsche und hoffe nur, daß das, was im Reich schon 

seit September vorigen Jahres durchgsführt ist, nun end- 
lich auch im »aargebiet durchgeführt wird. Der Grundlohn 
beträgt jetzt drüben 5 Goldmark. lir betrug in der Vor- 
kriegszeit such 5 kark in seiner luß- Grenze. Bine Kunn- 
Bestimmung gibt es drüben überhsupt nicht mehr. Infolge- 
dessen m ie kuß-Bestimmung im Duargebiedt auf 20.-Fränken 
festgesetzt werden. 


In der Unfüllversicherung ist meiner Auffassung‘ 
nüch reg die Erhöhung der Unfallrente motwendig. Ich 
hutte uuch auf Grund dessen eine Gegenüberstellung in den 
Kommissionsbericht gemacht, um Ihnen zu zeigen, wie sic 
die Rente drüben und hier auswirkt. Zur Berechnung der 
Rente kommt gie sogenannte Drittelungsgrenze, die früher 
such immer bekämpft worden ist, in Frage. Sie beträgt hier 
im vasrgebiet 2400,-Franken, drüben 1800.-Goldmark. Sie 

etrug auch in der Vorkriegszeit 1800.-lark. An dem Ver- 
hältnis können Sie ersehen, daß im Reich drüben jetzt und 
auch in der Vorkriegszeit fest immer 2/3 des wirklich ver- 
dientexn lohmes an Unfallrente gewährt wurden, wena der 
Verletzte ganz erwerbsunfähig war. Das ist im Saargebiet 
aber nicht der Fall, nicht der Fall schon seit längerer 
Zeit gewesen. ::ir haben heute noch bei einem Verdienst | 
von 6000. -Franken 40. % des wirklichen Verdienstes,bei ei- 
nem Verdienst von 7500.- Franken sind es noch 36 %, und 
bei eimem Verdienst von 9000.-Lranken sind es noch sage 
und schreibe 29 %, während im Reich bei einem Verdienst 
von 9000.-Franken immer noch 66 2/3 ); gewährt werden vom 
wirklichen Verdienst. Ich nehme sicher an,daß Sie mit mir 
darin einig gehen müssen, daß auch in dieser Fruüge etwüs 
etaun wird, weil ja auch de wieder meiner Auffassung nach 
er französische Staat als derjenige in Frage kommen muß, 
der die höchsten lästen zu de at. Wir können nicht 
so weiter wursteln, daß die entenempfänger schließlich 
dem Hungertode ganz überliefert werden. Bezüglich der In- 
validenversicherung h&t ja auch mein Vorredner schon d&i- 
rau hingewiesen, daß auch da unbedingt etwas geschehen 
müßte, Der Zuschuß des »üurgebietes, der zu dieser Rente 
ei wird, beträgt heute 50 Franken. Er betrug in der 
orkriegszeit 50 Goldmärk. Drüben im “eich ist er jetzt 
uuf 36 Goldmark festgesetzt. Im ıtat ist ein Betrag von 
1,2 Lillionen Franken eingesetzt zur Reichsinvalidenrente. 
Ich bin der Auffassung,dem “ursverhältnis entsprechend 
zinste dieser Zuschuß zum mindesten 250.-franken betrügen. 
ch häbe heute morgen schon darauf hingewiesen, daß die 
Regierungskomission je d@zu übergehen wird, dıe Pensions- 
bezüge der Beamten so zu. regeln, daß 80 % des Gehalts an 
‚Pensionen gewährt werden. Die Invaliden der Arbeit, nehme 
ich an, wären herzlich froh, wenn die Regierung so weit 
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gehen würde, daß sie nur 50 % ihres Arbeitslohnes un Rente 
erhalten würden. Ich glaube sugen zu sollen, es ist meiner 
Auffassung nach da auch dringend al daß der gesamte 
Landesrat _in dieser !rage endlich die “cultung einnimmt, da 
Qcs1 ung eınnımmi 
euch die Regierungskommission sieht, daß eine einheitliche 
Basis für die Opfer der Arbeit im Landesrat entstanden ist. 
Ich erlaube mir auch auf Frankreich hinzuweisen. Is könnte 


uns sonst gesagt werden, ja ihr zeigt immer wieder auf Dutsch- 


land hin. Auch in Frankreich ist_seit dem 8.April ds.®s. 
einn Gesetz betreffend die sozialen Versicherungen angenon- 
men worden. In diesem Gesetz ist festgelegt, duß die luve- 
lidenrente monatlich in der höchsten Lohnklasse bei einem 
Verdienst von 8000.-Franken — 250.-Franken beträgt. Ich be- 
tone wohl, daß das Gesetz noch nicht durchgeführt ist,weil 
die fr&nzösische Kammer die kittel zur Durchführung .des Ge- 
setzes noch nicht bereitgestellt hat. Ich nehme aber an, daß 
such dieses Gesetz in Frankreich in der nächsten Zeit durch- 
geführt wird, und dann sehen wir, daß auch in lrankreich ein 

roßer Fortschritt in dieser Frage zu verzeichnen ist. Die 

ente wird sich nach diesem Gesetz AREAEROR 41,70 und 250. - 
Franken mon&tlich bewegen, je näch der lohnklasse. Auch näch 
diesem Gesetz ist ein Krankengeld von 12 Franken pro Tag 
unter Umständen je nach lohnklasse vorgesehen. Ich nehme an, 
duß auf Grund dessen auch im Saurgebiet endlich die Regie- 
rungskommission es einsehen muß, nicht im Interesse der Ver- 
sicherungsträger, sondern in Interesse der Versicherten, das 
enen getan werden muß, was notwendig ist. Desselbe trifit 
für die Angestelltenversicherung zu, Ich will noch darauf 
hinweisen, daß im »aargebiet die Beiträge zur Invalidenver- 
sicherung fast gerade so hoch wie im Heich sind 


( Zurufe: Hört, hört !) 


daß aber die Bezüge im Reich das vierfache von dem 
darstellen, was im Saergebiet gewährt wird. 


( Zurufe: Hört, hört !) 


Das trifft auch in der Angestelltenversicherung zu,da ist 
die Rente im Reich auch viel höher. Im Saargebiet kann bis 


jetzt, er muß höchstens beim Saarbrücker Knappschaftsverein 4 


versichert gewesen sein, kein liensch Rente erhalten. Denn 
wer sonst versichert ist, ist es ein Ding der Ummöglichkeit, 
weil die Versicherungsanstalt erst ein Jahr besteht. Aue 
da müßte endlich einmal die De arya so weit kommen, daß 
sie sich mit dem Heich verständigen kann, daß auch dä eine 
Gewährung der Angestelltenrente ermöglicht wird. 
Die Kommission hat ja auch diesbezüglich Anfragen darüber 
re Fragt man bei der Regierung an, dann heißt es, ja 
as Reich ist schuld, fragt man bei den Vertretem des Rei- 
ches an,dann sagen die, ja die a Me: Daargebietes 
ist schuld, Da_ kann man von Pontius zu Filatus laufen, einer 
wälzt die Schuld auf den anderen ab. Ich vertrete die Auf- 
fessung, daß, wenn eine Binigung &uf dem schriftlichen lege 
nicht möglich ist, dann soll man mal den Rucksack päcken, 
nach Berlin oder sonstwo hin ee damit man in einer münd- 
lichen Aussprache die Geschichte erledigen kam. 
; Wes zu der Sozialversicherung zu sagen ist, trifft 
euch für die BEREOE AL PORRTALONEL ADS zu. Die a ee 


versicherung ist besonders d&s »chmerzenskind der Bergarbei- 


ter. sie wissen, welchen “Kampf die Bergarbeiter führen, um 
eine Erhöhung der Knappschaftspension erreichen zu können. 
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Bis jetzt ist diese Erhöhung an dem hiderstande des Arbeit- 
gebers gescheitert, weil nun der Arbeitgeber da ülle lüinen 
springen läßt, um eine Erhöhung zu unterminieren. bs ist | 
meiner Auffassung nach unbedingt notwendig, daß endlich üle 
Regierung auch an diese Frage denkt. Ich erinnere Sie an den 
$ 1 und $ 24 des vaarstatuts zum Versailler Vertrag. _Dort 
ı1st ausdrücklich BencEN; daß die Anwartschaften auf Pensionen # 
und Renten bestehen bleiben sollen. Ich will Ihnen in kurzen 
Zügen eine kleine Ren Dita machen, wie sich die 
Knappschaftspension,dem Verhältnis zum Arbeitslohn gegen- 
über. verschlechtert hat. Im Jahrg 1889 betrug _ der Hauermo- 
natslohm im Durchschnitt bei 25 »chichten 93,24 Nurk. Die 
ension bei 30 jähriger Dienstzeit 30.-lark. Also vom Lohn 
sind damals 32 % gewährt worden. In den Jahren 1891 - 1899 
war diese prozentuale Gewährung bei 30 daer iger Dienstzeit 
38,4 % vom Hiuerlohn, in den Jahren 1900 - 1906: 35,4 %,_ in 
den Jahren 1907 - 1914 : 50 %, in den ”ahren 1909 und 1910 
waren es sogar 51 %, und im März 1924 : 17,6 % vom Hauerlohn. 


(Zurufe : Hört, hört ! ) 


Daran können Sie ersehen, da ist die Heichsinvalidenrente 
mit einkalkuliert, die 1889 nicht einkalkuliert gewesen ist, 
weil damals die Reichsinvalidenrente noch nicht ın Frage kan, 
wie schlecht die Pension steht. “ir haben heute noch knapp | 
die Hälfte von dem, was man 1889 den Knappschaftspensionären * } 
im 8.K.V. gewähren konnte. Ob das such ein Fortschritt in der | 
Soziulversicherung ist im Sinne des Versailler Vertrages,das | 
übe :lasse ich ruhıg der ner, der Hegierungskommission. |} 
ir haben heute noch kaum ein Drittel vorn dem, wes in der | 
Vorkriegszeit an Knappschaftspensionen gewährt wurde. Also 
darsm können Sie schon ersehen,daß auch die Regierungskon- 
mission an diese Frage denken muß, besonders, weil auch im 
Reich eine große Reform Platz gegriffen hat. Die Pensions- 
bezüge betragen im Reich ohne lavalidenrente 40 % als Mindest- | 
satz vom melinee Heuerlohn. Also weil es jeweiliger Hauer- 
lohn und !indessstz heißt, ist klar zu ersehen, deßb je nach 
der EunSchRanKuBE und nach der Iohnhöhe auch die Pehsion 
sich bewegt, und bei 25 jähriger Mitgliedschaft diese Höhe 
erreicht. Ich Elaube sagen zu sollen, was im Reich möglich 
gemacht wird, muß auch Im vaargebiet möglich gemächt werden 
und auf Grund dessen vertrete ich die Auffässung, daß die 
egierung endlich daran gehen muß, auch die !eform im Kanapp- 
schaftswesen so durchzuführen, wie es im Reich geschehen ist. 
Es ist gleich erledigt, sie_hat dem Gesetzesbogen vor sich 
liegen, sie brauch nur dem Landesrat des leichsknappschafts- 
gesetz vorzulegen, um es hier einzuführen. Ls würde sicher 
meiner Auffassung nach eine leichtigkeit sein, wenn nur der 
gute "Wille vorhanden ist. vie wissen, daß unsere Fraktion 
ga des Öfteren Anträge in dieser Frage gestellt hat, und wir 
atten Gelegenheit, äuch in einer Aussprache unsere lfünsche 
dem erh er vorzutragen. ir hatten weiter Gelegenheit, 
in einer anderen Besprechung, an der auch Herr Karius teil- 
genommen hat, zu hören, daß die Ab eilung Sozialversicherung 
en der Ausarbeitung einer Verordnung ist, die die Zusammen- 
fassung aller ng Er un gehe ten im Bergbau des Saurgebietes 
vorsieht. Auf die Anfrage von uns ist uns erklärt worden,die | 
Verordnung bewegt sich auf dem alten an Kaappschafts- | 
esetz und dem Heichsknappschaftsgesetz. Auf die wiederholten | 
infragen, ob auch die Nechte der Versicherten so erweitert | 
würden, wie es das Reichsknappschaftsgesetz vorsieht, in dem 
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Gewerkschaftsvertreter in den Knappschäftsvorstand und in die 
Ausschüsse des Knappschaftsvereins gewählt werden können; in 
dem der g Vorsitgente ein Arbeitnehmer sein muß usw., in dem’ 
ein Verträuensmann der Versicherten in der Verwaltung übernon- 
men werden soll- diese ltechte der Versicherten sind Oabee in 
der Weise gestaltet-, da ist uns von »eiten des Herrn Berg- 
heuptmannes erklärt worden: Jü, meine Herren, dagegen hat die 
Bergwerksdirektion sehr schwere Bedenken geäußert. 


(Zurufe: Hört ‚hört !) 


Nun frage ich mich, wie kommt die Bergwerksdirektion duzu, 
augegen Bedenken zu äußern? Sonst erklärte sie immer, wir 
können keiner Erhöhung der Pension zustimmen, weil das eine 
Beitragserhöhung mit sich bringt und eine Seitragserhöhung 
für uns untragbar ist. 


(Zurufe Hört, hött !) 


Die erweiterten Rechte der Versicherten, nehme ich an, benöti- 
gen keine Beitragserhöhung, denn es werden dedurch keine Nehr- 
sten entstehen. Aber trotzdem übt man auch da schwerwiegende 
Bedenken. Also müssen doch die Gewerkschaftsvertreter sehr 
sehr schlimme Menschen sein, daß solch BCBBerwan gende Beden- 
ken geäußert worden sind. Aber ich vertrete die uffussung, 
ich nehme auch an, daß diese Auffassung begründet ist, dal 
die Dedenken des Arbeitgebers im Bergbau so geachtet werden 
müssen vorn _der Megierung, als wena jeder ändere keliebige 
Mensch im Seaergebiet diese Bedenken geäußert hätte. 


( Zuruf: Sehr richtig !) 


Denn der Arbeitgeber im Bergbau im Saargebiet ist meiner Auf- 
fassung näch nicht im Sinne des Versailler Vertrages bei ei- 
ner Gesetzgeb 28 zu befragen. ‚'"enn auch wirklich die Befragung 
im Sinne des R 3 des Verseiller Vertrages in Frage kommen 
würde, dann müßte die Defraguag nicht mehr sein, als wenn der 
ner erregt wird. ‘ir sind schom des Öfteren befragt 
worden, wir sin schon hundertmal befragt worden und wir ha- 
ben gesehen, daß die Negierungskommission sehr wenig Gewicht 
auf unsere Schweren Bedenken gelegt hät. Auf Grund dessen 
vertrete ich die Auffassung, daß der französische »taut in 
dieser Frage nicht zu befragen ist, weil die fensionsregelung 
in dem $ 4 und N 24 des Versailler Vertrages benannt wird, 
aber die Befra nur auf die Bestimmungen des_$ 12 Platz 
greifen kann. Des ist ausdrücklich festgelegt. Das haben wir 
auch damals dem Herrn Berghuuptnann gesagt. Er het dann den 
Kopf geschüttelt und erklärt, darüber beschließt die Hegie- 
rungskommission. 
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Hoffmann ..... ‚Meine !erren! Es ist damals weiter erklärt worden, 


daß die Abteilung Sozialversicherung auf \rund der Änträge 
von uns an der Ausarbeitung eines Berichtes sei,der die 
Erhöhung der Bezüge in der Sozialversicherung vorsehen wür- 
de. Auf eine Anfrage von uns, wie hoch die Summe sei,ist 
erklärt worden,wir können ihnen keine Summe angeben, weil 
dies im Ermessen der !egierung liegt. Ich darf hinzufügen, 
daß bei der Sozialversigherung Verhältnisse Platz greifen 
müssen, wie sie in der Vorkriegszeit bestanden haben. Die 
Bezüge müssen in das Verhältnis zum Lohn gebracht werden 
wie damals, Das Daargebiet hat die verdamnte Pflicht und 
Schuldigkeit in dieser !rage vorwärts zu schreiten und 
keinen Krebsgang anzutreten. In der letzten Zeit haben wir 
in diesem -!teuse eine Vorlage verabschiedet, dic die Kriegs- 
opfer betraf und wir waren bei dieser Vorlage der Auffas- 
sung, daß die Se Iuap ve Iun our ehgssührt werden müßte. 
Ich nehme an, wenn wir damals der Auffassung waren, daß wir 
such heute der Auffassung sind,daß die Opfer der ärbeit mit 
ihren Leidensgenossen im Neich gleichgestellt werden müs- 
sen. | 


( Zuruf: Sehr richtig !) 


Die Arbeit ist zu allen Zeiten und bei allen Völkern in 
Lied und Yers geachtet worden. :..enn man die Arbeit ächtet 
und ehrt, dann muß man auch die Upfer der Arbeit ehren. 


( Zuruf: Sehr gut !) 


Nan muß diesen Opfern ihren Lebensabend so angenehm machen, 
daß sie nicht verhungern. Das ist dann nur möglich, wenn 
man in der Gesetzgebun dasjenige tut, was unbedingt getan 
werden muß und was auch von 75 % der »2aarbevölkerung ge- 
fordert wird. Meine Herren!Ich habe Ihnen einen Antrag vor- 
gelegt, wonach wir im buandesrat eine “Kundgebung dahin er- 

assen wollen, um einen Linfluß auf die Fegierung auszu- 
üben. In diesem inne schließe ich meine Ausführungen und 
wünsche und hnffe, daß die Regierungskommission als Treu- 
händerin des Völkerbundes auch die Grundidee des Völker- 
bundes in Anwendung bringt. 


N 


Vorsitzender: Das "ort hat der Abgeordnete Sticher ! 


Sticher (K.P.): Meine Herren! Der Abgeordnete Toffmann hat schon 


ausgeführt, daß die beiden \esetzesvorlagen für die Ver- 
‚sicherten nicht viel Zweck haben. Ich muß den Ausführungen 
Se zustimmen, indem er ee die ganze »0- 
zialversicherung durch dick und dünn hier beleuchtet hat. 
Es geht nicht an,daß z.3. von Krankenkassen ein Kranken- 
eld von 4,50 Fres. pro lag gezahlt wird. Desweiteren ver- 
langen wir eine bessere Ausbauung des Krankenkassenwesens. 
"ir verlangen,daß das Krankengeld so gestellt wird, daß 
mindestens ein Durchschnittslohn gezahlt wird, aus dem ein- 
fachen Grunde, weil, wenn der Arbeiter heute krank wird 
elend zu Grund gehen muß. .ir sehen nicht ein, daß der Ar- 
beiter unter den heutigen Zuständen mit einer solchen 
knappen Dezahlung noch leben kann. .!ir verlangen, daß den 
"Schnerinnen nicht nur ein +eil des Krankengeldes gezahlt 
wird, sondern daß das ganze Krankengeld 3 lonate vor und 
Monate nach der “eburt gezahlt wird, damit die leute in 
der Lage sind zu leben, ıwle es menschemwürdig ist. 
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orsitzender: Das ort hat der Äbgeordnete Dr.v.Vopelius ! 


Dr.v. Vopelius (DSY): Meine Herren! Sie werden von mir nicht erwar- 
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Im übrigen schließe ich mich den Ausführungen des Herrn | 
Hoffmann an. | 


ten, daß ich’so lange Reden halte, wie die !lerren Vorredner. 
ch muß zunächst darauf aufmerksam machen, daß die Kommunisten 
mit ihren Wünschen nur erreichen können, die »ozialversicherung ! 
zu zerstören,denn diese Wünsche sind derartig, daß sie über- | 
haupt niemand befriedigen kann. Ganz allgemein muß ich sagen, 
daß mich das starke Zegehren uicht nur der Xommunisten, sondern 
auch der Sozialdemokraten in Bezug: auf den weiteren Ausbau 
der Sozial-Folitik sehr ins »taunen setzt, da dieses Begehren 
doch in direktem Gegensatz zu der Ansicht der linken Parteien 
über die Sozialversicherung steht. Ich kenne die Auffassung, 
wie sie die sozialdemokratische Tresge und die sonstigen Sozi- 
alistischen Veröffentlichungen seit Jahrzehnten äußern, genau 
genug, als daß ich nicht wüßte, daß die deutsche Sozialver- 
sicherung von je her seitens der Linken abgelehnt worden ist 
und als der Sebssterachart unwürdig bezeichnet wurde. Ich 
laube deshalb, daß vie selbst der Sogialversicherung einen 
ienst erweisen würden wenn »ie Ihre \ünsche so einrichten, 
wie es Ihrer eigenen Anschauung entspricht und nicht Ihrem 
Prinzip entgegen immer weitere Forderungen begehren. 





(Zuruf: Sie kennen das Bismarekwort nicht !) 


Ich kenne das Bismarckwort,ich nehme an,daß Sie das "ort mei- 
.nen,wo Bismarck sagt," Die Sozialdemokratie wird noch an ihrer 
eigenen Langweile zugrunde gehen. ' 


leh muß mich nun zur Vorlage selbst wenden. In der 
Kommission habe ich gesagt, daß ich_es gern sehen möchte ‚daß | 
der Grundlohn 20.-Franken beträgt. Ich mß.-aber hier betonen, ® 
daß ich eine solche Zelastung für die Krankenkassen für viel | 
zu hoch eraächte und daß ihre lebensfshigkeit zweifellos be- 
einträchtigt würde. bs sind in’dieser !rage nicht nur die 
ünsche der Versicherten zu hören, sondern es muß auch Rück- 
sicht genommen werden auf die Versicherungsträger. \’enn ich 
trotzdem Ihrem "unsche a £ so kann ich mich zwar mit der 
Höhe des Betrages von _20.-franken als Grundlohn nicht einver- | 
standen erklären, will aber moin, DINVErStAndnTS für die _Fest- 


se zung eines Betrages von 16.-ranken im Namen meiner Fraktion ! 
erklären. | 
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$ 15 der Vorlage müssen wir ablehnen. Dieser Para- 
Ben wie durchaus irrtümlich in der Vorlage und ist über- 
lüssig umsomehr, als Strafen für Versäumis bereits ander- 
weitig festgesetzt sind. 


Was nun die Anträge betrifft, hinter $ 1512 der R.V.O. } 
eine neue Vorschrift einzufügen, die dahin abzielt, das Kran- | 
kengeld für die ersten 13 iochen nach dem Unfall durch die | 
Unfallversicherung zu übernehmen, faöös auf Grund dieses nr- 
falles eine Rente oder ein Sterbegeld zu zahlen ist, so mıß | 
ich bedauern, Ihren Wünschen hier richt folgen zu können. Sie 
versuchen hier,einen großen leil der Kosten für den Unfall 
von den Krankenkassen auf die Derufsgenossenschäften abzuwäl- 
zen und wollen den Unternehmern alle die Kosten aufbürden, für 
die er nach der ganzen Konstruktion des Unfall-Versicherungs- 
Gesetzes nicht haftbar ist. Das geht natürlich nicht an,denn 
der vinn der Unfallversicherung ist der, Unfall-Renten oder 


F 


Sterbegelder 
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Sterbegelder zu bezahlen; aber nicht der, das Krankengeld 
in seiner vollen Höhe zu übernehmen. | | 

- Meine Herren! Ich muß ausdrücklich darauf aufnerk- 
sam müchen,daß. die Arbeitgeber in Bezug auf die Sozial-Vsr- 
Sicherung Schon außerordentliches leisten. Ich. mul weiter 
darauf aufmerksam machen, daß gerade hier im Vaargebiet 
Dozialversicherungen in form von Fensions-und Krankenkassen 
bestanden haben, ehe überhaupt seitens der !iegierung an et- 
was derartiges gedacht wurde. 


( Zuruf des Abgeordneten Eifler !) 


Herr Eifler,es ist alles geschehen, lange bevor Sie auf der 
Welt waren. Ich glaube ‚die Ärbeitgeberschaft darf für sich 
in Anspruch nehmen, daß sie in der Sozialpolitik nicht im- 
mer noch weiter belastet wird. "ir lehnen deshuülb den Zu- 
satzantrag ab. Ä 


Zu dem Funkt ' Rücklugen bei den Berufsgenossenschaften' ' 


habe ich nichts hinzuzufügen; meine Fraktion ist mit den 
eschlüssen der Kommission einverstanden. 


Vorsitzender: "ir kommen dann zur Abstimmung über die Vorlage betr. 3 


Erhaltung leistungsfähiger Krankenkassen. 

Zu 9 2 der Vorlage ist von der fommission der Antrag ge- 
stellt worden, daß _ der $ 180 Äbsatz 2 der R.V,O. nächste- 
hende Fassung erhälten soll: 

' Bei der Festsetzung des Grundlohnes muß der Entgelt 
berücksichtigt werden, soweit er 20.-Franken für den 
Arbeitstag nicht übersteigt. Die Satzung kann ihn darü- 
ber hinaus bis zum wirklichen Arbeitsverdienst berück- 
sichtigen. ' 

Wer für diesen Antrag ist, möge die Hand erheben. 

2 stimmen sind dagegen- die anderen dafür. 

Der Abgeordnete Dr.v.Vopelius stellt hierzu den Antrag, 

statt 20.-Fraänken = 16.-!ranken zu setzen. 

"er für diesen Antrag ist, möge die Hund erheben. 

2 Stimmen sind dafür, die änderen dagegen. 


Za $ 15 wird Streichung beantragt. 


ker für die Streichung dieses Farugraphen ist,nöge die Hand 
erheben. 


- Die ©treichung erfolgt einstimmig.- 
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Vorsitzender: Das ort hat der Abgeordnete Dr.v.Vopelius! 





Dr,v. Vopeliug (DSV): Ich möchte benntrugen, daß die Regierung 
‚diesen Paragraphen zurückzieht. 


Vorsitzender: Das "ort hat der Abgeordnete Karius ! 


Karius (Z.): Es handelt sich um die Frage der Verzugszinsen. Es 
kommt vor, daß Arbeitgeber näch Jahren die gesamten Bezüge 
nach. zahlen müssen. \'enn nun die Arbeitgeber Zinsen | 

. zahlen müssen für die Beiträge, dann müssen die Versicherungs-’ 
träger Verzugszinsen zahlen für die Leistungen. 


Vorsitzender: Za 3 26 hat die Kommission folgende Fassung bean- 
ragt: 





Hinter $ 1512 der R.V.O. wird nachstehende neue Vorschrift 
angefügt: 





3 1512 a 


Ist festgestellt, daß der Träger der Unfallversicherung! 
auf Grund eines Unfalles eine Rente oder rg Sage zu zuh 
len hat, „50 a er der Krankenkasse die Kosten für Kranken 


pflege r.1l) zu erstatten, die sie dem-Verletzten 
Bra ; ae ersten dreizehn !!ochen nach dem Unfall sewährt 
at. 


Für die ee Pie dreiachtel des Grundlohnes 
zu ersetzen, nach welchem sich das Krankengeld_des Berechtig- 3 


ten bestimmt. Bei Krankenhauspflege gilt dassclbe wie für 
Krankenpflege. 
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Die Erstattung nach 1l5l2 a tritt nicht ein, wenn _in- 
nerhalb eines Jahres nach dem Unfall kein Anspruch auf Rente 


oder acer bei en Träger der Unfallversicherung gel- 
temnd gemacht worden ist 


Ferner ist im gi 1515 Absatz 2 der R. He 0. Minter den 
orten " aus dem $ 1501 " einzufügen: "151 


Wer dafür ist, möge die Hand erheben. 


za: 


- lit allen gegen 2 Stimmen angenommen, - 








Das \.ort hat der Abgeordnete Kratz ! 


Kratz (Z.): Ich bitte festzustellen, ob der Antrag zu $ 25 der 


der Vorlage betr. Streichung der \lorte: ' und einer knapp- 
schaftlichen Krankenkasse " schon erledigt ist. 


Vorsitzender: Der Antrag ist zurückgezogen und es bleibt bei der 
Vorlage. 
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Wir kommen nun weiter zu dem Verordnungsentwurf betr. 


Rücklagen bei den Berufsgenossenschaften. 


Hierzu liegt kein FOR TUERERDEESE Tür \enn das ort nicht 
. gewünscht wird, nehme ich an, daß die Vorlage einstimmig 
angenommen wird. 


Nun liegt ein Äntrag der Sozialdemokratischen Fraktion 
vor, welcher lautet: | 


"Die Sozialdemokratische Fraktion des Landesrates 
beantragt, der Landesrat wolle beschließen, der Htegierungs- 
kommission wird nachfolgende lintschließung unterbreitet: 


EatssHläasßBunet, .. 


"ie Mitgliedern des Landesrates lag einer 
Verhandlung auf dem OÜberbergamt von seiten des Herrn Berg- 
hauptmann mitgeteilt und wie aus den Ausführungen des Herrn 
Regierungsvertreters in der Krmmissionssitzung vom 3.Juli 
zu ersehen ist, befindet sich die Abteilung Sozialversiche- 
rung in der Prüfung zwecks Erhöhung der Bezüge in der Sozi- 
Bere berunn. Ferner soll eine Verordnung über die Zusanm- 
menfassung aller Knappschaftsvereine im Bergbau des Saarge- 
bietes in Bearbeitung sein. 


Der Landesrat begrüßtm diese Verordnung. 


| Er erwartet jedoch, daß dieselbe sich dem Reichsknapp- 
schaftsgesetz anpaßit damit die Rechte der Versicherten er- 
weitert, die Bezüge derselben wieder in das Verhältnis zn 
Arbeitslohn, wie in der erhal. go gebracht, und der Ab- 
schluß eines Freizügigkeits- und Gegenseitigkeitsvertrages 
mit dem Reichsknappschaftsverein ermöglicht wird. | 
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Er begrüßt ferner, daß die Regierungskomission end- #% 
lich an den Ausbau der Sozialversicher heranzugehen gedenkt 
und erwartet, daß eine Angleichung derselben an die deutsche 
Gesetzgebung durchgeführt, damit auch die Bezüge aus der 

anken-, Unfall-, Invaliden- und ilinterbliebenen-sowie der 
Angestelltenversicherung wieder in das Verhältnis zum Ar- 
beitslohn wie in der Vorkriegszeit gebracht wird. 


Der landesrat ersucht die Regierungskommission dringend, ° 
deesen Eger ungen zu entsprechen und den Erlaß der ange- 

ündigten Verordnungen, damit die unhaltbare lage der Opfer 
der Arbeit endlich gebessert wircl, zu beschleunigen. 


N PUT 


Wer für diesen Antrag ist, möge die Hand erheben. 


7A 


-Ich stelle die einstimmige Annahme fest.- 


Es liegen noch 2 kleine Ergänzungsanträge vor. Der erste 
gehört zum Erbsch ssteuergesetz und lautet: 


" Die Verhandlungen mit De Seen äohtigen ger 
Daarpfalz erfolgen nach wie vor durch die saar- 
pfälzischen Finanzänter. ' 


er 
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Wer für diesen Antrag ist, möge die Hand erheben. ‘/iderspruch 
erhebt sich nicht. Ich stelle die einstimmige Annahme fest. 


Der andere Nachtrags-Antrag zur Verordnung betr. 
Erhebung und Verrechung der Kirchensteuer 
lautet: 


| Zar Verordnung betr.Erhebung und Verrechnung der 
Kirchensteuer fügt die Zentrumsfraktion ihrem üutachten noch 
die Erklä an, daß _ sie der Vorlage in der Voraussetzung 
zustimmt, dal: die Vorlage das Steucrrecht der pfälzischen 
EULTREBBERIIERN, insbesondere hinsichtlich der Zau-Umlage, 
nicht berührt. " 


er für diesen Antrag ist, möge die Hand erheben. 


Ich stelle fest, daß dieser Antrag mit allen gegen 
die Stimmen der Linken angenommen wird. 


Schmelzer (DSV): Meine Herren! Neuerdings hat eine gesetzliche liet- 
kann. Der bisherige »atz, eine Friedensmärke = 1,25 !rcs. 


Verkennung der Lage der lausbesitzer sei um so erstaunlicher, 
als es doch bekannt ‚ daß zahlreiche von ihnen ‚die bis- 
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Die NMietpreiserhöhung ist gegen die Stimmen ücı beiden Ver- 
treter des Landesrates in der Kommission zustande gekommen. 
Diese haben mehr Verständnis für die Lage der Mausbesitzer 


go rung überstimmt worden. Da diese liajorisierungen der 
ndesra 


T7T,.5 


- Vorsitzender: Das ‘ort hat der Abgeordnete Karius! 
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Karius (Z.): Ich röchte meiner Fraktion vorschlagen, daß sie ihren 
ertreter zurückzieht, da die beiden Vertreter des Landes- 


rates mit ihren Vorschlägen kein Gehör finden. 


€ 


Vorsitzender: Meine Herren! "!ir stehen am Schlusse einer Tagung 
von der wohl gesagt werden darf, daß der Landesrat fleißige 
beit geleistet hat. Ls beschäftigten uns nicht weniger als 5 
15 Vorlagen, von zum Teil sehr umfangreicher Art und größter 
Bedeutung für das ganze irtschaftsleben des Saargebietes, | 
insbesondere in sozialer Ninsicht für das werktätige Volk | 
und tausende unserer in großer und größter !iot lebender 1» 
Mitmenschen. S 5 
Ein großes Gewicht legte der Landesrat auf eine ie. 
gründliche Vorberatung der Vorlagen, weshalb hierzu nicht * 
weniger als 86 Xommissionssitzungen notwendig wären. Dazu | 
kommen die- Fraktionssitzungen der einzelnen en Men | 
sonstiger 
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sonstiger Zeitaufwand der einzelnen Äbgeordneten tür ein- 
schlägige Informationen. Dadurch war es möglich, die sämt- 
lichen Vorlagen in 9 Plenarsitzungen zu verabschieden, ‚eine. 
gewiß anerkennungswerte Leistung, wenn man berücksichtigt, 
daß alle Mitglieder: des Lendesrates ihr Mandat nebenamt.lich | 
susüben und in ihrem eigentlichen Berufe von früh bis spät B 
tätig sind. Mögen die Veruand AUEBEn zum. Segen des Daarge- | 
hbietes 'ınd zum Wohle seiner Bevölkerung sich auswirken. 


©. Der Erlaß des Herrn Präsidenten der Regierungskon- 
mission lautet: | 


“ı Nach Einsicht der Verordnung vom 24.llärz 1922 uber 
die Errichtung des Landesrätes, i 
Nach Einsicht der Geschäftsordnung für den Landes- 
rat vom 31.0ktober 1922.insbesondere des Artikels 1, 


Und nach Anhörung des Vorstandes 
Bestimme ich folgendes: 


Artikel 1 


Die am 25. Februar 1924 eröffnete Sitzungsperiode des 
Landesrates, die sich auf das erste, zweite una dritte. Vier- 
teljahr des Jahres 1924 erstreckte, wird am heutigen lage 


geschlossen. 





Saarbrücken,den 17,.J0li 1924. 
Der Präsident der Regierungskommission: 
gez. V. Rault 


Staatsrat. 
Das "ort hat der Abgeoränete Schmelzer! 


Schmelzer (DSY): Ich glaube, in ihrer aller Namen zu handeln,wenn 
ich dem Präsidium und cem Büro des Landesrates unseren Dank 
susspreche. Herr Scheuer nat >3 verstanden, die Gkeschäfts- 
ordnung zu handhaben, ohne mit den Mitgliedern des Landes- 
rates und mit der Regierung in Konflixt zu kommen, und So 
den Beweis zu liefern, daß auch ein Mitglied des Landesrates 
die Verhandlungen in ersprisßlicher !!eise leiten kenn. 


er 


Vorsitzender: Ich danke den Herren, insbesondere auch im Namen 
des Büros für die gezollte Anerkennung und wünsche in der 
nun eintretenden Fause gute srholung. 
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Schluß der Sitzung 5o0 Uhr; 
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